Ämterlotsen - ein Modell für Luzern? Erleichterung des Zugangs zu sozialen Leistungen durch Amtsbegleitungen by Forster, Tanja & Müller, Raffael
  
 
 
Urheberrechtliche Hinweise zur Nutzung Elektronischer Bachelor-Arbeiten 
 
 
Die auf dem Dokumentenserver der Zentral- und Hochschulbibliothek Luzern (ZHB) gespeicherten 
und via Katalog IDS Luzern zugänglichen elektronischen Bachelor-Arbeiten der Hochschule 
Luzern – Soziale Arbeit dienen ausschliesslich der wissenschaftlichen und persönlichen 
Information.  
 
Die öffentlich zugänglichen Dokumente (einschliesslich damit zusammenhängender Daten) sind 
urheberrechtlich gemäss Urheberrechtsgesetz geschützt. Rechtsinhaber ist in der Regel1 die 
Hochschule Luzern – Soziale Arbeit. Der Benutzer ist für die Einhaltung der Vorschriften 
verantwortlich.  
 
Die Nutzungsrechte sind: 
- Sie dürfen dieses Werk vervielfältigen, verbreiten, mittels Link darauf verweisen. Nicht erlaubt 
ist hingegen das öffentlich zugänglich machen, z.B. dass Dritte berechtigt sind, über das Setzen 
eines Linkes hinaus die Bachelor-Arbeit auf der eigenen Homepage zu veröffentlichen (Online-
Publikation).  
- Namensnennung: Sie müssen den Namen des Autors/Rechteinhabers bzw. der 
Autorin/Rechteinhaberin in der von ihm/ihr festgelegten Weise nennen.  
- Keine kommerzielle Nutzung. Alle Rechte zur kommerziellen Nutzung liegen bei der 
Hochschule Luzern – Soziale Arbeit, soweit sie von dieser nicht an den Autor bzw. die Autorin 
zurück übertragen wurden.  
- Keine Bearbeitung. Dieses Werk darf nicht bearbeitet oder in anderer Weise verändert werden.  
 
Allfällige abweichende oder zusätzliche Regelungen entnehmen Sie bitte dem urheberrechtlichen 
Hinweis in der Bachelor-Arbeit selbst. Sowohl die Hochschule Luzern – Soziale Arbeit als auch die 
ZHB übernehmen keine Gewähr für Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit der publizierten 
Inhalte. Sie übernehmen keine Haftung für Schäden, welche sich aus der Verwendung der 
abgerufenen Informationen ergeben. Die Wiedergabe von Namen und Marken sowie die öffentlich 
zugänglich gemachten Dokumente berechtigen ohne besondere Kennzeichnung nicht zu der 
Annahme, dass solche Namen und Marken im Sinne des Wettbewerbs- und Markenrechts als frei zu 
betrachten sind und von jedermann genutzt werden können.  
 
 
Luzern, 16. Juni 2010 
 
Hochschule Luzern 
Soziale Arbeit 
 
 
 
Dr. Walter Schmid 
Rektor 
 
 
 
                                                        
1 Ausnahmsweise überträgt die Hochschule Luzern – Soziale Arbeit das Urheberrecht an Studierende zurück. In diesem Fall ist 
der/die Studierende Rechtsinhaber/in. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ämterlotsen – Ein Modell für Luzern?  
Erleichterung des Zugangs zu sozialen Leistungen durch Amtsbegleitungen 
 
 
 
Raffael Müller, Tanja Forster 
Bachelorarbeit der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit 
August 2010 
  

2 
 
Vorwort der Schulleitung 
 
 
 
Die Bachelorarbeit ist Bestandteil und Abschluss der beruflichen Ausbildung an der Hochschule 
Luzern, Soziale Arbeit. Mit dieser Arbeit zeigen die Studierenden, dass sie fähig sind, einer be-
rufsrelevanten Fragestellung systematisch nachzugehen, Antworten zu dieser Fragestellung zu 
erarbeiten und die eigenen Einsichten klar darzulegen. Das während der Ausbildung erworbene 
Wissen setzen sie so in Konsequenzen und Schlussfolgerungen für die eigene berufliche Praxis 
um. 
 
Die Bachelorarbeit wird in Einzel- oder Gruppenarbeit parallel zum Unterricht im Zeitraum von 
zehn Monaten geschrieben. Gruppendynamische Aspekte, Eigenverantwortung, Auseinanderset-
zung mit formalen und konkret-subjektiven Ansprüchen und Standpunkten sowie die Behauptung 
in stark belasteten Situationen gehören also zum Kontext der Arbeit. 
 
Von einer gefestigten Berufsidentität aus sind die neuen Fachleute fähig, soziale Probleme als 
ihren Gegenstand zu beurteilen und zu bewerten. Sozialarbeiterisches Denken und Handeln ist 
vernetztes, ganzheitliches Denken und präzises, konkretes Handeln. Es ist daher nahe liegend, 
dass die Diplomandinnen und Diplomanden ihre Themen von verschiedenen Seiten beleuchten und 
betrachten, den eigenen Standpunkt klären und Stellung beziehen sowie auf der Handlungsebene 
Lösungsvorschläge oder Postulate formulieren. 
 
Ihre Bachelorarbeit ist somit ein wichtiger Fachbeitrag an die breite thematische Entwicklung der 
professionellen Sozialen Arbeit im Spannungsfeld von Praxis und Wissenschaft. In diesem Sinne 
wünschen wir, dass die zukünftigen Sozialarbeiter/innen mit ihrem Beitrag auf fachliches Echo 
stossen und ihre Anregungen und Impulse von den Fachleuten aufgenommen werden. 
 
 
 
 
 
 
Luzern, im August 2010 
 
Hochschule Luzern, Soziale Arbeit 
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Abstract 
Durch das Luzerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit wurde eine Forschungsar-
beit in Auftrag gegeben, bei welcher das Modell der Hamburger Ämterlotsen auf eine mögliche Imp-
lementierung in der Stadt Luzern untersucht werden sollte. Als Ausgangspunkt diente eine Arbeitsta-
gung, in welcher von Seiten der Ärztegemeinschaft eine Hilfestellung für Arbeiten über ihr Kernge-
schäft hinaus angeregt wurde. 
Die vorliegende Forschungsarbeit widmet sich damit der Bedarfsermittlung für eine Erleichterung des 
Zugangs zu sozialen Leistungen durch Begleitung auf Seiten einzelner sozialer Einrichtungen in der 
Stadt Luzern. Zusätzlich wurde das Konzept der Ämterlotsen in Hamburg untersucht um zu klären, ob  
deren Amtsbegleitungsangebot den ermittelten Bedarf in der Stadt Luzern abdecken könnte. 
Für diese Ermittlung und Untersuchung wurden diverse Leitfadeninterviews in Hamburg sowie Luzern 
geführt. Zudem wurde eine quantitative Forschung mittels Fragebogen bei über 40 sozialen Einrich-
tungen in der Stadt Luzern durchgeführt. 
Durch die Forschung wurde deutlich, dass grundsätzlich ein Bedarf an Amtsbegleitungen von Seiten 
der sozialen Einrichtungen in der Stadt Luzern besteht. Aufgrund der unterschiedlichen Vorausset-
zungen und Strukturen, welche in der Schweiz und Deutschland herrschen, scheint eine 1:1-
Umsetzung des Projekts Ämterlotsen Hamburg in Luzern nicht die ideale Lösung zu sein. Die Erfah-
rungen und Informationen, welche aus dem Besuch in Hamburg gewonnen werden konnten, sollen 
jedoch bei der weiteren Lösungsfindung unbedingt beachtet werden. Um eine adäquate Unterstüt-
zungsmöglichkeit für beide Seiten, die der Institutionen und der Hilfesuchenden, entwickeln und allen-
falls auch umsetzen zu können, braucht es deshalb weitere Bedarfsermittlungen und Abklärungen. 
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Vorwort 
Die Autorin und der Autor haben sich zu Beginn des Moduls 103 Projektmethodik Sozialarbeit zusam-
mengeschlossen, ohne sich vorher kennengelernt zu haben. Dennoch gestaltete sich die Arbeit von 
Beginn an als anregend und konstruktiv. Schnell wurde man sich über die gegenseitigen Interessen 
einig. Über die gesamte 11-monatige Erarbeitungsdauer kann von einer grundsätzlich ausgeglichenen 
Mitbestimmung der Autorin und des Autors gesprochen werden: Entscheidungen wurden nur bei ge-
genseitiger Übereinstimmung getragen und es wurde viel Wert auf einen ständigen Informationsaus-
tausch gelegt. Somit kam es während der ganzen Erarbeitungszeit zu keinen Unstimmigkeiten oder 
Auseinandersetzungen. Im Gegenteil, die Zusammenarbeit verlief harmonisch und ermöglichte gar 
ein freundschaftliches Kennenlernen. 
Die persönliche Motivation der Autorin und des Autors für die Bearbeitung dieser Thematik liegt im 
Bedürfnis einer Verbesserung der aktuellen Situation, wie sie bei in der Folge genannten Arbeitsta-
gung der Caritas Schweiz und des Luzerner Forums festgestellt wurde. Es war der Autorin und dem 
Autor ebenso ein Anliegen, die damit zusammenhängenden Bedürfnisse der Institutionen zu erfassen 
um daraus nützliche Forschungsergebnisse ableiten zu können. Damit einhergehend war es ein Anlie-
gen, ein neues Themenfeld kennenzulernen, verbunden mit der Möglichkeit, über das Netzwerk des 
Luzerner Forums für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit professionelle Kontakte zu knüpfen. 
Schliesslich hat auch die Aussicht auf eine Publikation der Arbeit auf der Website des Luzerner Forums 
und als Newsletter desselben ein motivierendes Moment. 
Die Autorin sowie der Autor waren nebst der Bachelorarbeit innerhalb der Hochschule Luzern – Sozia-
le Arbeit als auch durch ihre beruflichen Verpflichtungen bereits stark eingebunden. Für Termine und 
gemeinsame Absprachen blieb somit nicht viel Zeit, was einen effizienten Einsatz der Ressourcen er-
forderte. Bereits früh wurde deshalb entschieden, dass die Arbeiten möglichst hälftig verteilt, die Ka-
pitel aber gemeinsam verfasst werden. Dabei wurden die jeweiligen Wünsche und Kenntnisse der oder 
des einzelnen berücksichtigt. Ausserdem wurden die geschriebenen Arbeiten zur eigenen Absicherung 
der oder dem anderen zum Gegenlesen gegeben, so dass das vorgängig besprochene gemeinsame 
Themenverständnis auch entsprechend umgesetzt wurde. Die jeweiligen Schritte wurden vor und 
nach jedem Arbeitsprozess besprochen und angeschaut. Als hilfreich für den Arbeitsprozess wurden 
die daraus entstandenen fruchtbaren Diskussionen und die gemeinsame Auseinandersetzung mit dem 
Thema empfunden, welche viele kleine Rückschritte aber auch grosse Fortschritte mit sich brachten. 
Aus dieser gemeinsamen Zusammenarbeit erwuchs immer wieder von neuem die Motivation, sich 
intensiv mit der Thematik auseinander zu setzen. 
Die Zusammenarbeit mit dem Luzerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit erfolg-
te ausschliesslich über den Geschäftsführer Herrn Rolf Kurath. Von ihm erhielt das Team wesentliche 
Informationen über die Auftragsarbeit und deren Ausgangslage. Ausserdem konnten durch gemein-
same Treffen offene Fragen geklärt sowie Kontakte vermittelt werden. Herr Rolf Kurath war dem 
Team mit seinem fundierten Wissen und seiner Hilfsbereitschaft eine wichtige Stütze. Die Zusam-
menarbeit verlief deshalb zu jedem Zeitpunkt sehr zufriedenstellend. 
Hilfreich für den gesamten Arbeitsprozess war auch der Besuch der Ämterlotsen in Hamburg. Vor Ort 
konnten offene Fragen geklärt werden, welche auf telefonischem oder schriftlichem Weg zu einem 
wesentlich weniger umfangreichen Bild geführt hätten. Die Autorin und der Autor wurden mit sehr viel 
Offenheit und Herzlichkeit empfangen.  
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Die Autorin und der Autor sind sich bewusst, dass die vorliegende Arbeit keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit haben kann. Trotzdem hoffen sie, dass sie die an sie gerichteten Erwartungen erfüllen 
konnten und die Arbeit zumindest Anregung für weitere Diskussionen bildet. 
Dank 
Die Autoren bedanken sich ganz herzlich bei jenen, die mit ihrer Unterstützung zum Gelingen dieser 
Arbeit beigetragen haben. 
Ganz speziell danken wir: 
Rolf Kurath vom Luzerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit für die wertvolle 
Unterstützung, Kontakte und Geduld. 
Dem Diakonie-Hilfswerk Hamburg, speziell der Projektleitung Ämterlotsen, namentlich Herr Jochen 
Küchle, Herr Peter Ogon und Herr Peter Schröder-Reineke, für ihre Zeit, Offenheit und Vertrauen. 
Herr Heinrich Dubacher, Bereichsleiter Sozialhilfe der Stadt Luzern, für die konstruktiven Hinweise 
und Kontakte. 
Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Institutionen, die mit dem Ausfüllen des Fragebogens zu 
dieser Arbeit beigetragen haben, für ihre Zeit und wertvollen Ausführungen. 
Bei unseren beiden Lektorinnen Frau Martina Aeberhard und Frau Brigitte Müller für die kritische Be-
gutachtung der Arbeit und die wertvollen Rückmeldungen. 
Bei all unseren Lieben, für die wir in den letzten Monaten wenig Zeit hatten, für ihre Geduld und ihre 
wertvollen gedanklichen Inputs. 
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1. Einleitung 
Dieses erste Kapitel beginnt mit einer Schilderung der Ausgangslage, in welcher eine erste Annähe-
rung an die Thematik und deren Zustandekommen geschildert wird. Im Anschluss daran formulieren 
die Autorin und der Autor die Fragestellungen sowie das Ziel der Arbeit. Nach den Erläuterungen zu 
den Adressatinnen und Adressaten der Arbeit schliesst dieses erste Kapitel mit einer Vorschau auf 
Inhalt und Struktur der Arbeit ab. 
1.1 Ausgangslage 
An der Arbeitstagung „Chancengleichheit in der Gesundheit im Griff“ vom 11.3.2009, organisiert von 
der Caritas Schweiz und dem Luzerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit, haben 
insbesondere die Vertreter der Hausärztinnen und -ärzte festgestellt, dass der Zugang zu sozialen 
Leistungen für viele Menschen schwierig ist. Häufig sei der Hausarzt oder die Hausärztin für solche 
Fragen und Anliegen die erste Anlaufstelle. Die Teilnehmenden der Tagung wollten deshalb den Zu-
gang zu den Leistungen der unterschiedlichen Systeme durch eine zu entwickelnde Form der Sozial-
begleitung verbessern. 
Als Beispiel für ein solches Angebot wurde das in Deutschland bestehende Angebot der Ämterlotsen 
genannt. Diese Ämterlotsen sind ehrenamtlich Tätige, die eine Zugangserleichterung zu sozialen Leis-
tungen bieten in dem sie Antragsstellende und Hilfesuchende zu Behörden, Ämtern und Institutionen 
begleiten. Ihre Arbeit besteht in der Unterstützung bei der Antragsstellung, dem Vermitteln bei 
Sprachproblemen, beim Schlichten in Konfliktsituationen und der Hilfe bestehendes Recht durchzu-
setzen. Dabei werden sie in der Regel durch Professionelle der Sozialen Arbeit betreut und koordiniert. 
Das Modell der Hamburger Ämterlotsen dient als Grundlage für die Beschreibung einer möglichen 
Ausgestaltung eines solchen Angebotes, da die Diakonischen Hilfswerke Hamburg als erstes ein sol-
ches Angebot lancierten. Es wird aufgezeigt, wo sich die Leistungen dieses Angebotes mit dem Bedarf 
einer Zugangserleichterung zu sozialen Leistungen in Luzern überschneiden. Dazu wurde eine Be-
darfsabklärung bei ausgewählten Institutionen in Luzern (Caritas, Sozial Info Rex, Sozialamt Stadt 
Luzern, RAV, etc.) durchgeführt. Die Arbeit zeigt also auf, ob die Implementierung eines Amtsbeglei-
tungsangebots zur Verminderung der beschriebenen Zugangsschwierigkeiten zu sozialen Leistungen 
von wichtigen sozialen Institutionen in Luzern als sinnvoll erachtet würde. So konnten Aussagen dar-
über gemacht werden, inwiefern sich ein Amtsbegleitungsangebot im Stile der Hamburger Ämterlot-
sen für die bestehenden Bedürfnisse der Institutionen in Luzern eignen würde oder nicht und welche 
Rahmenbedingungen eingehalten werden müssten. Der Auftrag für diese Arbeit wurde durch das Lu-
zerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit erteilt. 
1.2 Fragestellungen 
Hauptziel ist es, die Einrichtung eines Amtsbegleitungsangebots für die Stadt Luzern zu prüfen und zu 
bewerten. Die Feststellung, dass Hilfesuchende zuweilen Schwierigkeiten haben, die ihnen zustehen-
de soziale Hilfe tatsächlich zu bekommen, kann unterschiedliche Ursachen haben. Je nachdem, wel-
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che Probleme im Zugang zu sozialen Leistungen festgestellt und wie ihre Ursachen beurteilt werden, 
gestalten sich mögliche Lösungen unterschiedlich. In der vorliegenden Arbeit wird gemäss des Auf-
trags davon ausgegangen, dass Amtsbegleitungen hier einen bisher noch nicht klar definierten Beitrag 
leisten könnten.  
Vorrecherchen haben ergeben, dass es kaum einen gemeinsamen Konsens darüber gibt, was Amts-
begleitungen genau sind, geschweige denn, dass es eine Diskussion darüber geben würde, inwiefern 
diese überhaupt als sinnvoll zu erachten sind. Diese Fragen schwingen in der vorliegenden Arbeit im-
mer mit und stehen mal mehr, mal weniger im Vordergrund. 
Die Klärung der unterschiedlichen Zugangshindernisse zum System der Sozialen Sicherheit in der 
Schweiz bildet neben einer Hinführung zu einer Definition und Angebotsbeschreibung von Amts-
begleitung den Rahmen und die Grundlage dieser Arbeit. 
Die für die darauf aufbauende Erhebung leitenden Fragestellungen werden nachfolgend dargelegt. 
Hierbei werden zu jeweils drei Hauptfragestellungen die zugehörigen Unterfragen, die leitenden The-
sen und die Zielformulierungen aufgeführt. 
Diese drei Fragestellungen ergeben sich dabei aus der Auftragsformulierung und der beschriebenen 
Ausgangslage. Dieser Dreiteiligkeit folgt der gesamte Aufbau der vorliegenden Erhebung. Zunächst 
wurde abgeklärt, welcher Bedarf für ein Amtsbegleitungsangebot aus Sicht einzelner Institutionen in 
der Stadt Luzern überhaupt besteht, damit der Gefahr einer Implementierung eines solchen Angebo-
tes ohne tatsächliche Indikation vorgebeugt werden kann. 
Ergänzend dazu sollte erhoben werden, wie sich ein solches Amtsbegleitungsangebot organisieren 
lässt, welche Bestandteile es beinhaltet und wie die Erfahrungen mit einem bereits bestehenden 
Amtsbegleitungsangebot aussehen. Das an der vorgängig erwähnten Arbeitstagung als Beispiel er-
wähnte Projekt Ämterlotsen in Hamburg erwies sich für die Autorin und den Autor dafür als sehr ge-
eignet. 
Die dritte Fragestellung beinhaltet schliesslich die Zusammenführung und Bewertung der vorange-
gangenen Fragen. Sie soll dem Auftrag entsprechend Aufschluss darüber geben, inwiefern eine Imp-
lementierung eines Amtsbegleitungsangebotes in Luzern angebracht sein könnte. 
1.2.1 Erste Fragestellung 
Beschreibungswissen 
Unterfragen: 
⋅ Sehen im sozialen Bereich tätige Institutionen einen Bedarf an einem Amtsbegleitungsange-
bot? (Bewertungswissen) 
⋅ Wie kommt der festgestellte Bedarf zustande? (Erklärungswissen) 
⋅ Welche Angebote für die Erleichterung des Zugangs zu sozialen Leistungen bestehen bereits? 
(Beschreibungswissen) 
Welcher Bedarf besteht für eine Erleichterung des Zugangs zu sozialen Leistungen durch Be-
gleitung auf Seiten einzelner sozialer Einrichtungen in der Stadt Luzern? 
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⋅ Werden durch die Institutionen selber bereits Amtsbegleitungen durchgeführt? (Beschrei-
bungswissen) 
⋅ Decken sie den beschriebenen Bedarf? (Bewertungswissen) 
⋅ Zu welchen Institutionen müssten Amtsbegleitungen gemacht werden? (Bewertungswissen) 
Thesen: 
⋅ Der Bedarf sozialer Institutionen der Stadt Luzern an einem Amtsbegleitungsangebot ist nicht 
erhoben und geklärt. 
⋅ Durch eine Bedarfsabklärung in den betreffenden Institutionen können dazu entsprechende 
Aussagen gemacht werden. 
Ziel: 
Der Bedarf aus Sicht sozialer Institutionen in der Stadt Luzern ist ermittelt und ausgewertet. 
1.2.2 Zweite Fragestellung 
Beschreibungswissen 
Unterfragen: 
⋅ Welche Gründe führten zur Einführung der Ämterlotsen? (Beschreibungs-/ Erklärungswissen) 
⋅ Wie ist das Konzept organisiert? (Beschreibungswissen) 
⋅ Welche Bedürfnisse sollen damit abgedeckt werden? (Beschreibungswissen) 
⋅ Welches sind die Ziele, die damit erreicht werden sollen? (Beschreibungswissen) 
⋅ Werden diese Ziele erreicht? (Bewertungswissen) 
⋅ Wie sehen die Erfahrungen damit aus? (Handlungswissen) 
⋅ Wie ist das Konzept vom Standpunkt der Profession Soziale Arbeit aus zu bewerten? (Bewer-
tungswissen) 
Thesen: 
⋅ Es liegt ein Konzept zu den Ämterlotsen Hamburg vor. Die damit gemachten Erfahrungen 
können ermittelt und aufgeführt werden. 
Ziel: 
Das Produkt Ämterlotsen Hamburg ist beschrieben. 
Wie ist das Konzept der Ämterlotsen Hamburg aufgebaut und wie sehen die Erfahrungen da-
mit aus? 
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1.2.3 Dritte Fragestellung 
Bewertungswissen 
Unterfragen: 
⋅ Was wäre der Mehrwert aus Sicht der Sozialen Arbeit für die Stadt Luzern? (Bewertungswis-
sen) 
⋅ Besteht eine Konkurrenzsituation in Bezug auf andere Angebote? (Beschreibungswissen) 
Thesen: 
⋅ Das Projekt Ämterlotsen aus Deutschland eignet sich unter Umständen als Instrument, um die 
Bedürfnisse abzudecken. 
⋅ Bedarfsabklärung und Produktebeschrieb können einander gegenübergestellt werden, woraus 
Aussagen über die Sinnhaftigkeit einer Implementierung eines Amtsbegleitungsangebots in 
der Stadt Luzern gemacht werden können. 
Ziele: 
⋅ Der Bedarf und das Produkt wurden einander gegenübergestellt und die entsprechende Eig-
nung für den Platz Luzern konnte ermittelt werden. 
⋅ Die Bachelorarbeit kann als Grundlage für weitere Empfehlungen zuhanden des Luzerner Fo-
rums für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit dienen. 
1.3 Adressatinnen und Adressaten 
Bei dieser Bachelorarbeit handelt es sich um ein Auftragsprojekt. Es richtet sich deshalb in erster Linie 
an das Luzerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit und dessen Mitglieder. Weiter 
sind aber auch Vertreter einzelner Anspruchsgruppen von Amtsbegleitungen angesprochen; nament-
lich Beratungsstellen und Institutionen, die durch ein solches Angebot entlastet werden könnten sowie 
Vertreter der Einrichtungen, zu denen eine Zugangserleichterung mittels Begleitung sinnvoll sein 
könnte. Schliesslich richtet sich die vorliegende Arbeit an alle interessierten Professionellen der Sozia-
len Arbeit, die sich mit der Thematik auseinandersetzen möchten.  
1.4 Aufbau der Arbeit 
In dieser Bachelorarbeit wird nachfolgend in Kapitel 3 und 4  auf die theoretischen Grundlagen einge-
gangen, welche für die Thematik relevant erscheinen. In einem ersten Teil umreissen die Autorin und 
der Autor das System der Sozialen Sicherheit in der Schweiz und relevante Zugangshindernisse zu 
Kann und soll ein Amtsbegleitungsangebot im Stil der Hamburger Ämterlotsen den ermittel-
ten Bedarf in der Stadt Luzern abdecken? 
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diesem. In einem zweiten Teil werden Amtsbegleitungen begrifflich umrissen, theoretisch in der So-
zialen Arbeit verortet und ihre Wirkung auf die verschiedenen Systemebenen erläutert.  
In Kapitel 4 wird auf die Grundlagen der vorliegenden Forschung eingegangen. Dabei stehen die Me-
thodik, die Fragen sowie die entwickelten Gesprächsleitfäden im Vordergrund. Zusätzlich wird über 
die Kontaktaufnahme mit den Institutionen, über die Datenerhebung und -auswertung informiert. 
In Kapitel 5 werden die Resultate der Bedarfsabklärung bei über 40 sozialen Institutionen in der Stadt 
Luzern präsentiert, welche im Anschluss in der Beantwortung der dritten Fragestellung in Kapitel 7.1.3 
mit dem Beschrieb der Ämterlotsen Hamburg verglichen und ausgewertet werden. 
Kapitel 6 stellt das Projekt der Ämterlotsen in Hamburg vor. Ein Organisationsbeschrieb der sich ent-
lang der in der Einleitung vorgestellten Fragestellungen bewegt, soll Aufschluss über Intentionen für 
und Erfahrungen mit Amtsbegleitungen geben. Dafür wurden während eines Augenscheins vor Ort 
Interviews mit Schlüsselpersonen geführt, welche zusammengefasst im Anhang (Teil A) aufgeführt 
werden. 
Im Schlusskapitel erfolgt ein Fazit über die ganze Arbeit. Die wichtigsten Erkenntnisse aus der For-
schung werden mit den theoretischen Grundlagen zusammengeführt und bewertet. Für die Soziale 
Arbeit sowie für das Luzerner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit dürften die 
Schlussfolgerungen, welche die Beantwortung der Fragestellungen beinhalten, zentral sein. Mit einem 
Ausblick in die Zukunft und der Erläuterung offener Fragen wird die Bachelorarbeit abgeschlossen. 
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2. Zugangsschwierigkeiten im System der 
sozialen Sicherung 
Das System der Sozialen Sicherheit in der Schweiz ist komplex. Unterschiedliche Zuständigkeiten und 
Zugangsbedingungen zu den verschiedenen Sozialwerken vermitteln Personen gerade mit Mehrfach-
problematiken schnell das Gefühl, dass sie hin und her geschoben werden. Sobald sich die Zugangs-
bedingungen wieder ändern, verändern sich auch die Schnittstellen. Eine unbezifferte Anzahl von 
Menschen bewegt sich somit ständig zwischen den verschiedenen Institutionen der Sozialen Sicher-
heit in der Schweiz. 
Die berufliche und soziale Integration gehört zu den Kernzielen von Sozialversicherungen und Sozial-
hilfe. Die Übersicht und Koordination über die verschiedenen Massnahmen hat jedoch in den letzten 
Jahren abgenommen. Gemäss Ruth Bachmann, Franziska Müller & Andreas Balthasar (2005) kann 
somit kaum mehr von einem kundenfreundlichen Dienstleistungsangebot gesprochen werden. Mit 
einem Postulat forderte deshalb die nationalrätliche Kommission für Soziale Sicherheit und Gesund-
heit im Jahr 2000 den Bundesrat auf, die Möglichkeit zur Einleitung von Massnahmen zu prüfen, wel-
che den Zugang für die Bevölkerung zu den verschiedenen sozialen Sicherungssystemen erleichtern 
können. Speziell wird das Einrichten von sozialen Anlaufstellen erwähnt (S. 1). In vielen Kantonen und 
Städten wurden bereits solche Anlaufstellen eingerichtet. Trotzdem gibt es immer noch Menschen, 
die nicht zu ihren Rechten kommen oder das Recht nicht in Anspruch nehmen. In einem ersten Schritt 
werden deshalb die Problemgruppen und deren Lebenslagen aufgezeigt, die unter der Mehrfachprob-
lematik leiden und oftmals zur armen Bevölkerungsschicht gehören. Anschliessend folgt eine Über-
sicht über das Angebot der Sozialen Sicherheit in der Schweiz. Der Zugang der Problemgruppen zu 
den Leistungen innerhalb der Sozialen Sicherheit ist aber keineswegs einfach oder stets gewährleistet. 
Hindernisse können diesen Zugang erschweren. Als Konsequenz darauf wurden in verschiedenen 
Städten/Gemeinden in der Schweiz Anlaufstellen errichtet, welche den Zugang zu den sozialen Leis-
tungen erleichtern sollen. Es folgt speziell eine Übersicht über die Anlaufstelle Sozial Info REX in Lu-
zern. Das Kapitel endet mit einem entsprechenden Fazit. 
2.1 Problemgruppen und deren Lebenslagen 
Die Zusammensetzung der betroffenen Personen ist, speziell in sozialpolitischer Hinsicht, von grosser 
Bedeutung. Diese Informationen lassen insbesondere auf Lücken im sozialen Netz schliessen. Damit 
stellt sich die Frage, in welchen Bereichen das System der Sozialen Sicherheit ergänzt werden soll. Bei 
der vorliegenden Arbeit geht es aber nicht um die Beantwortung dieser Frage. Deshalb erfolgt nur ein 
allgemeiner Überblick über die Personengruppe sowie deren Probleme.  
2.1.1 Problemgruppen 
Laut Robert E. Leu, Stefan Burri & Tom Priester (1997) verfügt die Mehrheit der ständigen Wohnbe-
völkerung über objektive und subjektive Wohlfahrt. Es gibt aber überall einzelne Gruppen, welche 
eindeutig schlechter gestellt sind. Demnach werden Gruppen, die klar häufiger unter Problemen lei-
den als der Rest der Bevölkerung als Problemgruppen bezeichnet (S. 293). Gerade die arme Bevölke-
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rung weist im Vergleich zur restlichen Wohnbevölkerung vermehrt Probleme auf. Zudem treten häufi-
ger Kumulationen von drei und mehr Problemen auf. Neben Finanzproblemen und überbelegten 
Wohnungen kommen auch häufiger Phasen von Erwerbslosigkeit, Gesundheitsproblemen und Defizi-
te in den Sozialbeziehungen vor. Auswertungen haben ergeben, dass speziell Ausländerinnen und 
Ausländer, Alleinerziehende, Erwerbslose und Invalidenrentnerinnen und -rentner, im Vergleich zur 
übrigen Armutsbevölkerung überdurchschnittlich unter Mehrfachproblemen leiden. Ebenfalls zu die-
ser Gruppe gehören die alleinlebenden Frauen und Männer. Erheblich seltener von mehreren Proble-
men gleichzeitig betroffen sind Selbständige, Angestellte und Personen, welche sich in der Ausbildung 
befinden (S. 297-298). Diese Auswertungen decken sich mit den Ergebnissen von Robert Fluder, Tho-
mas Graf, Rosmarie Ruder & Renate Salzgeber (2009) welche besagen, dass vor allem geschiedene, 
über 45-Jährige sowie Personen ausländischer Herkunft ein erhöhtes Risiko darstellen, im IAS-System 
zu verbleiben. Das IAS-System betrachtet die Gesamtheit der Leistungssysteme der IV-Renten, IV-
Taggelder, Arbeitslosenentschädigungen und der Sozialhilfe. Männer haben demnach eine höhere 
Bezugsquote von Arbeitslosenentschädigung (ALE) und IV-Renten als Frauen. IV-Renten werden zu-
dem häufiger von den über 45-Jährigen bezogen. Demgegenüber steht der Zuwachs von Sozialhilfe-
Bezügerinnen und –Bezüger bei den 18 - 25-Jährigen. Das Risiko eines Leistungsbezugs hängt zudem 
stark von der persönlichen Situation und damit auch dem Zivilstand ab. Die Bezugsquote liegt bei den 
Geschiedenen am höchsten, gefolgt von den Ledigen. Auch bei den Nationalitäten können Unter-
schiede ausgemacht werden. Vor allem Personen aus aussereuropäischen Ländern und Nicht-EU-
/EFTA-Staaten liegen mit der Bezugsquote klar über dem Durchschnitt (XIII). 
2.1.2 Lebenslagen 
Laut Weisser (1956, zit. in Robert E. Leu, Stefan Burri & Tom Priester, 1997) und Nahnsen (1975, zit. in 
Leu, Burri & Priester, 1997) sind Menschen handelnde Subjekte, Akteure, die aktiv an der Gestaltung 
ihrer Lebensbedingungen beteiligt sind. Die Handlungsspielräume werden jedoch zusätzlich durch die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und durch sozialpolitische Eingriffe bestimmt. Somit wird die 
Lebenslage, in welcher sich ein Mensch befindet, durch gesellschaftliche Institutionen mitgeprägt (S. 
52). Für Leu, Burri & Priester bietet das Lebenslagenkonzept einen guten Ansatz um die tatsächliche 
Versorgungslage der betroffenen Menschen mit Mehrfachproblematik zu bestimmen. Das Konzept 
gibt Antworten auf den Verfügungsspielraum von Gütern und Dienstleistungen. Zu diesem Zweck 
werden zentrale Lebensbereiche aufgeführt, die aus subjektiven und objektiven Indikatoren bestehen. 
Die Beschreibung dieser Indikatoren erlaubt es Aussagen über die Lebensqualität zu ziehen. 
 
Lebensbereich Dimensionen 
Wohnsituation 
Wohnqualität 
Wohnstatus 
Kosten der Wohnversorgung 
Zufriedenheit mit dem Wohnen 
Arbeit und Ausbildung 
Erwerbsstatus 
Berufliche Stellung und Arbeitssituation 
Erwerbslosigkeit 
Zufriedenheit mit der Arbeit 
Bildungsniveau 
Zufriedenheit mit der Ausbildung 
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Lebensbereich Dimensionen 
Soziale Herkunft 
Elternhaus während der Sozialisation 
Subjektive Schichteinstufung 
Private Netzwerke 
Soziale Kontakte 
Zufriedenheit mit sozialen Kontakten 
Subjektives Wohlbefinden 
Lebenszufriedenheit 
Besorgnis- und Anomiesymptome 
Gesundheit 
Wahrnehmung gesundheitlicher Probleme 
Behinderungen und Pflegebedürftigkeit 
Arzt- und Spitalbesuch 
Versicherungsschutz 
Zufriedenheit mit der Gesundheit 
Finanzielle Situation 
Haushaltseinkommen 
Finanzielle Belastungen 
Subjektiver Einkommensbedarf 
Zufriedenheit mit dem Einkommen 
Demographie 
Demographische Merkmale 
Haushalts- und Familienstruktur 
Bewältigungsstrategie 
Problemlagen und Bewältigungsstrategie 
Erfahrungen mit Ämtern und Behörden 
Tabelle 1: Lebensbereiche und Dimensionen, Leu, Burri & Priester, 1997, S. 56 
Nach Leu, Burri & Priester (1997) gilt demnach eine Person als arm, die in einem der Lebensbereiche 
nicht über die nötigen Mindeststandards verfügt. Meistens wird dabei aber nicht nur ein Mindeststan-
dard eines Lebensbereichs unterschritten sondern gleich mehrere. Es herrscht damit eine Multidimen-
sionalität der Lebenslagen. Diese führt in der Regel dazu, dass eine betroffene Person aus der Gesell-
schaft ausgegrenzt wird. Dies ist darauf zurückzuführen, dass je mehr eine Person bei Mindeststan-
dards von Lebensbereichen unterversorgt ist, sie sich umso stärker gegenüber der Gesellschaft ab-
grenzt (S. 53-57). 
Lebensqualität 
Eine Methode, um weitere Ungleichheiten von Lebensbereichen zu messen, besteht auch in der Ver-
wendung von Indikatoren des subjektiven Wohlbefindens. Kombiniert man die Dimensionen der Le-
bensbedingungen und des subjektiven Wohlbefindens erhält man eine Vier-Felder-Tafel. 
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Gemäss Fluder und Stremlow (1999) liegt das Ziel der Sozialen Sicherheit darin, den Menschen gegen  
Risiken abzusichern. Die Risiken der wirtschaftlichen und sozialen Existenzsicherung werden immer 
vielfältiger und nehmen insgesamt zu. Dies bedeutet für viele eine zunehmende Herausforderung in 
Bezug auf die Vermeidung sozialer Ausgrenzung und Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine be-
friedigende Absicherung (S. 29).  
2.2.1 Übersicht des Angebotes 
Das System der Sozialen Sicherheit in der Schweiz ist komplex. Nach Bachmann, Müller & Balthasar 
(2005) lassen sich fünf Kategorien von Leistungen des Systems der Sozialen Sicherheit unterscheiden 
(S. 7-8): 
Leistungen der Sozialversicherungen: Hier gilt das Eintreten eines bestimmten Risikos als Bezugsbe-
rechtigung der Leistungen. Dazu werden folgende Leistungen gezählt: 
⋅ Invalidenversicherung (IV) 
⋅ Arbeitslosenversicherung (ALV) 
⋅ Berufliche Vorsorge (BV) 
⋅ Krankenversicherung (KV) 
⋅ Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 
⋅ Unfallversicherung (UV) 
⋅ Militärversicherung (MV) 
⋅ Familienzulagen in der Landwirtschaft (FLG) 
⋅ Erwerbsersatzordnung (EO) 
Einkommensabhängige Zusatzleistungen zu den Sozialversicherungen: Liegt das Einkommen un-
ter einer definierten Grenze, werden zusätzliche Unterstützungsleistungen der oben genannten Versi-
cherungen gewährt (Prämienverbilligung, Ergänzungsleistungen zur AHV und IV) 
Kantonale wirtschaftliche Leistungen: Diese basieren auf dem Versicherungsprinzip (Familien- und 
Kinderzulagen) oder sind einkommensabhängig (Arbeitslosenhilfe, Jugendhilfe, Mutterschaftsbeihilfe, 
Alimentenbevorschussung, Stipendien, usw.). 
Wirtschaftliche Sozialhilfe (WSH): Diese Unterstützungsleistungen sind bedarfsabhängig und basie-
ren auf Bedarfsrechnungen (Haushaltbudget). 
Persönliche Sozialhilfe: Dazu werden die Beratungs-, Betreuungs- und Dienstleistungsangebote ge-
zählt (z.B. Sozialberatung).  
2.3 Hindernisse im Zugang zu sozialen Leistungen 
Gemäss Aussage von Herrn Heinrich Dubacher, Bereichsleiter Sozialhilfe, Sozialamt Luzern (siehe 
Interview im Anhang A) liegt die Nichtbezugsquote von wirtschaftlicher Sozialhilfe laut Caritas bei 
rund 50%. Als mögliche Gründe nennt er die hohe Hemmschwelle von staatlichen Leistungen abhän-
gig zu sein, das Fehlen des Willens oder von anderen Unterstützungsmöglichkeiten, die eine akute 
Notlage verhindern würden. 
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Die Untersuchung durch Bachmann, Müller & Balthasar (2005) hat gezeigt, dass sich zwei Gruppen von 
Hindernissen im Zugang zu sozialen Leistungen unterscheiden lassen. Bei der ersten Gruppe hängt der 
Zugang stark vom Wissen, der Wahrnehmung und den Handlungsressourcen der Personen ab. Bei der 
zweiten Gruppe geht es um die Art der Problemstellung (S. 12). 
2.3.1 Erste Gruppe: Personenbezogene Hindernisse 
In vielen Fällen wird der Zugang zu den Leistungen des Systems durch fehlendes Wissen über das Leis-
tungsangebot erschwert. Die fehlenden Kenntnisse über die Möglichkeit zum Bezug von finanzieller 
Unterstützung gilt gemäss einer Untersuchung durch Wim Van Oorschot (1994, zit. in Bachmann, Mül-
ler & Balthasar, 2005, S. 13) als wichtigste Ursache des Nichtbezugs. Neben dem fehlenden Wissen 
werden auch die mangelnden Kenntnisse über die Vorgehensweise als Hindernis genannt. Generell be-
steht hier laut Bachmann, Müller & Balthasar (2005) ein Mangel an Kenntnissen über die Aufbaustruk-
turen der Verwaltung, wodurch bereits beim Ausfüllen von Formularen Probleme auftreten können. 
Als weiteres Hindernis wird die Überschätzung eigener Handlungsressourcen aufgeführt. Dabei bean-
spruchen Personen trotz sozialer und gesundheitlicher Probleme keine Unterstützung, obwohl sie 
dazu berechtigt wären, weil sie der Ansicht sind, auch ohne diese Unterstützung auszukommen. Dies 
führt oft zu einer Kumulation respektive Verschärfung der Probleme. 
Als Letztes in der ersten Gruppe wird die erschwerte Handlungsfähigkeit der Betroffenen genannt. Dies 
kann vor allem in Krisensituationen, bei körperlicher Behinderung, psychischer Erkrankung oder bei 
Altersbeschwerden der Fall sein (S. 13-14). 
Weil die Hindernisse in dieser Gruppe vorwiegend damit zu tun haben, dass der hilfesuchenden Person 
die nötigen Ressourcen nicht zur Verfügung stehen oder dass diese eine Fehleinschätzung der eigenen 
Lage vornimmt, sprechen die Autorin und der Autor hier in der Folge von personenbezogenen Hinder-
nissen. 
2.3.2 Zweite Gruppe: Problembezogene Hindernisse 
Weiter wird der Zugang zu den Leistungen der Sozialen Sicherheit durch die Art der Problemstellung 
beeinflusst. Es lassen sich dabei nach Bachmann, Müller & Balthasar (2005) zwei Hauptschwierigkeiten 
unterscheiden. Diese zweite Gruppe versehen die Autorin und der Autor in der vorliegenden Arbeit mit 
der zusätzlichen Bezeichnung der problembezogenen Hindernisse. 
Schwierigkeiten ergeben sich „wenn es sich beim Anliegen der Betroffenen um eine Mehrfachproble-
matik respektive eine Fragestellung handelt, welche mehrere Leistungserbringer tangiert“ (S. 14). 
Dabei sind vor allem die Leistungen von Sozialversicherungen wie die IV, ALV und Sozialhilfe respekti-
ve die IV, BV und Krankentaggeldversicherer betroffen. 
Zweitens können sich Schwierigkeiten ergeben, wenn die Fragestellung einen Tabubereich tangiert. 
Häufig werden wirtschaftliche Notlagen oder Suchtprobleme als Problembereiche angesehen, wobei 
dies von der individuellen Beurteilung abhängig ist. Eine Untersuchung durch Isabelle Villard (2001, 
2003, zit. in Bachmann, Müller & Balthasar, 2005, S. 15) zeigte eine grosse Passivität der Nichtbezie-
henden in Bezug auf Ergänzungsleistungen der AHV auf. Obwohl diese Personen um die Leistung und 
ihren Anspruch darauf wussten. Gerade bei älteren Menschen zeigt sich auch eine Angst vor Stigmati-
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ben wie Beratungen, Abklärungen, aktive Triagen oder individuelle Koordination an. Zur letzten Kate-
gorie werden die polyvalenten Sozialzentren sowie Sozialversicherungsanstalten gezählt, welche 
mehrere Leistungserbringer integrieren und über eine zentrale Empfangsstelle verfügen (S. 19-21). 
Gemäss Anita Cassese wurde die Implementierung dieser Anlaufstellen oftmals durch lokale Sozial-
ämter initiiert (2005, zit. in Aveline Reinau & Andreas Odermatt, 2006, S. 20). Infolge des Subsidiari-
tätsprinzips erbringt die Sozialhilfe Leistungen, wenn andere Leistungserbringer nicht oder nicht mehr 
in Anspruch genommen werden können. Sie ist deshalb daran interessiert, Hilfesuchende rechtzeitig 
an die richtige Stelle zu vermitteln. 
2.4 Schaffung einer sozialen Anlaufstelle in Luzern für die 
erste Gruppe 
2004 wurde in Luzern das Sozial Info REX (Stadt Luzern, 2009) errichtet. Nach Prüfung verschiedener 
Möglichkeiten wurde das Sozial Info REX dem Sozialamt angeschlossen, genauer dem Bereich soziale 
Integration. Die Zusammengehörigkeit zeigt sich auch in der Wahl des Standortes. Obwohl bewusst 
eine räumliche Trennung zum Sozialamt gewählt wurde, sind diese im gleichen Gebäude unterge-
bracht. Diese gehört mit ihrem erweiterten Angebot zur zweiten Kategorie der oben aufgezählten 
Anlaufstellen. Das Sozial Info REX ist in erster Linie eine zentrale Informations- und Anlaufstelle der 
Sozialdirektion für Fragen im Sozial- und Gesundheitswesen, welche für alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt Luzern offen steht, unabhängig von ihrer sozioökonomischen Stellung, Religions-, 
Geschlechts- oder Ethnienzugehörigkeit. Auf Wunsch werden auch erste Kontakte mit zuständigen 
Stellen hergestellt oder notwendige Abklärungen getroffen. Eine weitere Dienstleistung bildet der 
Schreibdienst. Dieser bietet Unterstützung beim Lesen und Schreiben von Korrespondenz. Die freiwil-
ligen Mitarbeitenden helfen auch beim Ausfüllen von Formularen und beim Formulieren von Anträ-
gen, Einsprachen, Gesuche usw. Zusätzlich gehört auch das Anbieten von Auskünften, Orientierungs-
hilfen, Kurzberatungen und Informationen für Fachstellen im Sozial- und Gesundheitswesen zum An-
gebot des Sozial Info REX.  
Durch das Angebot des Sozial Info REX werden hauptsächlich Personen aus der ersten Gruppe ange-
sprochen, bei welchen der Zugang zu sozialen Leistungen stark vom Wissen, der Wahrnehmung und 
den Handlungsressourcen abhängt. Eine gezielte kundenfreundliche Gestaltung der Schnittstelle zwi-
schen Institutionen und Kundinnen und Kunden trägt dazu bei, dass die Auskunft über soziale Leistun-
gen und Angebote durch die Bevölkerung abgeholt wird. Zusätzlich leistet die Anlaufstelle mit der 
Beratung über die Vorgehensweise bei der Gesuchstellung für Leistungen einen direkten Beitrag, Hin-
dernisse im Zugang zu vermindern. Institutionen, welche regelmässig Arbeiten über ihr Kerngeschäft 
hinaus für ihre Klienten übernehmen müssen, haben damit die Möglichkeit, diese ans Sozial Info REX 
zu verweisen. Damit dies aber auch durchgehend genutzt wird, müssen die angebotenen Dienstleis-
tungen den Institutionen und Stellen innerhalb der Stadt Luzern bekannt sein und immer wieder ins 
Gedächtnis gerufen werden. 
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2.5 Fazit: Einbezug von Amtsbegleitungen zur Verminderung 
von Zugangsschwierigkeiten zu sozialen Leistungen 
Anhand des erwähnten Forschungsberichts wurde aufgezeigt, dass sich zwei Gruppen von Hindernis-
sen im Zugang zu sozialen Leistungen unterscheiden lassen. Personen aus der ersten Gruppe werden 
vermehrt durch die Schaffung von Anlaufstellen abgeholt. Durch die Wissensvermittlung und das Auf-
zeigen über die Vorgehensweise bei der Gesuchstellung werden Zugangsschwierigkeiten zu sozialen 
Leistungen gemindert. Durch dieses Angebot werden Drittstellen entlastet, welche diese Arbeiten 
über ihr Kerngeschäft hinaus übernommen haben. Ressourcen werden somit gebündelt und bringen 
ein effizienteres Vorgehen mit sich. Die Erfahrungen der Anlaufstellen sind bis jetzt durchwegs positiv 
in Bezug auf die bisherigen Zugangsschwierigkeiten.  
Ebenfalls zur dieser ersten Gruppe werden auch Personen mit erschwerter Handlungsfähigkeit auf-
grund einer Krisensituation gezählt. Diese lassen sich aufgrund physischer oder psychischer Probleme 
schnell verunsichern und ziehen sich wieder zurück, wenn sie nicht unmittelbar an die richtige Stelle 
oder Information gelangen. Genau bei diesen Personen könnte eine ergänzende Dienstleistung wie die 
der Amtsbegleitung Sinn machen. Im Fall der Stadt Luzern wird diese Dienstleistung weder vom Sozial 
Info REX noch von einer anderen Institution ausschliesslich angeboten. Somit erfolgt zwar eine Emp-
fangnahme auf niederschwelliger Basis und schnelle Triage der Hilfesuchenden zu Drittstellen, die 
weitere Betreuung im Anschluss an diesen Erstkontakt an zuständige Stellen fällt demnach aus. Gera-
de Personen mit physischen oder psychischen Problemen verfügen oftmals über ein eher geringes 
Selbstwertgefühl und –vertrauen. Für solche Leute kann der Gang auf weitere Amtsstellen und Institu-
tionen ein kaum zu überwindendes Hindernis darstellen, welches mit grossen Ängsten vor dem Unbe-
kannten und mit Selbstzweifeln gepaart ist. Hier könnte die Amtsbegleitung eingreifen, indem sie 
solche Menschen auf Amtsstellen begleitet und damit Sicherheit vermitteln und ihnen als „Rücken-
stütze“ dienen.  
Auch in der zweiten Gruppe von Zugangshindernissen, die durch die Art der unterschiedlichen Prob-
lemstellungen beeinflusst wird, können Amtsbegleitungen wirksame Hilfe leisten. Vor allem eine 
Mehrfachproblematik, kann hier leicht zu einer Verunsicherung auf Seiten der Leistungsbeanspru-
chenden führen. Abstimmungsprobleme, ungenügende Zusammenarbeit zwischen den Stellen oder 
das Warten der Institutionen auf das Tätigwerden einer anderen Stelle tragen das Ihrige dazu bei. Dies 
kann zu einer Überforderung bei diesen Personen führen, denen sie sich nicht gewachsen fühlen. Das 
Ignorieren dieser Probleme kann somit zu einer Häufung führen, wodurch die Situation an Komplexi-
tät zunimmt. Der Aufwand für eine spätere Bearbeitung erhöht sich und dadurch auch die damit ver-
bundenen Kosten auf der Seite des Leistungserbringers. 
Auch hier können solche Personen durch Anlaufstellen unterstützt werden, die wie das Sozial Info REX 
durch Vermittlung von Wissen und durch die Triage an andere Stellen helfen. Dennoch liegt es auch 
hier an der hilfesuchenden Person diese Hilfe anzunehmen und die weiteren Schritte selbständig zu 
unternehmen. Somit liegt es in ihrer Verantwortung die entsprechenden Stellen aufzusuchen und wei-
tere Termine zu organisieren. Auch in solchen Fällen könnte eine Amtsbegleitung als Stütze für solche 
„Amtsgänge“ dienen. Das Gefühl nicht alleine zu sein und auch bei der weiteren Prozessentwicklung 
unterstützt zu werden, kann bestenfalls, im Sinne des Empowerments, zu mehr Eigenständigkeit und 
Selbstvertrauen führen. 
Dasselbe gilt auch für Menschen aus der zweiten Gruppe, bei denen die Fragestellung einen Tabube-
reich tangiert und somit zu einer Zugangsschwierigkeit für soziale Leistungen wird. Hier liegt die 
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3. Zugangserleichterung zu sozialen 
Leistungen mittels Begleitung 
In Bezug auf die genannten Hindernisse im vorherigen Kapitel wird klar, dass Menschen, die Anspruch 
auf Leistungen der Sozialen Hilfe haben auch von einer persönlichen Begleitung zur zuständigen Stelle 
profitieren können. Der Grad der Unterstützungsbedürftigkeit bestimmt sich dabei aus der Ausgestal-
tung des Problems, das behoben werden soll und Determinanten, die sich aus der Person ergeben. In 
der Folge ist vorwiegend von Hindernissen die Rede, die sich aufgrund erschwerter Handlungsfähig-
keit der Betroffenen oder aufgrund einer Mehrfachproblematik ergeben (vgl. Kapitel 2.5). Denn vor-
wiegend hier kann die niederschwellige Hilfe zur Selbsthilfe durch Amtsbegleitungen Zugangshinder-
nisse abschwächen oder beseitigen helfen. 
Es gilt in diesem Kapitel nun Amtsbegleitungen von verschiedenen Seiten her zu beleuchten. Die Ver-
ortung in den drei Systemebenen soll dazu einen Anfang machen, wonach eine Beschreibung beste-
hender Angebote sowie eine begriffliche Annäherung über die beiden Wortteile „Amt“ und „Beglei-
tung“ eine weitere Perspektive eröffnen. Es folgt die Darstellung des Vorgangs der Zugangserleichte-
rung zu sozialen Leistungen mittels Begleitung innerhalb des Systems der sozialen Sicherung. Vor 
dem abschliessenden Fazit, das die Perspektive der Wirkung von Amtsbegleitungen aufzeigen soll, 
indem es die hinter Amtsbegleitungen stehenden Empowermentprozesse auf den verschiedenen Sys-
temebenen erläutert, wird die von der Autorin und dem Autor verwendete Definition von Amtsbeglei-
tungen vorgestellt. 
3.1 Amtsbegleitungen in Bezug zu den Systemebenen 
Amtsbegleitungen spielen sich auf allen drei Analyseebenen ab, auf denen man soziales Geschehen 
betrachten kann, nämlich auf der Mikro-, Meso- und Makro-Ebene. Innerhalb der Mikroebene (auch 
Individualebene) findet die Unterstützung von Hilfesuchenden hauptsächlich in Form von emotionaler 
Unterstützung statt. Die freiwilligen Begleiter werden dabei von den Hilfesuchenden als „Rückenstüt-
ze“ empfunden und können auch in der Rolle als Vermittler wahrgenommen werden. 
Findet diese Vermittlerrolle auf Wunsch einer Institution / Amt / Stelle statt, ist davon die Mesoebene 
betroffen. Auf dieser Ebene können Amtsbegleitungen entlastend und unterstützend wirken, in dem 
sie als Vermittler zwischen den Hilfesuchenden und den Institutionen dienen. Dies aber in erster Linie 
aufgrund ihrer Anwesenheit und nicht in einer aktiven Form, wie der einer Mediation oder Om-
budsstelle. Die Bedeutung dieser Unterstützung wird jedoch je nach Art der Institution anders aufge-
fasst. Je nach Interessen und Aufbau werden die Amtsbegleitungen aus der Sicht der Stelle als hilfreich 
oder sogar als bedrohend angesehen, je nachdem ob diese auf Leistungs- oder Bezugsseite agiert. 
Auf der letzten der drei Ebenen, auf der Makroebene oder auch Kollektivebene, handelt es sich um 
eine Analyseeinheit, welche grössere gesellschaftliche Aggregate bzw. Systeme untersucht. Innerhalb 
der staatlichen Ebene dient die Amtsbegleitung als Instrument, um den Zugang zu sozialen Leistun-
gen sicherzustellen. 
Diese drei Ebenen können aber nicht getrennt voneinander betrachtet werden, da sie miteinander 
verbunden sind. Geschieht also eine Veränderung auf einer Ebene, hat dies unwillkürlich Auswirkun-
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gen auf die anderen beiden Ebenen. Die Gesellschaft hat somit ein Interesse daran, dass die Bedürfnis-
se des einzelnen Menschen befriedigt werden, da dies unverzichtbar als Stabilitätsvoraussetzung auf 
allen drei Ebenen vorzusehen ist. Die Gesellschaft ist somit nicht mehr als ein Spiegel des Mikrosys-
tems. Die Theorie deckt sich damit mit der Präambel der schweizerischen Bundesverfassung welche 
besagt, dass sich die Stärke des Volkes am Wohl des Schwachen misst. 
3.2 Unterschiedliche Begriffe – gleiche Tätigkeit 
Eine allgemeingültige und schlüssige Definition für das Angebot der Amtsbegleitungen gibt es noch 
nicht. Ebenso wurde die Tätigkeit nach Wissen der Autorin und des Autors noch nie eindeutig umris-
sen. Eine Bestandsaufnahme durch Recherchen hat ergeben, dass aber einige Dienstleistungen unter 
die Kategorie „Amtsbegleitung“ gesetzt werden können. 
Eine differenzierte Sicht auf die Ausgestaltung solcher Angebote würde den Rahmen dieser Arbeit 
sprengen. Die Vielfalt ist gross und ihre Spannweite reicht von punktuellen, wenig organisierten, 
manchmal gar privaten Engagements bis zu institutionell stark eingebundenen und konzeptionell dif-
ferenzierten Angeboten wie etwa das Beispiel der Ämterlotsen, das in Kapitel 6 dieser Arbeit genauer 
beschrieben wird. 
Betrachtet man bestehende Angebote zur Zugangserleichterung für soziale Leistungen mittels Beglei-
tung, fällt auf, dass es im Rahmen der Freiwilligenarbeit gerade in Deutschland bereits ein recht brei-
tes Angebot gibt. Aber auch in der Schweiz finden sich vereinzelt Amtsbegleitungen bzw. ähnlich ge-
lagerte Angebote. Die Bezeichnungen variieren dabei jedoch erheblich, ebenso ihre Ausgestaltung. So 
ist etwa von einer ‚“Begleitung für Amtsgänge“ (GGG Wegweiser Basel), einer „Ämterbegleitung“ (Ak-
tion Gratishilfe) oder von „persönlicher Begleitung auf Ämter“ die Rede; und während bei den Diakoni-
schen Hilfswerken verschiedener deutscher Bundesländer die „Ämterlotsen" den Hilfesuchenden im 
Behördendschungel weiterhelfen, begleiten in einigen Bundesländern die Sozialpaten der Caritas ne-
ben anderen Dienstleistungen diese zu diversen Institutionen. 
Wenig organisierte Beispiele auf privater Basis finden sich etwa vereinzelt in Nachbarnetzen, die priva-
te Dienstleistungen in einem Quartier oder Stadtteil anbieten, bzw. deren Austausch koordinieren. 
Ebenso erleichtern aber auch viele polyvalente (Sozial-) Beratungsstellen den Zugang zu sozialen Leis-
tungen mittels Begleitung, in dem sie in ihren Tätigkeitsbeschrieben explizit auch die Vermittlung zu 
und mit Behörden und Ämtern anbieten, was teilweise auch die Begleitung dahin beinhalten kann. Die 
Bedarfsabklärung für die Stadt Luzern, die in Kapitel 5 dieser Arbeit folgt, liefert hier einen Überblick 
über diese Angebote. 
3.2.1 Wortteil „Amt“ 
Der oft genutzte Wortteil „Amt“ bzw. „Ämter“ in den Angebotsnamen und -beschreibungen erachten 
die Autorin und der Autor als irreführend und ungenau. Denn bei den Angeboten geht es nicht aus-
schliesslich um die Begleitung zu Ämtern. Vielmehr schliesst die Amtsbegleitung, wenn man die Aus-
gestaltung der Angebote betrachtet bzw. nach dem „wohin“ der Begleitungen fragt, viele andere Erb-
ringer von sozialen Leistungen im weiteren Sinne mit ein. Dementsprechend werden diese Bezeich-
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3.3 Verortung im System der Sozialen Hilfe 
Die Erhebungen der Autorin und des Autors haben gezeigt, dass Amtsbegleitungen sich vorwiegend 
im Umfeld niederschwelliger Sozialberatung abspielen, bzw. vorwiegend dort angeboten werden. Sie 
stehen zuweilen in engem Kontakt mit anderen Institutionen, insbesondere mit staatlichen und nicht-
staatlichen Erbringern wirtschaftlicher sozialer Leistungen, bei welchen ihr Klientel oftmals einen An-
spruch an sozialen Leistungen geltend macht. Die Durchsetzung eines solchen Anspruches verläuft oft 
nicht ohne Probleme; meist aufgrund der allgemein hohen Zugangsschwelle zu wirtschaftlichen Sozi-
alleistungen: es müssen Anträge gestellt und beurteilt werden, Präsenzpflichten bei Beratungsgesprä-
chen und Massnahmen eingehalten werden. Zu solchen und anderen Zugangshindernissen wurde im 
vorherigen Kapitel 2 bereits einiges gesagt. Sozialberatungsstellen leisten hier vielfältige Hilfe, indem 
erste Kontakte zu Leistungserbringern geknüpft oder Zielvorstellungen mit der Klientel vorbespro-
chen werden. Als emotionaler Rückhalt werden zuweilen auch persönliche Begleitungen zu diesen 
Stellen (Amtsbegleitungen) getätigt, wie aus Tätigkeitsberichten und Dienstleistungsangeboten he-
rauszulesen ist. Auch die Bedarfsabklärung bei den Institutionen hat dies klar gezeigt (vgl. Kapitel 5). 
Hintergründig steht hier die Hilfe zur Selbsthilfe bzw. das Empowerment der Hilfesuchenden im Zent-
rum. 
Beratungsstellen leisten also vor allem im Bereiche der Unterstützung in der Einforderung sozialer 
Leistungen auch und gerade in Bezug auf die wirtschaftliche Sozialhilfe (WSH) vieles. Deshalb dient 
die WSH auf der Seite der Leistungserbringer, welche aufgrund ihrer relativ hohen Zugangshindernis-
se die Unterstützung der Anspruchsberechtigten mittels einer Begleitung durch Professionelle oder 
Freiwillige überhaupt nötig machen, hier als Beispiel: Als subsidiäre Lebenserhaltungssicherung und 
letztes Glied im System der Sozialen Sicherheit in der Schweiz ist die WSH einerseits ein oft genannter 
Leistungserbringer mit relativen grossen Zugangshindernissen. Andererseits hat die Sozialhilfe im 
Rahmen ihrer Abklärungen zur externen Ressourcenerschliessung (eRe) vielseitigen Kontakt zu Erb-
ringern von sozialen Leistungen; seien dies nun staatliche wie die Arbeitslosenversicherung, die Alters-
, Hinterbliebenen- und Invalidenversicherung, nichtstaatliche Sozialversicherungen wie etwa die Kran-
kenkassen, oder seien dies Anbieter von nichtmonetären Leistungen wie private, kirchliche oder als 
Vereine organisierte Beratungsstellen mit verschiedenen spezifischen Beratungsangeboten. 
Das Ziel eines Rechts- und Sozialstaates ist es immer auch, dass die Menschen selbstständig leben 
können. So hat etwa die bedarfsabhängige Soziale Hilfe in der Schweiz in der Regel auch zum Ziel, 
dass Menschen möglichst selbstständig bleiben oder es wieder werden. Der Ablösung aus staatlicher 
Hilfe wird grosse Bedeutung zugemessen, denn im Gegensatz zu Rentenleistungen bietet die wirt-
schaftliche WSH nur temporäre Unterstützung. Dies kann auch als eigentlicher Empowerment-
Anspruch verstanden werden, so dass es auch auf Seiten der Erbringer sozialer Leistungen deren Be-
anspruchung für Hilfesuchende zu Problemen führen kann, ein Interesse geben dürfte, Zugangshin-
dernisse zu vermindern. Einem solchen Anspruch können Amtsbegleitungen aufgrund der bisher ge-
machten Ausführungen gerecht werden.  
3.4 Definition 
Aufgrund der in diesem Kapitel gemachten Ausführungen wird nun von der Autorin und dem Autor 
eine eigene Definition von Amtsbegleitungen vorgestellt. Dies dient einem gemeinsamen Verständnis 
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von Amtsbegleitung, wodurch eine Vergleichbarkeit bei den dargelegten Erhebungen gewährleistet 
wird. 
Die vorliegende Definition ist eine Adaption der Beschreibung der Ämterlotsen in Hamburg (vgl. etwa 
www.aemterlotsen.de). Diese hat sich an verschiedenen Standorten bereits mehrfach bewährt. Sie 
beinhaltet einerseits die drei Anspruchsgruppen (Freiwillige / Ämter, Behörden, Institutionen / Hilfesu-
chende) und beschreibt kurz und prägnant Ziel, Zweck und Handlungsweisen. Nach Meinung der Au-
torin und des Autors bildet sie eine optimale Grundlage für das gemeinsame Verständnis von Amts-
begleitungen einerseits und eine allfällige weitere Anpassung an hiesige Verhältnisse bei einer Imple-
mentierung andererseits. 
3.5 Fazit: Zugangserleichterung durch Empowerment 
Wie bereits in Unterkapitel 2.2.2 beschrieben, spielen sich Amtsbegleitungen innerhalb des Empo-
werment-Prozesses ab. Empowerment dient damit als Grundhaltung hinter der Idee von Amtsbeglei-
tungen auf Seiten beider Anspruchsgruppen: auf der Seite der Freiwilligen als auch auf der  Seite der 
Hilfesuchenden. 
Ebenfalls kann gesagt werden, dass auch auf der Makroebene Amtsbegleitungen den (staatlichen) 
Ansprüchen des selbstständigen Bürgers bzw. dem Anspruch der Wiederablösung von staatlicher Un-
terstützung gerecht werden können. Auch dies ist im weiteren Sinne als Empowerment-Anspruch 
verstehbar. Deshalb eine kurze Heranführung an dieses sozialarbeiterische Konzept: 
Empowerment bildet in der Sozialen Arbeit einen Arbeitsansatz ressourcenorientierter Intervention. 
Im Umfeld politischer Bildung und demokratischer Erziehung wird Empowerment als Instrument be-
trachtet, die Mündigkeit der Bürgerin und des Bürgers zu erhöhen. Empowerment ist auch ein Schlüs-
selbegriff in der Diskussion um die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements. Empowerment als 
Konzept, das sich durch eine Abwendung von einer defizitorientierten hin zu einer stärkenorientierten 
Wahrnehmung auszeichnet, kann, was Amtsbegleitungen angeht, auf beiden Seiten Wirkung zeigen: 
auf Seiten der Freiwilligen, in dem individuelle Ressourcen innerhalb des bürgerschaftlichen Engage-
ments genutzt und gefördert werden können. Freiwillig Engagierte haben weniger Probleme und sind 
zufriedener, da sie einen Beitrag zur Lösung gesellschaftlicher Probleme leisten und dafür gewürdigt 
werden. Bürgerschaftliches Engagement soll dem Einzelnen die Möglichkeit bieten, wieder gestaltend 
in der Gemeinschaft mitzuwirken und über diese Tätigkeit seine Kompetenzen zum Beispiel durch 
Fortbildung zu erweitern. Auf der anderen Seite werden die begleiteten Personen mittels einer emoti-
onalen Rückenstärkung – neben der Informationsvermittlung, wie sie etwa Anlaufstellen in Form des 
Sozial Info Rex anbieten –, dazu befähigt, ihre Bezugsrechte von sozialen Leistungen einzufordern. 
Amtsbegleiterinnen und Amtsbegleiter unterstützen Hilfesuchende, sich im Behördendschungel 
zurechtzufinden. Sie begleiten die Hilfesuchenden zu Stellen, Ämtern und Behörden im Sinne einer 
Zeugenschaft und moralischen Unterstützung. Sie unterstützen bei der Antragsstellung, vermitteln 
bei Sprachproblemen und schlichten in Konfliktsituationen. Amtsbegleiterinnen und Amtsbegleiter 
arbeiten ehrenamtlich, weshalb ihre Dienstleistung kostenlos ist. 
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Als Ausgangspunkt für das Empowerment-Konzept diente gemäss Fachlexikon der sozialen Arbeit 
(2002) die Kritik an den blinden Flecken des tradierten Klientenbildes der sozialen Arbeit. Dieses Bild 
ist bis heute vielfach von einem Defizit-Blickwinkel geprägt und der Klient wird oftmals auf dem Hin-
tergrund von Mangel, Unvermögen und Schwäche wahrgenommen. Das Empowerment-Konzept 
bricht nun mit diesem Blick und nimmt das Klientel in der Rolle der kompetenten Akteurin bzw. des 
kompetenten Akteuren wahr. Diese verfügen über das Vermögen ihr Lebenssetting in eigener Regie 
zu gestalten und Lebenssouveränität zu gewinnen. Zu diesem Menschenbild gehört auch die Akzep-
tanz von Eigen-Sinn, d.h. der Respekt von unkonventionellen Lebensentwürfen. Dieses Bild deckt sich 
auch mit demjenigen der Amtsbegleitungen, wo es um eine nicht-wertende, vorbehaltlose Akzeptanz 
der Klientschaft und derer Lebensführung geht. Dazu gehört auch der Baustein der psychosozialen 
Arbeit, welche den Respekt vor der eigenen Zeit und Verzicht auf enge Zeithorizonte / standardisierte 
Hilfepläne vorsieht (S. 262). 
Dass Empowerment im übertragenen Sinne (und auf der Seite der Makroebene) aber auch ein An-
spruch des Systems der Sozialen Sicherheit sein kann, wurde bereits im Kapitel 3.3 hergeleitet. In der 
WSH zum Beispiel drückt sich dies durch den Grundsatz aus, vorwiegend temporäre Unterstützung in 
Notlagen zu leisten; zusammen mit dem Ziel der (Wieder-)Ablösung von der Sozialhilfe. 
Amtsbegleitungen können also auf verschiedenen Ebenen einen Beitrag leisten zur Verbesserung von 
Missständen. Einerseits unterstützen sie Hilfesuchende, die den Zugang zu sozialen Leistungen auf-
grund von problembezogenen oder persönlichen Unsicherheiten nicht finden, bei der Verfolgung ihres 
Ziels (die Inanspruchnahme dieser Leistungen) durch eine emotionale Stütze. Andererseits können 
Amtsbegleitungen für Institutionen, die Menschen mittels persönlicher Begleitung zu Ämtern und 
Stellen aufwendig begleiten müssen, entlastend wirken. Schliesslich ist es auch auf Gesamtgesell-
schaftlicher Ebene wichtig, dass Zugangshindernisse zu sozialen Leistungen vermindert werden. Trägt 
es doch zum Allgemeinwohl und zur sozialen Sicherheit bei, wenn Menschen in Notsituationen die 
ihnen zustehende Unterstützung erhalten, was den Anspruch eines möglichst selbstständigen – und 
damit für die Gesellschaft auch kostengünstigeren – Lebens beinhaltet. 
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4. Methodik 
Das folgende Kapitel fasst die methodischen Aspekte der qualitativen und quantitativen Forschung 
zusammen. Zuerst wird die Grundgesamtheit beider Erhebungen dargestellt. Danach wird auf die 
Erhebung, Aufbereitung und Auswertung eingegangen.  
Einerseits wurden für einen Produkte- bzw. einen Organisationsbeschrieb Daten mittels Leitfadenin-
terviews und Beobachtungen im Feld im Rahmen eines Besuches in Hamburg gesammelt. Anderer-
seits führten die Autorin und der Autor eine Befragung per E-Mail bei über 40 sozialen Einrichtungen in 
der Stadt Luzern für die Bedarfsabklärung durch. Ein vorgängig durchgeführtes Experteninterview 
lieferte der Autorin und dem Autor dafür wichtige Grundlagen. 
Die Perspektive der Forschung ist demnach stark von der Seite der Erbringer sozialer Leistungen ge-
prägt, da der Zugang unter anderem zu den Betroffenen über die Institutionen, die mit diesen zu tun 
haben, führen würde. Sie können so über einen allfälligen Bedarf an einem solchen Zugangserleichte-
rungsangebot durch die eigenen Erfahrungen mit dem Klientel wichtige Aussagen machen. Schliess-
lich sind auch gerade diese Institutionen wichtige rahmenbestimmende Akteure. Hier zeigt sich die 
Durchlässigkeit und gegenseitige Einflussnahme der verschiedenen Systemebenen, wie sie in Kapitel 3 
beschrieben wurden.  
Natürlich wäre es in der Folge und vor einer tatsächlichen Implementierung sinnvoll, auch auf Seiten 
der Bedürftigen (der Anspruchsberechtigten) den tatsächlichen Bedarf an einem solchen Amtsbeglei-
tungsangebot detailliert zu erheben. Die Seite der Betroffenen darzustellen hätte aber einerseits den 
Rahmen dieser Arbeit gesprengt, andererseits auch nicht dem Auftrag entsprochen.  
4.1 Qualitative Datenerhebung mittels Leitfadeninterviews 
Das Vorgespräch in Bezug auf die Bedürfnisanalyse mit Herrn Heinrich Dubacher, Bereichsleiter Sozi-
alhilfe der Stadt Luzern, sowie diverse Gespräche mit Schlüsselpersonen der Ämterlotsen in Hamburg 
wurden qualitativ mittels halbstandardisierter Leitfadeninterviews geführt. Halbstandardisiert des-
halb, damit die Fragen teilweise an die jeweiligen Institutionen/Personen angepasst werden konnten. 
Nach Horst Otto Mayer (2008) ist beim Leitfadeninterview kennzeichnend, dass dem Interview ein 
Leitfaden mit offen formulierten Fragen zu Grunde liegt. Die Befragten können auf diese Fragen frei 
antworten. Durch den konsequenten Einsatz des Leitfadens wird die Vergleichbarkeit der Daten er-
höht und gleichzeitig gewinnen die Daten durch die Fragen an Struktur (S.37). 
4.1.1 Grundgesamtheit 
Bei der Grundgesamtheit handelt es sich gemäss Mayer (2008) um die Gesamtmenge von Individuen, 
die möglicherweise ein bestimmtes Merkmal aufweisen respektive auf die sich die Aussagen der Un-
tersuchung beziehen sollen (S. 59). Die Grundgesamtheit der qualitativen Erhebung umfassen in die-
ser Forschungsarbeit die Grundgesamtheit I und die Grundgesamtheit II. 
Die Grundgesamtheit I in dieser qualitativen Forschung besteht aus fünf Personen. Es handelt sich 
dabei um Personen, welche Schlüsselpositionen innerhalb der Ämterlotsen Hamburg besetzen oder 
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besetzt haben. Einerseits sind dies drei Personen vom Diakoniehilfswerk Hamburg: Herr Jürgen Küch-
le, welcher als Professioneller der Sozialen Arbeit die freiwilligen Ämterlotsen koordiniert und beglei-
tet, während Herr Peter Ogon als Fachbereichsleiter „Soziale Integration und Beratung“ dessen direk-
ter Vorgesetzter ist. Herr Peter Schröder-Reineke schliesslich hatte dieses Amt inne, als das Projekt 
Ämterlotsen entwickelt und implementiert wurde. 
Die Kontaktaufnahme verlief unkompliziert. Nach einem ersten E-Mailkontakt, über die auf der Web-
site der Ämterlotsen angegebene E-Mailadresse, konnten bald schon erste mögliche Termine für ei-
nen ein- bis zweitägigen Besuch abgemacht werden. Der Autorin und dem Autor war es bei diesen 
ersten Kontakten ein Anliegen, möglichst transparent über das Vorhaben und die damit zu erreichen-
den Ziele zu informieren. Gleichzeitig galt es keine allzu starke Anspruchshaltung zu entwickeln, wa-
ren es doch immerhin die Ressourcen der Leute in Hamburg, die die Autorin und der Autor zu bean-
spruchen gedachten. Ausserdem konnte so gewährleistet werden, dass Ideen für unseren Besuch von 
Seiten der Ämterlotsen zur Sprache gebracht werden konnten, auf die die Autorin und der Autor allen-
falls gar nicht gekommen wären. So war es schliesslich denn auch Herr Jochen Küchle, der die erste 
Auswahl der Interviewpersonen und die Terminierung der Interviews übernahm. Das machte es der 
Autorin und dem Autor einfacher, einen Zugang zum Feld zu bekommen, indem eine Kontaktperson 
vor Ort alle weiteren Kontakte übernahm. 
Durch die Leitfadeninterviews konnte also ein aktuelleres und umfassenderes Bild über die Organisa-
tion gemacht werden, als dies nur aufgrund von schriftlichen Dokumenten möglich gewesen wäre. 
Zudem ging es darum, möglichst viele Daten auch zum Bewertungswissen der Akteure zu erhalten, 
die allenfalls im Hinblick auf die Bedarfsanalyse und deren Gegenüberstellung zum Produktebeschrieb 
relevant werden könnten, was durch ein persönliches Treffen ungleich einfacher ist. 
Das Vorgespräch mit Herrn Heinrich Dubacher, Bereichsleiter Sozialhilfe auf dem Sozialamt der Stadt 
Luzern, bildet die Grundgesamtheit II. Ziel des Interviews war es, aufgrund seiner Erfahrung und seiner 
Kenntnisse Institutionen in Bezug auf die Bedürfnisanalyse zu ermitteln und einzugrenzen, bei denen 
es Sinn macht, diese zur vorliegenden Thematik zu befragen. Hier konnte Herr Rolf Kurath vom Luzer-
ner Forum für Sozialversicherungen und Soziale Sicherheit der Autorin und dem Autor gute Dienste 
leisten, indem er den Erstkontakt zu Herrn Heinrich Dubacher übernahm. Per E-Mail informierte er 
diesen vorgängig über das Vorhaben. 
4.1.2 Datenerhebung 
„Der Leitfaden dient als Orientierung bzw. Gerüst und soll sicherstellen, dass nicht wesentliche As-
pekte der Forschungsfrage im Interview übersehen werden. (…) Auch hat der Interviewer selbst zu 
entscheiden, ob und wann er detailliert nachfragt und ausholende Ausführungen des Befragten un-
terstützt bzw. ob und wann er bei Ausschweifungen des Befragten zum Leitfaden zurückkehrt“. 
(Flick, 1999, S. 112ff. und Friebertshäuser, 1997, S. 376f., zit. in Meyer, 2008, S. 37) 
Das Leitfadeninterview gibt der Befragung eine gewisse Struktur, lässt aber dem Befrager oder der 
Befragerin die Freiheit, in die Ausführungen einzugreifen. In den Leitfäden wurden jene Fragen zu-
sammengestellt, welche aufgrund der Erfassung und Erarbeitung der Thematik als sinnvoll und rele-
vant erschienen. Durch den konsequenten Einsatz der Leitfadeninterviews wird die Vergleichbarkeit 
der Daten erhöht und gleichzeitig gewinnen diese durch die Fragen an Struktur.  
33 
 
Bei der Grundgesamtheit I gliederten sich die Themenkomplexe in Beschreibungs-, Bewertungs- und 
Handlungswissen. Die Interviews wurden im Februar 2010 vor Ort in den Räumlichkeiten des Diakoni-
schen Werks in Hamburg durchgeführt. Die Interviews dauerten in der Regel ca. eine Stunde und wur-
den auf Tonträger aufgenommen. Eine weitere Bestandsaufnahme erfolgte mittels einer Analyse von 
Dokumenten (Diplomarbeit, Dokumente, Unterlagen, Broschüren, Internet).  
 „Eine besondere Form des Leitfadeninterviews ist das Experteninterview. Der Befragte ist hier we-
niger als Person (…), sondern in seiner Funktion als Experte für bestimmte Handlungsfelder interes-
sant. Das Experteninterview bezieht sich auf einen klar definierten Wirklichkeitsausschnitt. Auch 
wird der Befragte nicht als Einzelfall, sondern als Repräsentant einer Gruppe in die Untersuchung 
einbezogen“. (Flick, 1999, S. 109f. und Meuser & Nagel, 1991, zit. in Meyer, 2008, S. 38) 
Der Bereichsleiter Sozialhilfe der Stadt Luzern (Grundgesamtheit II) wurde im Vorfeld durch Herrn Rolf 
Kurath informiert und für ein Interview angefragt. Bei diesem Interview ging es in erster Linie um die 
Erfassung des Ist- und Soll-Zustandes zum Thema Erleichterung des Zugangs zu sozialen Leistungen 
in der Stadt Luzern. Ebenfalls war es der Autorin und dem Autor ein Anliegen, im Sinne eines dedukti-
ven Zuganges zum Forschungsfeld aufgrund der Schlüsselfunktion Herrn Heinrich Dubachers weitere 
Hinweise darauf zu bekommen, welche Erbringer von sozialen Leistungen in der Stadt Luzern bezüg-
lich einer Bedarfsabklärung für Amtsbegleitungen kontaktiert werden müssten. So konnte durch die-
ses Interview eine erste Auslese der zu befragenden Institutionen innerhalb der Stadt Luzern gemacht 
werden. Es diente somit auch als Vorgespräch in Bezug auf die folgende Bedürfnisanalyse. 
Vor Beginn des Interviews wurde dem Interviewten den Ablauf und der Inhalt des Interviews erklärt. 
Nach dessen Einverständnis zur Durchführung wurde das Interview elektronisch protokolliert (s. An-
hang A). Die Befragung dauerte etwa eine Stunde. 
4.1.3 Datenaufbereitung und Datenauswertung 
Die digitale Tonaufzeichnung der Interviews ermöglichte es, dass optimal auf die Interviewteilnehmer 
eingegangen werden konnte ohne die Ablenkung durch das Erstellen umfassender Notizen. Allerdings 
zeigten sich hier auch die Tücken der modernen Technik: die Interviews mit beiden Ämterlotsen 
(Grundgesamtheit I) gingen verloren; in einem Fall wegen Nichtbemerkens fehlender Batterieleistung 
des Aufnahmegerätes und im anderen Falle durch Datenverlust auf dem Computer. Einzelne Inhalte 
aus diesen Interviews konnten nachträglich von der Autorin und dem Autor teilweise aus der Erinne-
rung verschriftlicht und so erhalten werden. Da die Interviews aber gegenüber den bereits geführten 
Interviews mit den Verantwortlichen ein hochgradig kohärentes Bild lieferten und auch sonst keine 
nennenswerten neuen Daten hervorbrachten, beurteilten die Autorin und der Autor das Fehlen der 
Daten im Hinblick auf das Ziel der Befragung (das Generieren möglichst vieler Daten) als vertretbar. 
Die aufgenommenen Interviews wurden unter Abhören stichwortartig verschriftlicht, in einem zweiten 
Durchgang paraphrasiert und mit einer kurzen Angabe zu allgemeinem Eindruck und Setting verse-
hen. Da zu diesem Zeitpunkt die Bedarfsanalyse bei den Luzerner Institutionen noch nicht abgeschlos-
sen war, konnte eine weitere Bearbeitung dieser Daten, sprich eine sinnvolle Kategorisierung, vorerst 
nicht vorgenommen werden. Dies entspricht einer Zirkularität des Forschungsprozesses, wie sie Uwe 
Flick in seiner Einführung zu qualitativer Forschung beschreibt (2007, S. 126). Im Zuge der Bedarfsab-
klärung und ihrer Auswertung wurde dann aber bald klar, dass eine weitere Kategorisierung und Bear-
beitung nicht nötig ist. Die paraphrasierten Interviews konnten direkt nach Aussagen zu den relevan-
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ten Themen durchforstet werden, was es ermöglichte, dass diese in genügender Weise in die Auswer-
tungen einfliessen konnten. Das Leitfadeninterview mit Herrn Dubacher (Grundgesamtheit II) wurde 
elektronisch protokolliert. Es wurde eine Zusammenfassung vorgenommen, wobei der Gesprächsver-
lauf beibehalten, Unwesentliches jedoch gekürzt und die Satzformulierungen gegebenenfalls verein-
facht wurden. 
4.2 Quantitative Datenerhebung mittels Fragebogen 
Die Bedarfsabklärung, das heisst der Ist- und Soll-Zustand zum Thema Amtsbegleitungen der jeweili-
gen Ämter/Organisationen in der Stadt Luzern, wurde quantitativ mittels Fragebogen erfasst. Im Spe-
ziellen wurde eruiert, ob ein Bedarf für Amtsbegleitungen besteht und ob solche durch die Stelle be-
reits gemacht werden. Ziel war es, in Erfahrung zu bringen, ob die verschiedenen Institutionen eine 
Implementierung eines Amtsbegleitungsangebotes in der Stadt Luzern als sinnvoll erachten würden. 
4.2.1 Grundgesamtheit 
Die Grundgesamtheit der quantitativen Erhebung mittels Fragebogen bildeten ausgewählte Instituti-
onen der Stadt Luzern. Diese wurden aus der Liste „Soziale Institutionen“ der Stadt Luzern (2009) des 
Sozial Info REX ausgesucht, welche gesamthaft rund 200 soziale Institutionen aus unterschiedlichsten 
Themengebieten auflistet. Die Autorin und der Autor gingen von einer weitgehenden Vollständigkeit 
dieser Liste aus und benutzten sie als Grundlage für die Auswahl der zu befragenden Institutionen und 
Einrichtungen. 
Das Experteninterview mit Herrn Heinrich Dubacher brachte weitere Kenntnisse bezüglich dieser 
Auswahl. 
In dieser Auflistung sozialer Institutionen in der Stadt Luzern finden sich auch Einrichtungen wie etwa 
Therapiezentren, Quartiertreffpunkte oder der Silberclub, ein „Sonntagsclub für Alleinstehende ab 
Mitte 50“. Es versteht sich von selbst, dass solche Einrichtungen aufgrund ihres Tätigkeitsbereiches 
wenig oder gar nichts über einen Bedarf an Amtsbegleitungen sagen können. Es galt also, Kriterien für 
die Auswahl der zu befragenden Institutionen zu bestimmen, welche eine gewisse Einschränkung zwar 
erlauben, trotzdem aber die nötige Bandbreite der Angebote berücksichtigen würden. 
So waren vor allem Anbieter von nichtmonetären Leistungen wie private, kirchliche oder als Vereine 
organisierte Beratungsstellen mit verschiedenen spezifischen Beratungsangeboten von Bedeutung, da 
diese im Bereiche der Unterstützung in der Einforderung sozialer Leistungen vieles leisten, wie aus 
Tätigkeitsberichten und Dienstleistungsangeboten solcher Stellen immer wieder herauszulesen ist 
und wie es die Interviews in Hamburg und Luzern gezeigt haben. 
Als Kriterium mussten die Institutionen also über eine Sozialberatungsstelle verfügen oder zu den 
Stellen gehören, bei denen Amtsbegleitungen aufgrund der Erfahrungen der Ämterlotsen in Hamburg 
sinnvoll sein könnten. Dabei war es nicht immer einfach, die Kriterien trennscharf anzuwenden. Es war 
beispielsweise oftmals nicht klar, welche Form von Beratung eine Stelle anbietet. Die Bandbreite als 
auch die Ausgestaltung der einzelnen Dienstleistung reicht von im Dienstleistungsbeschrieb als Bera-
tung ausgewiesener ausschliesslicher Information zu bestimmten Themenkreisen bis zur klassischen 
polyvalenten Sozialberatung, wie sie etwa die katholischen und reformierten Sozialberatungsstellen in 
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den Quartieren anbieten. Mittels Onlinerecherchen und vereinzelter persönlicher Anrufe oder E-Mails 
an die Stellen wurden bei Bedarf Zusatzinformationen eingeholt, die eine Beurteilung der Relevanz 
der Fragestellung für die Institutionen erleichterten. 
Die Kurzbefragung mittels Fragebogen wurde schliesslich bei 44 ausgewählten Beratungsstellen der 
Stadt Luzern durchgeführt. Eine Aufstellung dieser Institutionen findet sich in Anhang D. 
4.2.2 Datenerhebung 
Im Anhang C zu dieser Forschungsarbeit befindet sich der Fragebogen. Es handelt sich dabei um eine 
Eigenentwicklung aufgrund der Forschungsfrage. Der Fragebogen wurde bewusst kurz gehalten, da-
mit eine möglichst grosse Rücklaufquote erreicht werden konnte. So musste für das Ausfüllen der 
Fragen und Angaben von Seiten der Institutionen nicht zu viel Arbeitszeit aufgewendet werden. Dieser 
Zeitrahmen beschränkt sich auf maximal zehn Minuten. Der Fragebogen hat einen Umfang von einer 
Seite und beinhaltet eine kurze Definition von Amtsbegleitungen, welche im Kapitel 3.4 hergeleitet 
und aufgeführt ist. Für das Verständnis und die Beantwortung der Fragen war dies wichtig, denn nur so 
konnte eine Vergleichbarkeit gewährleistet werden, indem grundsätzlich von einem einheitlichen Ver-
ständnis des Begriffes ausgegangen werden konnte. Die Fragebogen wurden als ausfüllbare PDF-
Formulare mittels E-Mail an die Institutionen verschickt. 
Eine schriftliche Befragung ist in der Regel kostengünstiger als eine mündliche und erfordert weniger 
Zeit- und Personalaufwand. Nachteile können aber sein, dass einzelne Fragen unvollständig ausgefüllt 
oder übersehen werden (Atteslander, 1991, S. 167, zit. in Mayer, 2008, S. 100). Als weiterer Nachteil 
bei der postalischen respektive der E-Mail-Befragung ist die geringe Rücklaufquote. Es wird ein durch-
schnittlicher Rücklauf von 15 bis 60% genannt (Berekhoven, 1999, S. 113, zit. in Mayer, 2008, S. 100). 
Im begleitenden Mail (siehe Anhang B) an die Institutionen wurde der Sinn und Zweck des Fragebo-
gens erklärt. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass Rückschlüsse auf die Institutionen und deren 
Angebote gemacht werden können müssten, die Daten aber auf Wunsch anonymisiert würden. 
Gemäss Mayer (2008) wird in einem Fragebogen zwischen offenen, halboffenen und geschlossenen 
Fragen unterschieden (Diekmann, 2000, S. 408, zit. in Mayer, 2008, S. 90). Beim vorliegenden Frage-
bogen handelt es sich um zwei geschlossene Hauptfragen mit je einer Ja/Nein-Beantwortungsoption 
in Verbindung mit je einer offenen Frage, die zusätzliche Informationen generieren sollte. Dabei wurde 
darauf geachtet, dass die ausfüllbaren Felder vom Umfang her und auch inhaltlich keine Einschrän-
kungen bezüglich des einfügbaren Textes machten. Die Befragten hatten so auch die Möglichkeit, sich 
frei zum Thema zu äussern. 
Mayer (2008) weist darauf hin, dass der fertige Fragebogen im Vorfeld einem Pretest unterzogen wer-
den soll, um die Verständlichkeit der Fragen, die Eindeutigkeit und Vollständigkeit der Antwortvorga-
ben und die Befragungsdauer zu überprüfen (S. 98). Zwei Mitarbeiterinnen einer sozialen Einrichtung 
füllten den Fragebogen aus, bewerteten diesen und gaben Rückmeldungen an die die Autorin und den 
Autor. Änderungen und Verbesserungen wurden somit entsprechend in die Schlussversion einbezo-
gen.  
Anzumerken ist zudem, dass bei der Datenauswertung natürlicherweise sich neue Fragen stellten, 
denen nachzugehen die Ressourcen überstiegen hätte. Im Kapitel 7.2 wird detaillierter auf solche wei-
terführende Fragen und Überlegungen eingegangen. 
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4.2.3 Datenaufbereitung und Datenauswertung 
Bereits eine Woche nach Versand der E-Mail war ein Grossteil der Antworten eingegangen, wovon nur 
wenige Einzelne rückmeldeten, es sei für sie in Folge Irrelevanz der Fragestellung für die eigene Insti-
tution nicht möglich Aussagen über einen Bedarf an Amtsbegleitungen in der Stadt Luzern zu ma-
chen. Nach Ablauf der im E-Mail gesetzten Rücksendefrist und nach Bearbeitung allfälliger Fehlermel-
dungen infolge fehlerhafter E-Mailadressen oder Abwesenheiten von Befragten, verfassten die Auto-
rin und der Autor ein E-Mail zur Erinnerung, worauf nochmals einige ausgefüllte Fragebogen eintrafen. 
In Anbetracht der oben erwähnten Einschätzung Berekhovens zur Rücklaufquote bei postalischen 
respektive elektronischen Befragungen ist die Zahl der schliesslich eingegangenen Antworten von 37 
(was einer Quote von 84% entspricht) als sehr hoch einzuschätzen (vgl. Kap. 4.2.2). 
Die Datensätze (Antworten der Personen) und codierten Variablen (Daten der Personen) wurden mit-
tels dem Tabellenkalkulationsprogramm EXCEL erfasst. Nach dieser Aufbereitung der Daten wurde 
die statistische Analyse vorgenommen, wofür für jede befragte Institution Kategorien wie Kontaktin-
formationen, Antworten auf die Fragen, Anmerkungen etc. erstellt wurden. Ausserdem wurden Daten 
zum Stand der Befragung erfasst: Eingang einer Antwort, Vorhandensein eines ausgefüllten Fragebo-
gens, erneute Kontaktaufnahme etc. Dies ermöglichte der Autorin und dem Autor eine übersichtliche 
Darstellung der Ergebnisse, wobei die Funktion des Ordnens und Filterns der einzelnen Daten in den 
Kategorien sich als sehr hilfreich erwies. Vergleichende, ausschliessende oder deckende Gegenüber-
stellungen der Daten und deren quantitative Erfassung waren so auf einfache Weise möglich. Die Er-
gebnisse der quantitativen Befragungen wurden grafisch mittels Diagrammen und Tabellen darge-
stellt und textlich kommentiert (siehe Kapitel 5). Dabei galt es relevante Aspekte, wie etwa die Rück-
laufquote oder die Antworten zu den einzelnen Fragen und deren Vergleich, untereinander darzustel-
len. 
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5. Bedarfsabklärung 
Das vorliegende Kapitel beinhaltet die Zusammenfassung der Ergebnisse der bei 44 sozialen Instituti-
onen der Stadt Luzern durchgeführten Bedarfsabklärung. Nach dieser kurzen Einleitung, die ausser 
der bereits in Kapitel 4 beleuchteten methodischen Aspekte nochmals Grundsätzliches zur Bedarfsab-
klärung erläutert, werden die zentralen Ergebnisse entlang vorbestimmter Kategorien grafisch und 
textlich dargestellt und zusammengefasst. Die durch die ausgefüllten Fragebogen, durch allfällige 
Anmerkungen in den beantworteten E-Mails der angefragten Institutionen und durch das Expertenin-
terview mit dem Leiter der Abteilung wirtschaftliche Sozialhilfe der Stadt Luzern, gesammelten Daten 
bilden dabei die Grundlage. Auf folgende Aspekte wird eingegangen: 
⋅ Rücklauf der Fragebogen 
⋅ Bedarf an Amtsbegleitungen 
⋅ Bestehendes Angebot an Amtsbegleitungen 
⋅ Schnittmengen der beiden Hauptfragen 
⋅ Das „Wohin“ von Amtsbegleitungen 
⋅ Interpretationen über die Gründe für die Ergebnisse und deren Zusammenhang untereinander 
In der Folge ist, wenn von Amtsbegleitungen die Rede ist, von der vorgängig in Kapitel 3.4 vorgestell-
ten und im Fragebogen für die Institutionen aufgeführten Definition auszugehen. Es ist aber wichtig 
darauf hinzuweisen, dass gerade bezüglich der Frage, ob die Institutionen selber Amtsbegleitungen 
durchführen würden, das Element der Freiwilligkeit nicht als zwingend anzusehen ist. So ist die Frage 
denn auch im Fragebogen entsprechend formuliert (vgl. Anhang C). 
Zu erwähnen ist ausserdem, dass aufgrund einiger Unklarheiten in Ausgangslage und Fragestellung, 
welche im Kapitel 4 bereits grundsätzlich erläutert und in den allgemeinen Erläuterungen zur Frage 
des Bedarfs in diesem Kapitel weiter ausgeführt sind, genaue quantitative Aussagen nicht zu erwarten 
waren. Ein auf diese Weise undifferenziert bestimmter Bedarf muss natürlich in der Auswertung der 
Daten differenziert werden, damit Aussagen über die Art und Weise eines Bedarfs an Amtsbegleitun-
gen gemacht werden können. Die nachfolgenden Diagramme und Zahlenwerte sind also vor allem als 
Tendenzen zu verstehen. Als solche können sie aber durchaus Grundlage für – für den Auftrag (vg. 
Kapitel 1.1 und Kapitel 4) ausreichende – differenzierte Erkenntnisse sein. 
5.1 Rücklauf 
Von den gesamthaft 44 angefragten Institutionen antworteten 37 Einrichtungen. Im Methodikkapitel 
4.2.1 wurde auf die Auswahl dieser Institutionen bereits eingegangen. Der Rücklauf entspricht einer 
Quote von 84%, welche sehr hoch einzuschätzen ist. Laut Berekhoven ist bei Online- und E-
Mailumfragen mit einem Rücklauf von zwischen 15% und 60% zu rechnen (vgl. Kapitel 4.2.2). Das 
weist darauf hin, dass die Thematik von den angefragten Einrichtungen grundsätzlich als relevant be-
trachtet wird. 
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Institution mit einem Bedarf 
Aids-Hilfe Luzern 
Beratungsstelle für Hör- und Sprachbehinderte 
Beratungsstelle Hohenrain (für Lern- und Geistigbehinderte) 
Frauenzentrale Luzern 
Caritas Luzern 
Ehe-, Lebens- und Schwangerschaftsberatung 
FABIA-Fachstelle für die Beratung und Integration von Ausländerinnen und Ausländern 
agredis.ch – Gewaltberatung 
fachstelle sehbehinderung zentralschweiz fsz 
Frauenhaus Luzern 
Jugend- und Elternberatung CONTACT 
Krebsliga Zentralschweiz 
Mütter- und Väterberatung 
Opferberatungsstelle des Kantons Luzern 
Pfarrei St. Anton 
Pfarrei St. Johannes 
Pfarrei St. Josef 
Pfarrei St. Paul 
Pfarrei St. Leodegar im Hof 
Pfarrei St. Maria zu Franziskanern 
Pfarrei St. Michael 
Pfarrei St. Karl 
Procap Sozialversicherungsberatung Zentralschweiz 
Sozial-BeratungsZentrum (SoBZ) Amt Luzern 
Sozialberatung DFI 
Sozialberatung Reformierte Kirche Luzern 
Sozialdienst für Patienten 
Sozial Info REX 
Sozialamt Luzern WSH 
Tabelle 2: Institutionen mit einem Bedarf 
Mit einer Ausnahme ist allen diesen Einrichtungen gemeinsam, dass sie als Leistungserbringer inner-
halb der persönlichen Sozialhilfe, wie sie in Kapitel 2.2.1 definiert wurde, bezeichnet werden können. 
Aus der Sparte der Erbringer wirtschaftlicher Sozialleistungen formulierte lediglich die wirtschaftliche 
Sozialhilfe Luzern innerhalb unserer Befragung einen Bedarf an der Einführung eines Amtsbegleitung-
sangebotes. Wie aus dem Experteninterview ersichtlich, nimmt diese in der Thematik grundsätzlich 
schon eine gewisse (untypische) Vorreiterrolle ein. (siehe Anhang A). 
5.2.2 Institutionen, die keinen Bedarf an Amtsbegleitungen 
formulieren 
Alle Institutionen, die einen allgemeinen Bedarf für ein Amtsbegleitungsangebot für die Stadt Luzern 
negativ bewerten, stehen nach eigenen Angaben zuweilen in engem Kontakt zu anderen Institutionen 
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und vermitteln für die Klientel im Rahmen der Interinstitutioneller Zusammenarbeit (IIZ) oder machen 
in Einzelfällen selber direkte Begleitungen. 
 
Institutionen ohne Bedarf 
Ausgleichskasse Luzern 
Beratungsstelle für Hörsehbehinderte und Taubblinde 
Fachstelle für Schuldenfragen 
IV-Stelle Luzern 
Pro Infirmis Luzern, Ob- und Nidwalden 
Pro Senectute Kanton Luzern 
Tabelle 3: Institutionen ohne Bedarf 
Die Kontaktperson der Beratungsstelle für Hörsehbehinderte und Taubblinde wies darauf hin, dass sie 
grundsätzlich „die Idee aber gut und spannend“ finde und dass es vor allem was die „Kommunikations-
fähigkeiten“ und das „sichere Begleiten“ angehe „qualifizierte Begleitungen“ brauche. In diesem Sinne 
könnte diese Aussage auch als Bedarf bewertet werden. 
Die Fachstelle für Schuldenfragen sieht „… nur in seltenen Ausnahmefällen bei sehr komplexen Situa-
tionen oder um die Schwellenangst zu überwinden (dann müsste jedoch bereits ein Vertrauensver-
hältnis zwischen Klient und Amtsbegleitung bestehen)…“ einen Bedarf an Amtsbegleitungen. Sie 
macht dann auch nur „in Ausnahmesituationen (wenn es die Situation + Person erforderlich macht) 
z.B. allenfalls beim Betreibungsamt oder zur Gläubigerbank“ selber Amtsbegleitungen. Auch diese 
Anmerkung könnte als die Formulierung eines Bedarfes an Amtsbegleitungen verstanden werden. 
Zwei Institutionen von sechs könnten also aufgrund zusätzlicher Anmerkungen zu den Institutionen 
mit einem Bedarf gerechnet werden, was das Ergebnis zugunsten eines Bedarfs für Amtsbegleitungen 
noch deutlicher machen würde. Aufgrund der Ausführungen in der Einleitung zu diesem Kapitel, geht 
es aber nicht darum genaue Zahlenwerte zu generieren, sondern vielmehr um das Aufzeigen signifi-
kanter Tendenzen.  
Bei weiteren zwei Institutionen, die keinen Bedarf an Amtsbegleitungen sehen, handelt es sich um 
Stellen, die im Auftrag des Staates Sozialversicherungsleistungen verwalten. Dies kann aufgrund der 
Ausführungen in den Kapiteln XX und aufgrund der Erhebung in Hamburg durchaus nachvollzogen 
werden. Denn ein Herabsetzen der Schwelle ist einerseits nicht unbedingt das Ziel solcher Einrichtun-
gen, da dadurch die Kosten erhöht würden. 
5.3 Die Frage nach bereits bestehenden Amtsbegleitungsange-
boten 
Die zweite Hauptfrage in der durchgeführten Befragung zielt auf das bereits bestehende Angebot an 
Amtsbegleitungen ab. Die Autorin und der Autor haben in den Vorrecherchen gesehen, dass vorwie-
gend Sozialberatungen die Vermittlung zu und mit Ämtern, Behörden und anderen Institutionen als 
Dienstleistung anbieten. Dazu gehört je nachdem auch die direkte persönliche Begleitung im Sinne 
einer Rückenstütze. Es muss also abgeklärt werden, in wieweit Amtsbegleitungen angeboten werden, 
um auszuschliessen, dass bereits ein genügendes Angebot in Luzern besteht. Auch für eine allfällige 
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Amtsbegleitungen anbietende Institutionen 
Aids-Hilfe Luzern 
Ausgleichskasse Luzern 
Beratungsstelle für Hör- und Sprachbehinderte 
Beratungsstelle für Hörsehbehinderte und Taubblinde 
Beratungsstelle Hohenrain (für Lern- und Geistigbehinderte) 
Caritas Luzern 
Ehe-, Lebens- und Schwangerschaftsberatung 
FABIA-Fachstelle für die Beratung und Integration von Ausländerinnen und Ausländern 
Fachstelle für Schuldenfragen 
fachstelle sehbehinderung zentralschweiz fsz 
Frauenhaus Luzern 
Jugend- und Elternberatung CONTACT 
Krebsliga Zentralschweiz 
Opferberatungsstelle des Kantons Luzern 
Pfarrei St. Anton 
Pfarrei St. Johannes 
Pfarrei St. Josef 
Pfarrei St. Paul 
Pfarrei St. Leodegar im Hof 
Pfarrei St. Maria zu Franziskanern 
Pfarrei St. Michael 
Pfarrei St. Karl 
Pro Infirmis Luzern, Ob- und Nidwalden 
Procap Sozialversicherungsberatung Zentralschweiz 
Sozial-BeratungsZentrum (SoBZ) Amt Luzern 
Sozialberatung DFI 
Sozialberatung Reformierte Kirche Luzern 
Tabelle 4: Amtsbegleitungen anbietende Institutionen 
Bernhard Häseli wies zusätzlich auf den durch Freiwillige geleisteten Besuchs- und Begleitdienst der 
katholischen Kirche Stadt Luzern hin, der „im Rahmen einer solchen Begleitung […] unter Umständen 
eine Amtsbegleitung auch durch eine Besuchsperson“ machen könne. Andere Angebote für Amts-
begleitungen auf freiwilliger Basis in der Stadt Luzern fanden die Autorin und der Autor weder bei den 
persönlichen Recherchen noch durch die vorliegende Bedarfsabklärung. Das institutionell organisierte 
freiwillige Engagement erschöpft sich in der Stadt Luzern mit einzelnen eher spezifischen Angeboten, 
wie etwa dem Schreibdienst des Sozial Info REX oder der Begleitung von Migrantenkindern der Caritas 
(vgl. Interview Herr Heinrich Dubacher, Anhang A). 
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5.3.2 Institutionen, die selber keine Amtsbegleitungen 
anbieten 
 
keine Amtsbegleitungen anbietende Institutionen 
Frauenzentrale Luzern 
agredis.ch - Gewaltberatung 
IV-Stelle Luzern 
Mütter- und Väterberatung 
Pro Senectute Kanton Luzern 
Sozialdienst für Patienten 
WSH Luzern 
Tabelle 5: Keine Amtsbegleitungen anbietende Institutionen 
Es ist zu erwähnen, dass es sich bei vier Institutionen nicht um die gleichen handelt, wie bei der Auf-
stellung der Institutionen, die keinen Bedarf an Amtsbegleitungen sehen. Die Deckung dieser beiden 
Kategorien ist also relativ gering. Das heisst, dass nur bei zwei die Gründe für das nicht Anbieten von 
Amtsbegleitungen damit zu tun haben könnten, dass allgemein kein Bedarf gesehen wird. Umgekehrt 
bedeutet es, dass Institutionen, die keine Amtsbegleitungen tätigen, allenfalls solche anbieten wür-
den, wenn Rahmenbedingungen und Ressourcen dies erlaubten. 
Gründe, keine Amtsbegleitungen durchzuführen, können sein, dass zeitliche oder finanzielle Ressour-
cen zu knapp sind, sonstige Rahmenbedingungen Amtsbegleitungen nicht zulassen – dies wohl eher 
bei Institutionen, die einen Bedarf an Amtsbegleitungen formulieren – oder keine Notwendigkeit für 
Amtsbegleitungen für die eigene Einrichtung gesehen werden. Letzteres würde eher auf Institutionen 
zutreffen, die auch keinen Bedarf an Amtsbegleitungen sehen. 
5.4 Schnittmengen 
In der Folge sollen die vorgängigen Fragen bezüglich des allgemeinen Bedarfs und bezüglich des An-
gebotes von Amtsbegleitungen zueinander in Beziehung gesetzt werden, damit weitere Rückschlüsse 
darauf gemacht werden können, in welcher Weise sich ein Bedarf oder ein Nicht-Bedarf an Amts-
begleitungen ausgestaltet und was die Gründe für diese Beurteilungen sein könnten. Weiter sind Aus-
sagen darüber möglich, weshalb Amtsbegleitungen gemacht werden oder eben nicht und inwiefern 
diese beiden Aspekte zusammenhängen können. 
Nachstehendes Diagramm bildet die vier möglichen Schnittmengen in ihrer quantitativen Verteilung 
ab. Anschliessend werden diese vier Schnittmengen einzeln diskutiert. 
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nectute Luzern ersichtlich, dass sie zwar in regem Kontakt zu anderen Stellen, Institutionen und Äm-
tern stehe, dies jedoch lediglich auf schriftlicher bzw. mündlicher Basis. Diese beiden Einrichtungen 
scheinen mit ihrem methodischen Instrumentarium ausreichend versorgt zu sein, so dass Begleitun-
gen von Klientinnen und Klienten als nicht notwendig betrachtet werden. Es stellt sich aber dennoch 
die Frage, ob es für die Klientel der Pro Senectute und der IV-Stelle Luzern die beschriebene Proble-
matik der Zugangsschwierigkeiten nicht gibt oder ob diese zwar existent, aber tatsächlich auch ohne 
Begleitung gelöst werden kann. Dies könnte ein Grund für die Nicht-Begleitung von Klientinnen und 
Klienten sein, in dem die Stelle vieles selber mit nur minimaler Beteiligung der Klientel regelt. Gerade 
aber bei älteren Generationen – der Zielgruppe der Pro Senectute – ist wie im Theorieteil im Kapitel 
2.3.2 beschrieben die Angst vor Stigmatisierung gross. Dasselbe dürfte auf die Klientel der IV-Stelle 
zutreffen. Zugangsschwierigkeiten zu sozialen Leistungen sind in der Folge vorprogrammiert. 
5.5 Die Frage nach dem „Wohin“ der Amtsbegleitungen 
Bei der Befragung wurde neben den beiden Hauptfragen zum Bedarf und zum Angebot von Amts-
begleitungen jeweils die Zusatzfrage nach dem „Wohin“ der Begleitungen gestellt. Die Frage gibt 
Hinweise darauf, wo sich Schwierigkeiten im Zugang zu sozialen Leistungen häufen oder wo diese 
gesehen werden. Insgesamt wurden ca. 30 unterschiedliche Institutionen genannt, wobei rund 20 
Nennungen Einfachnennungen waren. Es fällt auf, dass die meistgenannten Institutionen in den Be-
reich staatlicher wirtschaftlicher Leistungen fallen. Die genannten Begriffe sind zuweilen unscharf und 
überschneiden sich teilweise. Die Autorin und der Autor fassten also grobe Kategorien zusammen. So 
wurden Nennungen wie „Ämter“, „Behörden“, „(Beratungs-)Stellen“ als eine Kategorie behandelt. 
Ebenso wurden Nennungen wie „IV“, „IV-Stelle“, „AHV“ oder „Ausgleichskasse“ zusammengefasst. 
Sie bedeuten zwar unterschiedliches (eine Sozialversicherung, das diese vertretende Amt bzw. die 
Stelle der Leistungserbringung) bezeichnen aber jeweils doch dieselbe Kategorie sozialer Leistungen. 
Im untenstehenden Diagramm werden diese unterschiedlichen Bezeichnungen weiterhin aufgeführt. 
Weiter zeigt sich wiederum die grosse Anzahl der Institutionen, die einen allgemeinen Bedarf Amts-
begleitungen sehen und gleichzeitig solche durchführen (vgl. Kapitel 5.4.1). Das „Wohin“ bezüglich des 
Bedarfs korrespondiert bei den meisten Institutionen mit dem „Wohin“ in Bezug auf die selber durch-
geführten Amtsbegleitungen. 
In nachfolgendem Diagramm werden die mehr als einmal genannten Institutionen in Bezug der Häu-
figkeit ihrer Nennung bedarfsseitig oder angebotsseitig dargestellt. 
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6. Die Ämterlotsen Hamburg als Beispiel 
eines Amtsbegleitungsangebotes 
Dieses Kapitel bietet eine umfassende Übersicht über das Projekt Ämterlotsen der Diakonischen Wer-
ke Hamburg. Die Beschreibung beginnt mit der Ausgangssituation, die zur Einrichtung des Projektes 
geführt hatte und macht im Anschluss einen Überblick über die drei Ziel- bzw. Anspruchsgruppen, die 
Organisationsstruktur, die Ziele und die Finanzierung des Projektes. Weiter werden Angaben bezüg-
lich der Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und zur Inanspruchnahme des Angebotes durch 
Institutionen und Hilfsbedürftige gemacht. Eine kurze Abhandlung über die Thematik der professio-
nell koordinierten Freiwilligenarbeit, ein idealtypischer Ablauf einer Begleitung sowie Bemerkungen 
zur Evaluation komplettieren, zusammen mit einem Ausblick in die Zukunft des Projektes, die Ange-
botsbeschreibung. Das abschliessende Fazit beinhaltet zusammenfassend die wichtigsten Erkenntnis-
se. 
Grundlage für diese Darstellung bilden die im Kapitel Methodik erwähnten Interviews (siehe Anhang 
A) und Dokumentanalysen. 
6.1 Ausgangssituation 
Susanne Krank verfasste 2003 ihre Diplomarbeit über das Projekt Ämterlotsen in Hamburg. Sie be-
schreibt darin das „Forum Sozialhilfe 2002“ mit dem Thema „Zugang zur Sozialhilfe in Hamburg“ als 
Anstoss für das Projekt. Bei diesem Forum handelt es sich um eine Veranstaltung der Arbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege Hamburg. Dabei geht es um ein jährliches Treffen von Vertretern 
der Verbände, Mitarbeitern von sozialen Beratungsstellen und Vertretern der Behörden, welche über 
Themen der Sozialhilfepraxis in Hamburg diskutieren. Von den Teilnehmenden wurde festgestellt, 
dass Antragsstellende und Hilfesuchende auf den Sozialämtern anders behandelt werden, wenn sie in 
Begleitung einer Fachperson sind. Einige Hilfesuchenden konnten ihr Anliegen auf dem Amt gar erst 
unter Begleitung hervorbringen. 
Herr Jochen Küchle, der Koordinator der Ämterlotsen, erwähnte im Interview mit der Autorin und dem 
Autor, dass es auch auf dem Arbeitsamt bei Langzeitarbeitslosen vereinzelt zu sehr restriktiver Hand-
habung der Richtlinien bis zu sogar nicht rechtmässigem Abwimmeln von Anspruchsberechtigten 
komme. Hinzu kommt laut Herrn Jochen Küchle noch die grosse Unsicherheit auch auf den Ämtern in 
Bezug auf die umfassenden Reformen im Arbeitslosenrecht. Ausserdem wisse man von internen An-
weisungen auf den Arbeitsämtern, in bestimmten Monaten restriktivere Entscheide zu fällen, damit 
punktuell Gelder gespart werden oder über die rasche Zuweisung von Langzeitarbeitslosen in Integra-
tionsprogramme, wodurch die Statistiken geschönt werden könnten. (Anhang A) 
Solche Praktiken müssen speziell vor dem Hintergrund der Umsetzung der „Hartz-Gesetze“ und wei-
teren Reformen betrachtet werden. Gesetzliche Regelungen ändern sich immer schneller und werden 
damit unübersichtlicher. Es entsteht eine Überforderung Seitens der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
auf den zuständigen Ämtern. Die Zusammenarbeit zwischen Hilfesuchenden und Ämtern wird somit 
immer schwieriger. Auch die Begleitung durch soziale Beratungsstellen ist nicht mehr gewährleistet, 
da diese vermehrt finanziellen Kürzungen ausgesetzt und zunehmend überlastet sind. Daraus ent-
stand durch Herrn Dr. Habenicht, Vorstand des Hilfswerkes des Diakonischen Werkes Hamburg, die 
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Idee für das Projekt Ämterlotsen. Freiwillige sollten die Begleitung von Hilfesuchenden auf Ämter 
übernehmen. 
Aufgrund der erwähnten Knappheit an Ressourcen war es klar, dass solche Begleitungen nicht durch 
Professionelle abzudecken wären. Und da die Diakonie ohnehin grosse Erfahrung in der Arbeit mit 
Ehrenamtlichen durch die Beschäftigung von ca. 500 Ehrenamtlichen in verschiedenen Bereichen in-
nehatte, kam die Idee auf, dass auch das Ämterlotsen-Projekt ein Bereich für Ehrenamtliche sein 
könnte. Die Begleitungen sollten sodann vor allem im Sinne einer Zeugenschaft und moralischen Un-
terstützung, jedoch nicht als gesetzliche Vertretung verstanden werden. Die Freiwilligen müssen so-
mit keine Fachpersonen sein, da sie keine sozialrechtlichen Beratungen ausüben. Durch die Bera-
tungsstellen wurde diese Idee sehr positiv aufgenommen, da sie sich davon eine Entlastung verspra-
chen (Krank, 2003, S. 22-23). Nach mehreren Monaten der Entwicklung startete das Projekt Ämterlot-
sen Ende 2003 durch die Anschubfinanzierung einer grosszügigen Privatspende unter der Trägerschaft 
des Diakonischen Hilfswerks (startsocial, 2005, S. 1). 
6.2 Zielgruppen / Anspruchsgruppen 
Das Projekt Ämterlotsen wird durch die Stabsstelle „Öffentlichkeitsarbeit“ unterstützt (startsocial, 
2005, S. 7-9). Diese unterscheidet drei Zielgruppen, welche gleichzeitig als die drei Anspruchsgruppen 
bezeichnet werden können: 
⋅ Hilfesuchende und Beratungsstellen 
⋅ Freiwillige 
⋅ Allgemeine Öffentlichkeit und Spender / Spenderinnen 
Zur Zielgruppe „Hilfesuchende und Beratungsstellen“ gehört, wer einen Ämterlotsen anfordert. Dies 
kann durch die Hilfesuchenden selbst oder durch das Amt geschehen. Es hat sich jedoch herausge-
stellt, dass es unter dem Aspekt der Freiwilligkeit sinnvoller ist, wenn die Anrufe direkt durch das 
Klientel geschehen. Laut Herrn Peter Ogon, Fachbereichsleiter Soziale Integration und Beratung des 
Diakoniewerkes Hamburg, gibt es auch von intern Anfragen für Begleitungen. Es seien etwa 60% der 
Anfragen die extern von anderen Institutionen oder Privaten kämen. 
Zur Zielgruppe „Freiwillige“ zählen die Ämterlotsen und Ämterlotsinnen, welche die Hilfesuchenden 
unterstützen und auf die Ämter begleiten. Die Freiwilligen werden über die Hamburger Freiwilligen-
agenturen, mittels Ständen an Freiwilligenbörsen und auch über das Internet rekrutiert. Wichtig ist, 
dass die Freiwilligen Lebenserfahrung mitbringen, bei sprachlichen und schriftlichen Problemen Hilfe-
stellung leisten können und an mindestens zwei Halbtagen pro Monat Zeit für die Behördengänge 
haben.  
Die Zielgruppe „Allgemeine Öffentlichkeit und Spendende“ schliesst alle Personen und Institutionen 
ein, welche an den Tätigkeiten der Ämterlotsen interessiert sind. Um diese Zielgruppe anzusprechen, 
wurden TV- und Radio-Berichte, verschiedene Pressemitteilungen sowie allgemeine Medien des Dia-
konischen Werks genutzt (Broschüren, interne Mitteilungen etc.). Seit 2004 verfügen die Ämterlotsen 
auch über eine eigene Website. 
52 
 
6.3 Organisationsstruktur 
Das Diakonie-Hilfswerk Hamburg, welches in die drei Fachbereiche Integration und soziale Beratung 
(IS), Beratung und Seelsorge (BS) und Frauenprojekte und Familienbildung (FF) aufgeteilt ist, betreibt 
in direkter Trägerschaft neben den Ämterlotsen 20 weitere Einrichtungen und Projekte wie das Frau-
enhaus, die Migrationserstberatung, die Strassensozialarbeit oder eine Sozialberatungsstelle. Inner-
halb dieses vielfältigen Angebotes des ganzen Diakonie-Hilfswerkes ist das Projekt Ämterlotsen nur 
ein kleiner Teil des Gesamten. Herr Peter Ogon weist denn auch speziell auf die Vorteile hin, die in der 
räumlichen Nähe der einzelnen Fachbereiche hausintern liegen, und so einen engen Kontakt mit den 
verschiedenen Verantwortlichen ermöglichen. Dies ist beim Projekt Ämterlotsen nicht anders, wel-
ches per se eine übergreifende Thematik hat, indem Leute mit unterschiedlichen Problemstellungen 
und meist Mehrfachproblematiken zu Ämtern begleitet werden. (Anhang A) 
Das Team der Freiwilligen wird durch eine Sozialpädagogin bzw. einen Sozialpädagogen mit einem 
Pensum von 50% geleitet. Diese Person ist zuständig für die Entgegennahme der Anrufe, die Koordi-
nation der Einsätze, für die Rekrutierung, die Entwicklung und Durchführung von Fortbildungsveran-
staltungen, sowie für die Zusammenarbeit mit den verschiedenen Beratungsstellen und der Stabsstel-
le Öffentlichkeit im Diakonischen Werk Hamburg. 
Durchschnittlich sind es 25 Ämterlotsinnen und Ämterlotsen unterschiedlichen Alters, Herkunft, Ge-
schlecht, Bildung und Wohnort, die die Amtsbegleitungen machen. Ein Schulungsprogramm dient den 
Freiwilligen zur Einarbeitung, Beratung und Unterstützung. Zudem finden regelmässige Treffen für 
die Ehrenamtlichen statt. An diesen Treffen können auch Schulungen zu Themen aus aktuellem An-
lass stattfinden.  
6.4 Ziele 
Ziel ist es, Hilfesuchende bei der Umsetzung ihrer Anliegen zu unterstützen. Der Abschlussbericht 
startsocial 2005 beschreibt eine zunehmende Überforderung der Hilfesuchenden mit Amtsformularen 
und Anträgen. Zusätzlich kommen oftmals Sprachprobleme, Ausdrucksschwierigkeiten, Schreib-
schwächen oder einfach die Aufregung hinzu, welche zu Missverständnissen oder emotionaler Ange-
spanntheit führen können (S. 1). Weiter soll den Ämtern bewusst werden, dass sie und ihr Handeln 
durch die Gesellschaft wahrgenommen werden und somit auch ihr Umgang mit Hilfesuchenden, die 
soziale Rechte beanspruchen. Ziel ist ein respektvoller Umgang zwischen Behördenmitarbeitenden 
und Hilfesuchenden, sowie die Entlastung der Beratungsstellen. In Bezug auf die Zielgruppe der Frei-
willigen besteht das Ziel darin, Personen die Möglichkeit an einem sozialen Engagement zu bieten 
(Krank, 2003, S. 25).  
6.5 Finanzierung 
Aus dem Jahresbericht 2008 der Ämterlotsen (2009, S. 3) ist zu entnehmen, dass sich das Projekt Äm-
terlotsen zu 100% aus Spenden finanziert. Diese setzten sich 2008 aus Kollekten, Privatspenden und 
Bussgeldverteilung der Justizbehörde zusammen. Ausserdem werden vom Diakonischen Werk Ham-
burg die Büroräumlichkeiten sowie das Mobiliar gratis zur Verfügung gestellt und alle anfallenden 
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Betriebskosten wie Wasser, Strom und Heizung übernommen (siehe http://www.diakonie-ham-
burg.de/kd.1123319591.3/info.html). 
Die Ausgaben verteilen sich hauptsächlich auf die Finanzierung einer Sozialpädagoginnen- bzw. 
Sozialpädagogen-Stelle zu 50%, die Honorare für Referenten und Referentinnen zu bestimmten 
Fachthemen, Öffentlichkeitsarbeiten wie Porto- und Telefonkosten, Plakate, Visitenkarten etc. und 
Sachmittel / Spesen für die Freiwilligen (Fahrtkosten, Fachliteratur, Geschenke etc.). 
6.6 Fachliche Vernetzung und Zusammenarbeit mit anderen Ein-
richtungen 
Die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen war nicht immer einfach. Vor allem zu Beginn fühlten 
sich die Behörden laut Herr Peter Schröder-Reineke unter Druck gesetzt. Schnell können nämlich Be-
denken bezüglich der Absichten einer Amtsbegleitung entstehen: Ansprüche sollen durchgeboxt, die 
Arbeit kontrolliert werden. Weiter besteht die Gefahr, dass sich Behördenmitglieder in ihrem persönli-
chen Beratungsstil beurteilt fühlen könnten. 
Ebenfalls war es laut Herrn Schröder-Reineke am Anfang eine Frage, ob Amtsbegleitungen überhaupt 
eine rechtliche Grundlage hätten. Mittlerweile sei aber klar, dass jeder und jede eine Vertrauensperson 
mitnehmen dürfe. Mit dieser Rechtsgrundlage war es dann auch für die meisten Ämter kein Problem 
mehr. Es kam in der Folge vermehrt zu einer positiven Sicht auf Amtsbegleitungen und zur Einsicht, 
dass es nicht um eine Verunglimpfung der Behörden geht. 
In der Folge mussten Kompromisse in unterschiedlichen Fragen gefunden und abgegrenzt werden, wo 
beispielsweise ein Auftrag jeweils beginnt und wo er aufhört, wie die Kontaktaufnahme läuft, etc. 
Normal sei es auch – das erwähnte Herr Peter Ogon im Interview – dass immer mal wieder versucht 
würde Dinge an Beratungsstellen abzugeben, die nicht zu ihrer Aufgabe gehörten, wie etwa das Mit-
teilen eines Negativentscheids oder das Schreiben von Anträgen.  
Es ist in einem solchen Umfeld also wichtig, dass über eine regelmässige Teilnahme an Arbeitskreisen 
und Gremien und einen regelmässigen Austausch mit Kolleginnen und Kollegen aus anderen Instituti-
onen Netzwerkarbeit geleistet wird. Im Jahresbericht 2008 heisst es denn auch, dass dies „besonders 
wichtig [sei], um die Arbeit der Ämterlotsen transparent zu machen und mit anderen Einrichtungen 
„Hand-in-Hand“ arbeiten zu können.“ (Ämterlotsen, 2009, S. 4) 
6.7 Inanspruchnahme des Angebotes 
Das Projekt der Ämterlotsen hat sich laut Jahresbericht 2008 in den letzten Jahren in Hamburg sehr 
gut etabliert. Die Nachfrage ist gross: Im Jahr 2008 waren es 605 Hilfesuchende, welche sich an den 
telefonischen Sprechzeiten gemeldet haben. Daraus ergaben sich schliesslich 110 Begleitungen, die 
jeweils zwei bis drei Stunden Zeit in Anspruch nahmen. Dabei nahm der Bedarf an mehrfachen Beglei-
tungen zu, was neben einer möglichen klareren Ausdifferenzierung des Angebotes zu einem leichten 
Sinken der gemachten Begleitungen im Zeitraum zwischen der Einführung des Angebotes und 2008 
führte.  
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Aus den der Autorin und dem Autor 
zu Verfügung stehenden Dokumen-
ten ist ersichtlich, dass mit 81% vor-
wiegend weibliche Personen vom 
Angebot Gebrauch machen und die 
Altersstruktur der Hilfesuchenden 
sehr gemischt ist. Wobei es bei den 
unter 25-Jährigen und bei alleinste-
henden Personen ab 50 Jahren eine 
leichte Übervertretung gibt. (Jah 
resbericht S.4-5) 
Nur ca. 25% der begleiteten Hilfs-
bedürftigen hatten keine deutsche 
Staatsangehörigkeit, was laut Verfasserin des Jahresberichts 2008 der Ämterlotsen mit den Sprachfä-
higkeiten der Ämterlotsinnen und –lotsen zusammenhängt, welche „… lediglich über Grundkenntnisse 
der englischen und französischen Sprache“ verfügen, wenn auch Spanisch- und Arabischkenntnisse 
einzelner Ämterlotsinnen und –lotsen hinzugekommen sind (2009, S. 6). 
Laut Jahresbericht 2008 waren es häufig Menschen, „… die die notwendige Eigenverantwortung nicht 
oder noch nicht übernehmen konnten, um sich finanziell abzusichern…“ die eine Begleitung in An-
spruch genommen haben, und überdies vor allem Schwangere, allein Erziehende und Menschen mit 
psychischen Auffälligkeiten (S.6). Alle Personen waren von Arbeitslosigkeit bzw. Armut und häufig 
auch von Ausgrenzung betroffen. Vereinzelt waren die Menschen auch obdachlos. Sie standen im 
Leistungsbezug oder wollten ihnen zustehende Leistungen beantragen. Die Hilfesuchenden werden in 
der Folge vor allem auf das Sozial- und Grundsicherungsamt sowie zur ARGE (Arbeitsgemeinschaft für 
die Grundsicherung Arbeitsuchender) begleitet. Aber auch andere Begleitungen wie zum Beispiel zur 
Ausländerbehörde, zum Wohnungsamt, zum Gericht, zur Bank, zum Konsulat, zum Arzt oder zur 
Krankenversicherung und zu Elternschulen usw. finden statt (Ämterlotsen, 2009, S. 2-6). Solche wei-
terführenden, d.h. meist in der Folge einer Begleitung zu Sozialamt oder ARGE, gemachten Beglei-
tungen, wurden jeweils ohne vorherige Absprache mit der Projektleitung eigenständig von den Ämter-
lotsen übernommen. Fast alle anderen Hilfesuchenden hatten Fragen zum Thema “Hartz IV“, einige 
Menschen hatten Probleme die ALG II – Anträge zu verstehen und auszufüllen. Hier konnten die Äm-
terlotsinnen und Ämterlotsen unterstützen und waren oft dabei, als die Anträge abgegeben wurden. 
Weiter gab es viele Anfragen nach Hilfe bei der Suche nach günstigem Wohnraum. Auch Mietschulden 
und Räumungsklagen waren immer wieder Thema. Besonders häufig wurde im Jahr 2008 um Beglei-
tung gebeten, sobald eine Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden sollte. Für viele war 
diese Vertragsform neu und die Hilfesuchenden hatten Angst, in für sie unzumutbare Maßnahmen 
vermittelt zu werden. Hier war oft grosses Verhandlungsgeschick gefragt und oft hat sich eine Ämter-
lotsin bzw. ein Ämterlotse vorgängig mit der hilfesuchenden Person lange über deren Zielvorstellun-
gen auseinandergesetzt, bzw. mussten diese oft erst erarbeitet werden. Zudem waren viele Menschen 
körperlich, aber vor allem psychisch zu labil, um eine Erwerbstätigkeit auszuüben. Sie wurden daher zu 
amtsärztlichen Untersuchungen bestellt und benötigten dort moralische Unterstützung. 
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Abbildung 11: Anfragen vs. Begleitungen (Ämterlotsen, 2009, S. 5) 
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6.8 Thema freiwillige Begleiter, professionelle Koordination 
Aus den Begleitschwerpunkten und deren Thematiken wird ersichtlich, dass die Tätigkeitsfelder der 
Ämterlotsen komplex sind. Umso schwieriger ist eine klare Abgrenzung der Aufgabengebiete. Wie 
weit eine Ämterlotsin bzw. ein Ämterlotse Vorgespräche etwa über Zielvorstellungen von Begleiteten 
leisten soll und kann – in dem Sinne also auch beraterisch tätig ist – liegt oftmals in seinem eigenen 
Ermessen. Das bedingt eine grosse Selbstkompetenz bezüglich der Einschätzung der eigenen Fähig-
keiten, aber auch die Kontrolle beziehungsweise Aufsicht der professionellen Begleitung. Herr Jochen 
Küchle betont im Interview aber, dass „bei den Ämterlotsen […] die meisten sehr fit [seien] und sich in 
der Regel auch gut abgrenzen [könnten].“ So gäbe es auch keine Abhängigkeiten zwischen Begleite-
ten und Ämterlotsen. Als einziger und eher aussenstehender Professioneller hat Herr Jochen Küchle 
vor allem über die Rücksprache nach den Begleitungen eine gewisse Kontrolle. Diese findet in der Re-
gel nach einer Begleitung zwischen ihm und der Ämterlotsin bzw. dem Ämterlotsen statt. Eine weiter-
führende systematische Überprüfung der Ämterlotsinnen und Ämterlotsen gibt es jedoch nicht. Laut 
Herrn Jochen Küchle geht bezüglich den Aufträgen auch „viel unter der Hand durch“, ohne dass er es 
mitbekomme. Dies sind die oben bereits erwähnten Folgebegleitungen, die Ämterlotsinnen und Äm-
terlotsen oftmals ohne das Wissen der Projektleitung durchführen. Es ist vorstellbar, dass die Freiwilli-
gen zusätzliche Kontrollstrukturen auch gar nicht tolerieren und sich von ihrem Einsatz zurückziehen 
würden. Was für sie ein emanzipatorisches Moment haben kann, in dem Freiwillige eben nicht abhän-
gig vom Arbeitgeber sind, macht es für die Einführung von Regelstrukturen allenfalls schwierig. Ein 
möglichst hoher Anteil an partizipativen Steuerelementen wirkt sich hier sicher förderlich aus. 
Durch diese Unabhängigkeit gehen Freiwillige laut Herrn Schröder-Reineke unvoreingenommener an 
die Arbeit. Die Begleitenden schätzen es, wenn ein sogenanntes „emotionales Band“ entstehen kann. 
So ist es einfacher auf gleicher Ebene miteinander zu kommunizieren. Was die Abgrenzung der freiwil-
ligen Begleitung zur eigentlichen professionellen Beratung betrifft, ist Herr Schröder-Reineke der 
Meinung, dass auf niederschwelligem Niveau auch Nichtprofis im Sinne der Lebensnähe zur Klientel 
und aufgrund des normalen Menschenverstands beraterisch tätig sein können – die dazu nötige 
Selbstkompetenz für die Beurteilung der eigenen Fähigkeiten vorausgesetzt. Zudem gehört es in 
Deutschland laut Herrn Schröder Reineke durchaus zu einem gewissen „gesellschaftlichen Mainstream 
Ehrenamtliche einzubinden“. Und dies nicht zuletzt auch aus dem Motiv heraus Kosten zu sparen. 
Wenn dem gesellschaftlichen Bedürfnis nach ehrenamtlicher Tätigkeit nachgekommen werden soll, 
dann muss auch eine professionelle Begleitung gewährleistet werden können. 
6.9 Idealtypischer Ablauf einer Begleitung 
In der Regel werden die Begleitungen von der Projektleitung koordiniert, ohne dass diese die Hilfesu-
chenden je gesehen hat. Der Erstkontakt findet meist über die zeitlich festgelegte telefonische 
Sprechstunde statt. Hier entscheidet die Projektleitung, inwiefern eine Begleitung überhaupt ange-
zeigt ist oder ob triagiert werden soll. Was Herr Jochen Küchle jeweils bereits beim Erstkontakt er-
wähnt, ist dass die Begleiteten keine eigentliche Beratung erwarten können, sondern dass es darum 
geht, da zu sein und den Rücken zu stärken. 
Eine schnelle und sorgfältige erste Situationsklärung ist hier wichtig. Es muss geklärt werden, um wel-
che Thematik es sich handelt, ob es sich etwa um einen Erst- oder Folgeantrag handelt und zu welcher 
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Stelle oder zu welchem Amt die Begleitung stattfinden soll. Weiter ist es wichtig, dass dort bereits ein 
Termin vereinbart wurde, damit allfälligem stundenlangem Warten auf dem Amt vorgebeugt werden 
kann. In der Folge kontaktiert die Projektleitung eine Ämterlotsin bzw. einen Ämterlotsen in der Nähe, 
die oder der zu besagter Zeit verfügbar ist und gibt die Kontaktdaten weiter, damit diese bzw. dieser 
sich direkt mit der hilfesuchenden Person in Verbindung setzen und das weitere Vorgehen und ein 
Treffen vereinbaren kann. Meist treffen sich die Ämterlotsin bzw. der Ämterlotse 15 Minuten vor dem 
Termin auf dem Amt. Laut Herrn Jochen Küchle kommt es aber auch vor, dass diese sich schon vor 
dem eigentlichen Termin zu einer Vorbesprechung treffen um die Unterlagen bereitzumachen. 
Nach der Begleitung gibt es oft zwischen Herrn Jochen Küchle und der Ämterlotsin bzw. dem Ämter-
lotsen nochmals eine kurze Rücksprache wie der Termin verlief. 
6.10 Übernahme des Projektes in anderen Bundesländern 
Die verschiedenen Landesteildiakonien in Deutschland profitieren grundsätzlich voneinander. Es fin-
det immer wieder ein Austausch von Know-how und Projekten statt. Wenn Bedarf besteht werden 
bundesweit Projekte angeschaut und versucht am eigenen Ort einzuführen.  
Das Projekt Ämterlotsen ist eine Eigenentwicklung der Diakonie Hamburg. Die Idee an sich war jedoch 
nicht neu. Schon vorher wurden etwa Zivildienstleistende für Amtsbegleitungen eingesetzt; jedoch 
war dies nie etwas Langfristiges, das hätte ausgebaut werden können. 
Der Begriff wurde patentrechtlich geschützt, weil der Bedarf für dieses Projekt riesig und infolge des-
sen ein Erfolg absehbar war. Es ging laut Herrn Peter Schröder-Reineke keineswegs um Eitelkeit, son-
dern darum, dass bei der Umsetzung ähnlicher Projekte mit dem gleichen Namen die gleichen Stan-
dards eingehalten würden, wie etwa die professionelle Begleitung oder die Ausbildung der Ämterlot-
sinnen und Ämterlotsen. Interessierte (meist andere Diakonien im Land) haben das Projekt nicht ab-
gekauft, sich aber an den Kosten des Logos beteiligt. Sie konnten damit die Vorlagen der Ämterlotsen 
Hamburg übernehmen.  
So wurden im Jahr 2006 die Ämterlotsen in Schleswig-Holstein gegründet, wonach 2007 die Ämterlot-
sen in Rosenheim dazugekommen sind. Die Diakonischen Werke in Kassel und Neumünster übernah-
men das Konzept 2008. Im Jahresbericht 2008 heisst es denn auch wörtlich: „Das Projekt Ämterlotsen 
ist gut übertragbar und das Konzept wurde auch im Jahr 2008 an andere Diakonische Werke weiterge-
geben.“ In Hamburg selber plant die Stadtteildiakonie Süderelbe eigene Ämterlotsen an die Bera-
tungsstelle vor Ort anzubinden, was Synergien entstehen lässt: die Ausbildung der Freiwilligen und 
andere Aktivitäten können gemeinsam durchgeführt werden. (Ämterlotsen, 2009, S.2) 
6.11 Evaluation 
Über die Evaluation des Projektes lässt sich nicht viel sagen. Eine fundierte Evaluation wurde nie 
durchgeführt. Die Beurteilung findet demnach eher informell über Rückmeldungen von Ämtern statt. 
Eine gewisse Beurteilungsfunktion nimmt auch der projekteigene Jahresbericht ein, in dem in einer 
Zusammenschau wichtige Zahlen und Entwicklungen besprochen werden. 
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6.12 Perspektiven / Ausblick 
Mittlerweile sind die Ämterlotsen zu einem festen Bestandteil der Arbeit des Diakonischen Werkes 
geworden. Der Bedarf an Begleitung – aber auch an Beratung – ist hoch. Daher soll die Zusammenar-
beit mit anderen Einrichtungen laut Jahresbericht 2008 weiter intensiviert werden. Zudem kann das 
Projekt bei Bedarf sein Angebot erweitern. So würde beispielsweise die Justizvollzugsanstalt JVA 
Hahnöfersand Amtsbegleitungen gerne häufiger in Anspruch nehmen (Ämterlotsen, 2009, S.2). 
Auch einen Ausbau des Sprachangebots würde Herr Peter Ogon als sinnvoll erachten. Jedoch hätte 
dies eine Erhöhung der Anfragen zur Folge, wofür momentan wiederum keine Kapazitäten bestehen 
(Anhang A). 
So ist ein weiterer Ausbau des Projektes vor allem eine Frage der Ressourcen. Laut Herrn Peter Ogon 
hat man auch beim Diakonischen Werk wegen der Finanzkrise zu kämpfen: die Kirchensteuermittel 
und Spenden sind rückläufig; es muss geschaut werden, dass bestehende Projekte gehalten werden 
können. 
6.13 Fazit 
Aufgrund des gewonnenen Eindruckes vor Ort und die Informationen durch die Dokumentenanalysen 
beurteilen die Autorin und der Autor das Projekt Ämterlotsen des Diakonie-Hilfswerks Hamburg als 
ein Erfolgsmodell für deutsche Verhältnisse. Das Projekt leistet auf der Mikroebene des Systems wich-
tige Hilfe für Betroffene, die aufgrund unterschiedlicher Hemmnisse den Zugang zu sozialen Leistun-
gen nicht finden. Es bietet Menschen ausserdem die Möglichkeit, sich freiwillig für die Gesellschaft 
und die Hilfsbedürftigen einzusetzen. Weiter trägt das Projekt auf der Makroebene auf einfache aber 
effektive Weise dazu bei, dass der Sozialstaat funktionieren kann. Gerade weil es diesbezüglich auch 
emanzipatorische und kritische Grundzüge hat, in dem es Missstände im System der Sozialen Hilfe 
transparent macht und auszugleichen hilft. Auf der Ebene der Institutionen (Mesoebene) schliesslich 
leistet es wichtige Entlastung bei denjenigen Stellen und Einrichtungen, die tagtäglich mit Menschen 
zu tun haben, die aufgrund Zugangsschwierigkeiten zu sozialen (meist monetären) Leistungen in pre-
kären Lebensverhältnissen sind und die diese Menschen aufgrund der zunehmenden Ressourcen-
knappheit nicht oder nur noch bedingt zu Leistungserbringern begleiten können. 
Die Einbettung in die Diakoniehilfswerke war bezüglich der Implementierung entscheidend. Know-
how, Netzwerke, finanzielle und menschliche Ressourcen konnten so optimal genutzt werden. In ei-
nem schwierigen Umfeld, wo unterschiedliche Unternehmenskulturen (staatliche Organisationen zur 
wirtschaftlichen Existenzsicherung als Leistungserbringer versus Amtsbegleiter auf Seiten der Hilfe-
bedürftigen als Leistungsbeansprucher) und unterschiedliche Werthaltungen aufeinandertreffen, ist 
dies von besonderer Bedeutung. 
Auffallend ist bezüglich der Nachfrage eine grosse Diskrepanz zwischen Anfragen und tatsächlich 
durchgeführten Begleitungen. Dies legt Optimierungen in verschiedenen Bereichen nahe: einerseits 
muss eine gezielte und „kundengerechte“ Information sichergestellt werden, damit Hilfesuchende 
wissen, was sie von diesem Angebot erwarten können und was nicht. Das kann die Quote von Anfra-
gen, für welche eine Begleitung nicht in Frage kommt, senken. Weiter ist an einem Ausbau des Ange-
bots, wie unter Kapitel 6.12 beschrieben, zu arbeiten. 
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Sehr wichtig erscheint die professionelle Begleitung und Koordination der freiwilligen Ämterlotsinnen 
und Ämterlotsen sowie ihre Ausbildung und Weiterbildung. Hier entscheidet sich die Qualität der Be-
gleitungen und ihre Wirkung; auch in der Abgrenzung zu professionellen weiterführenden Angeboten. 
Die Freiwilligenarbeit hat neben der Kostenersparnis aber auch entscheidende Vorteile (vgl. etwa Ka-
pitel 3.5 oder 6.8). 
Eine wissenschaftliche Evaluation des Projektes wäre nach einer mehrjährigen Laufzeit angezeigt. 
Dass das Projekt allgemein viel bewirkt ist angesichts der Rückmeldungen von Ämtern und Betroffe-
nen jedoch klar. An anderen Standorten, an denen das Projekt umgesetzt wurde konnten die gleichen 
Erfahrungen gemacht werden. 
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7. Schlussfolgerungen und Ausblick 
Im diesem abschliessenden Kapitel erfolgt die Beantwortung der drei Fragestellungen sowie ein Ge-
samtfazit über die vorliegende Arbeit. Zu diesem Zweck werden die wichtigsten und relevanten Aus-
sagen und Erkenntnisse zusammengefasst und im Hinblick auf die Hauptfragestellungen betrachtet. 
Zum Schluss folgen ein Ausblick und die weiterführenden Fragen. 
7.1 Beantwortung der Fragestellungen 
Die Beantwortung der Fragestellungen bildet den eigentlichen Abschluss der Arbeit und ist zugleich 
die Erfüllung der Aufgabenstellung. Die dritte Frage, die sich aufgrund der gemachten Erhebungen mit 
der Eignung eines Amtsbegleitungsangebotes in der Stadt Luzern auseinandersetzt, dürfte hier von 
besonderem Interesse sein. 
7.1.1 Erste Fragestellung 
 
Um dieser Frage nachgehen zu können, mussten die Autorin und der Autor zunächst den Bedarf ein-
zelner Institutionen in Luzern ermitteln bzw. deren Einschätzung zum Thema aus ihrer Sicht abfragen. 
Dazu wurden 44 in der Stadt Luzern tätigen sozialen Institutionen Fragebogen verschickt. Die Frage-
bogen wurden in zwei Hauptthemenblöcke unterteilt. Im ersten Teil ging es darum herauszufinden, 
wie die Institutionen einen allgemeinen Bedarf an Amtsbegleitungen einschätzen. Um die Antworten 
zueinander in Beziehung setzen zu können, musste in einem zweiten Themenblock ermittelt werden, 
ob von den Institutionen bereits Amtsbegleitungen durchgeführt werden. Zu jedem dieser beiden 
Themenblöcke wurde die Zusatzfrage gestellt, zu welchen Institutionen und Stellen denn der angege-
bene Bedarf an Amtsbegleitungen besteht bzw. die durchgeführten Amtsbegleitungen stattfinden. 
Aus den eingegangenen Antworten kann geschlossen werden, dass grundsätzlich ein Bedarf an Amts-
begleitungen besteht. 83% der Institutionen haben sich für ein solches Angebot in der Stadt Luzern 
ausgesprochen. Die Einrichtung eines solchen Angebotes wird aber klar an die Bedingung eines Min-
deststandards bezüglich Qualität der Begleitungen geknüpft. So sollen Begleitpersonen etwa über die 
nötigen Grundkenntnisse in sozialen Themen verfügen, so dass keine falschen Informationen weiter-
gegeben werden und eine Abgrenzung von Hilfesuchenden gut gelingt. Damit stellen sich auch grund-
sätzliche Fragen zur Freiwilligkeit: kann diesem Qualitätsanspruch durch freiwillige Begleitpersonen 
überhaupt entsprochen werden? Dies entspricht einem oft geführten Diskurs innerhalb der sozialen 
Arbeit: Freiwilligkeit versus Professionalität. So stellt sich etwa die Frage, wie weit es legitim ist, dass 
zu Lasen der Professionalität Kosten eingespart werden und damit auch Arbeitsplätze für professio-
nelle der Sozialen Arbeit verhindert werden. Eine solche Trendwende hin zu einer vermehrten Kosten-
senkung zeichnet sich in verschiedenen Ländern ab. So werden etwa Kosten eingespart, indem verein-
zelt Arbeiten aus dem ersten Arbeitsmarkt ausgelagert und an Arbeitslose vergeben werden, wie dies 
Welcher Bedarf besteht für eine Erleichterung des Zugangs zu sozialen Leistungen durch Be-
gleitung auf Seiten einzelner sozialer Einrichtungen in der Stadt Luzern? 
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bereits in Deutschland bei den staatlich subventionierten (unter dem Strich gar finanzierten) „Ein-
Euro-Jobs“ der Fall ist. Ein Bewusstsein für diese Entwicklung scheint bezüglich der Frage nach ver-
mehrtem freiwilligem Engagement wichtig. Freiwilligenarbeit als Prinzip gelebter Solidarität in einer 
Gesellschaft, leistet auf der anderen Seite auch sehr vieles. So ist sie Menschen etwa wichtiger und 
strukturierender Lebensinhalt und trägt zu deren persönlichen und beruflichen Entwicklung bei. 
Bei einer Implementierung eines Amtsbegleitungsangebotes muss abgewogen werden, ob diese posi-
tiven Effekte auf Seiten der Freiwilligen sowie die Kostenersparnisse auf Seiten der Anbieter im Vor-
dergrund stehen oder aber die Gewährleistung professionellen Handelns. 
Für die angefragten Institutionen käme ein Amtsbegleitungsangebot bei komplexen Situationen oder 
zur Überwindung von Schwellenangst in Frage. Dazu müssen die zwei Gruppen von Hindernissen im 
Zugang zu sozialen Leistungen betrachtet werden. Komplexe Situationen entstehen oftmals durch 
Mehrfachproblematiken. Hier wurde bereits aufgezeigt, dass eine Amtsbegleitung durchaus Sinn ma-
chen könnte. Schwellenängste liegen vor allem bei Personen mit erschwerter Handlungsfähigkeit auf-
grund einer Krisensituation und bei Menschen, bei denen die Fragestellung einen Tabubereich tan-
giert, vor. 
Die erforderliche Niederschwelligkeit ist zwar auch durch eine Anlaufstelle wie das Sozial Info REX 
gegeben, nur sieht diese keine spezielle Begleitung von Klientinnen und Klienten auf Amtsstellen oder 
Institutionen vor. Um obengenannte Zugangshindernisse zu vermindern oder zu überwinden, würde 
also ein Amtsbegleitungsangebot durchaus Sinn machen. Dabei ist es das Ziel Sicherheit zu vermit-
teln, als „Rückenstütze „einfach da zu sein“ und/oder im Sinne eines „Puffers“ zu emotionaler Ent-
spannung und zur Verhinderung von Missverständnissen beizutragen. Im besten Falle kann diese Un-
terstützung zu mehr Eigenständigkeit und Selbstvertrauen führen. 
Begleitung kann also ebenso als Empowerment verstanden werden, in dem durch einfaches „Dasein“ 
die hilfesuchende Person emotional gestützt und im eigenen Handeln befähigt wird. Empowerment 
ist damit nicht nur ein wichtiges Konzept in der Sozialen Arbeit (Hilfe zur Selbsthilfe), sondern dient 
auch der Inanspruchnahme von Sozialer Sicherheit innerhalb des Sozialstaates. Die Sozialhilfe als sub-
sidiäre Lebenserhaltungssicherung und letztes Glied im System der Sozialen Sicherheit hat zum Ziel, 
dass Menschen möglichst selbständig bleiben oder es wieder werden. Empowerment ist damit ein 
wichtiger Ansatz innerhalb des Sozialen Systems, welcher deshalb dem Konzept der Amtsbegleitung 
als Grundlage vorausgesetzt wird und von den Seiten beider Anspruchsgruppen (Seite der Freiwilligen 
und Seite der Hilfesuchenden) als Grundhaltung anerkannt werden muss. Aufgrund dieser Ausführun-
gen wird ersichtlich, dass Amtsbegleitungen auf allen drei Systemebenen (Mikro- / Meso- / Makro-
Ebene) wichtiges leisten. 
In der Stadt Luzern gibt es bislang keine Institutionen, welche hauptsächlich oder gar ausschliesslich 
Amtsbegleitungen anbieten würden. Zwar gibt es als Anlaufstelle das Sozial Info REX; dieses führt 
aber selber keine Begleitungen durch. Es dient in erster Linie als zentrale Informations- und Anlaufstel-
le der Sozialdirektion für Fragen im Sozial- und Gesundheitswesen. Bei 80% der befragten Institutio-
nen, welche als Dienstleistung die Vermittlung zu und mit Ämtern, Behörden und anderen Institutio-
nen anbieten, gehört je nachdem auch die direkte persönliche Begleitung im Sinne einer Rückenstütze 
dazu. Somit wird Amtsbegleitung also von vielen Stellen bereits bei Bedarf durchgeführt, wenn auch 
in keinem allzu grossen Umfang. Die Probleme von Seiten der Hilfesuchenden liegen dabei vor allem 
im Bereich der Verständigung, der Kommunikation oder der Nichtakzeptanz von Auflagen. Trotzdem 
handelt es sich bei diesen Stellen aber um fast die gleichen Institutionen, welche einen Bedarf an 
Amtsbegleitungen ausweisen. Daraus kann geschlossen werden, dass diese sich durch eine Implemen-
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tierung eines solchen Projekts personelle, zeitliche und damit auch finanzielle Entlastung versprechen 
könnten. In diesem Falle würde der konstatierte Bedarf nicht über dem tatsächlichen Angebot liegen, 
sondern würde diesen lediglich im bisherigen Umfang durch ein separates Angebot abdecken. Aus den 
Ergebnissen kann nicht eindeutig geschlossen werden, ob das bestehende Angebot den festgestellten 
Bedarf deckt oder ob es diesen übersteigt. Eine zusätzliche quantitative Erhebung auch auf Seiten der 
Hilfesuchenden würde hier mehr Klarheit schaffen. 
Weiter zeigt die Befragung auf, dass Amtsbegleitungen zu all den Institutionen stattfinden sollten, bei 
welchen Klientinnen und Klienten durch Begleitung bei der Inanspruchnahme der ihnen zustehenden 
sozialen Leistungen unterstützt werden müssen. Auffallend dabei ist, dass die meisten der genannten 
Institutionen in den Bereich staatlicher wirtschaftlicher Leistungen fallen, wobei das Sozialamt klar am 
meisten Nennungen erhält. Auch die IV-Stelle und die Vormundschaftsbehörde werden von vielen der 
Befragten angegeben. Sehr oft werden zudem das Amt für Migration, Gerichte, Betreibungsamt, RAV 
und die Krankenkassen genannt. Dies erstaunt nicht; handelt es sich hier doch um hochschwellige 
staatliche soziale Leistungen bzw. Dienstleistungen. 
Die Breite der Nennungen und die vielen Einfachnennungen zeigen zudem auf, dass der Wunsch be-
steht, die Amtsbegleitungen möglichst für alle Stellen offen zu halten und nicht auf einzelne Ämter 
oder Institutionen zu beschränken. 
7.1.2 Zweite Fragestellung 
 
Um diese Frage möglichst umfangreich und detailliert beantworten zu können, organisierten die Auto-
rin und der Autor verschiedene Befragungen und einen persönlichen Augenschein vor Ort bei den Äm-
terlotsen in Hamburg. Durch die Interviews mit verschiedenen Verantwortlichen des Projektes und mit 
einzelnen Ämterlotsen, sowie durch das Sammeln und Sichten von Daten und Dokumenten, entstand 
ein umfassendes Bild über das Projekt Ämterlotsen, welches Amtsbegleitungen als erstes in institutio-
nellem Rahmen anbot. 
Ähnlich wie in Luzern bildete eine Forumsdiskussion in Hamburg den Denkanstoss für die Überprüfung 
und die spätere Entwicklung eines Amtsbegleitungsangebotes. Bei diesem Forum ging es hauptsäch-
lich um den Zugang zur Sozialhilfe in Hamburg und dabei auch um die unterschiedliche Behandlung 
von Antragsstellerinnen und Antragsstellern durch die Behörden. Es wurde festgestellt, dass mit den 
Antragsstellenden anders umgegangen wird, wenn diese sich in Begleitung einer Begleitperson befin-
den. Damit wurde der Grundstein für die Entwicklung des Projekts Ämterlotsen gelegt. 
Betrachtet man diese Problematik unter dem lösungsorientierten Ansatz und bezieht man die finan-
ziellen Möglichkeiten mit ein, wird man zum Schluss kommen, dass sich für die Unterstützung von 
Hilfesuchenden unter den drei Interaktionsmedien nach Stimmer die Begleitung am besten als Zu-
gangserleichterung zu sozialen Leistungen eignet. Während die Unterstützung und Betreuung als 
Grundlagen des methodischen Handelns in der sozialen Arbeit einen erhöhten Professionalisierungs-
grad voraussetzen, geht es bei der Begleitung darum „einfach da zu sein“ im Alltag ihres Klientels oder 
in Teilbereichen dieses Alltags. Bei den Ämterlotsen in Hamburg geht es genau um dieses „Dasein“. 
Wie ist das Konzept der Ämterlotsen Hamburg aufgebaut und wie sehen die Erfahrungen da-
mit aus? 
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Die Durchführung von solchen Begleitungen geschieht deshalb durch freiwillige Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und nicht durch professionelle Fachpersonen aus der Sozialen Arbeit. Die Begleitungen 
sollen sodann vor allem im Sinne einer Zeugenschaft und moralischen Unterstützung verstanden wer-
den. Der professionelle Rahmen wird durch die Stelle der Koordinatorin bzw. des Koordinators der 
Ämterlotsen abgedeckt. Dabei handelt es sich um eine ausgebildete Fachperson aus der Sozialen Ar-
beit, welche die Unterstützung und allfällige Betreuung der Ämterlotsen übernimmt. Auch die Weiter-
entwicklung des Projekts sowie die Koordination der Hilfesuchenden und der Ämterlotsen gehört zu 
den Aufgaben der Koordinatorin bzw. des Koordinators.  
Ziel des Projekts ist es, die Hilfesuchenden bei der Verfolgung ihrer Anliegen zu unterstützen. Oftmals 
sind diese mit den Amtsformularen und Anträgen überfordert. Dazu kommen vielfach Sprachproble-
me, Ausdrucksschwierigkeiten, Schreibschwächen oder Aufregung hinzu. Diese können zu Missver-
ständnissen oder emotionaler Angespanntheit zwischen den Hilfesuchenden und den Amtspersonen 
führen. Auch das Bewusstsein der Ämter im Umgang mit den Hilfesuchenden und ihre Wahrnehmung 
durch die Gesellschaft sind weitere Ziele, die durch die Ämterlotsen erreicht werden sollen. Bestenfalls 
führt das Projekt zu einem respektvollen Umgang zwischen den beiden Zielgruppen und bietet zudem 
den Freiwilligen die Möglichkeit eines sozialen Engagements. 
Das Projekt Ämterlotsen ist bei dem Diakonie-Hilfswerk Hamburg angesiedelt, welches neben den 
Ämterlotsen noch 20 weitere Einrichtungen und Projekte betreibt. Die räumliche Nähe der einzelnen 
Fachbereiche hausintern, sowie der enge Kontakt zwischen den Verantwortlichen, wird als grosser 
Vorteil betrachtet, gerade bei einem Projekt wie dem der Ämterlotsen, wo Leute mit unterschiedli-
chen Problemstellungen und meist Mehrfachproblematiken begleitet werden. Hier profitieren die 
verschiedenen Einrichtungen von der Wissensvermittlung und den Hilfestellungen untereinander. 
Dadurch können die einzelnen Ressourcen noch besser genutzt werden. 
Der Bedarf für dieses Projekt war gross und infolge dessen war ein Erfolg absehbar. Die vielen Beglei-
tungen und noch häufigeren Anfragen geben dem Projekt Ämterlotsen denn auch bis heute seine Be-
rechtigung. Das Projekt hat sich seit Beginn gut etabliert und die Nachfrage ist immer noch gross. Die 
Tendenz zeigt dabei klar in Richtung Mehrfachbegleitungen. Der grösste Bedarf an Begleitungen be-
steht zum Arbeitslosenamt zur Thematik Hartz IV. Die Begleitenden entscheiden dabei selber, wann 
ein Begleitungsprozess abgeschlossen wird und in welcher Form dieser ausgeführt wird. Treten dabei 
Fragen oder Probleme auf, gelangen sie an die Fachperson, welche die schlussendliche Entschei-
dungsgewalt inne hat.  
Aus Sicht der Profession der Sozialen Arbeit gibt es Optimierungspotential in der Evaluation und bei 
der Verbesserung von Feinheiten. Aus Sicht der Ämterlotsen Hamburg wäre es zwar wünschenswert, 
Amtsbegleitungen durch Professionelle der Sozialen Arbeit abzudecken. Da es jedoch aus Mangel an 
Ressourcen nötig ist, den Bedarf an Amtsbegleitungen durch Freiwillige abzudecken, müssen diesbe-
züglich Abstriche gemacht werden. Probleme entstehen demnach vor allem aus diesem Sachverhalt: 
fehlende Abgrenzung gegenüber den Hilfesuchenden, das Entstehen von Abhängigkeiten, die Gefahr 
von Grenzüberschreitungen oder Überforderung der Ämterlotsen etwa. Über eine sorgfältige Rekru-
tierung, Aus- und Weiterbildung, sowie eine solide professionelle Begleitung, können solche Gefahren 
wirkungsvoll gemindert werden. So zeigt das Projekt aus Hamburg, dass auf einem solch nieder-
schwelligen Niveau auch durch Nichtprofis wirksame und gute Arbeit geleistet werden kann. 
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7.1.3 Dritte Fragestellung 
 
Gemäss der Bedarfsermittlung an Amtsbegleitungen in der Stadt Luzern, kann von einem Bedarf von 
Seiten der Institutionen ausgegangen werden. Dieser Bedarf wurde bisher jedoch nur auf Seiten der 
Institutionen ermittelt, was noch keinen Bedarf auf Seiten der Hilfesuchenden einschliesst. Von einer 
Konkurrenzsituation in Bezug auf andere Angebote kann jedoch nicht gesprochen werden, da keine 
andere Organisation ausschliesslich solche Begleitungen anbietet. Amtsbegleitungen werden bis zum 
heutigen Zeitpunkt in der Stadt Luzern vereinzelt durch unterschiedliche Stellen durchgeführt. Es sind 
dies vorwiegend niederschwellige Sozialberatungsstellen. Personelle und finanzielle Ressourcen las-
sen vermutlich jedoch keine Ausweitung dieser Tätigkeiten zu, wenn sie denn von Nöten sind. Durch 
die Schaffung einer Stelle für Ämterlotsen könnten solche Institutionen allenfalls entlastet werden. 
Dies betrifft diejenigen Fälle, bei denen ausschliesslich durch eine Begleitung Zugangshindernisse 
vermindert werden sollen. Sobald Begleitungen aus anwaltschaftlicher Motivation heraus stattfinden, 
wäre eine Begleitung durch Freiwillige nicht mehr angezeigt, da dafür professionelles Know-how dafür 
wohl fehlen würde. Der zeitliche Aufwand wäre für die Begleitenden zudem sehr hoch, müssten sie 
sich doch jeweils das Wissen und die Hintergründe um die Problematik der zu begleitenden Person 
zunächst einmal aneignen. 
Obwohl in Luzern als auch in Hamburg eine Forumsdiskussion als Ausgangslage für Überlegungen zur 
Schaffung von Amtsbegleitungen diente, handelte es sich in Hamburg nicht um dieselben Problemati-
ken. Vorwiegend ging es in Hamburg um den Zugang zu Leistungen des Sozial- und Arbeitsamtes. Es 
wurde die Erfahrung gemacht, dass diese Leistungen einfacher zugänglich werden – bzw. in Einzelfäl-
len es überhaupt erst wurden – wenn Hilfesuchende in Begleitung einer weiteren Person im Sinne ei-
ner Zeugenschaft auf dem Amt vorsprechen. Die politische und damit auch die soziale Lage in 
Deutschland hat sich in den letzten Jahren stark verschärft. Die dazu beitragenden, teils umfassenden 
Reformen im Arbeitslosen- und Sozialhilferecht bedeuteten und bedeuten noch immer eine grosse 
Unsicherheit bis hin zu einer Überforderung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf den Ämtern. 
Gelder mussten eingespart werden und von politischer Seite wurde der Druck zur Verringerung der 
Arbeitslosenquote immer grösser. Eine zunehmend restriktive Handhabung von Richtlinien bis hin 
zum Abwimmeln von Anspruchsberechtigten, um Kosten zu senken und Statistiken zu beschönigen, 
sind die Folgen davon. 
Es muss also eine klare Unterscheidung zwischen Deutschland und der Schweiz bezüglich der politi-
schen und sozialen Verhältnisse vorgenommen werden. Im Gegensatz zu Deutschland kann sich die 
Schweiz auf eine grundsätzlich stabilere politische, wirtschaftliche und soziale Lage abstützen. Dieser 
Unterschied widerspiegelt sich auch in der Arbeitslosenquote der jeweiligen Länder. Während die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote der 27 EU-Länder im Februar 2010 mit 9.6 % mehr als doppelt so 
hoch wie die Quote der Schweiz mit 4.2 % (Stand März 2010) war, lag diese im März 2010 bei 8.5 % in 
Deutschland (Sozialleistungen.info, 2010). Im Gegensatz zu den Beschreibungen aus Hamburg, gibt es 
in der Schweiz nur vereinzelt bekannte Fälle von amtlicher Willkür. Aufgrund der Finanzlage besteht 
ein viel geringerer Spardruck als in Deutschland und die gesetzliche Grundlage und Reglementierung 
bezüglich sozialer Leistungen und deren Zugang scheint in der Schweiz klarer zu sein – ein Vorteil ei-
Kann und soll ein Amtsbegleitungsangebot im Stil der Hamburger Ämterlotsen den ermittel-
ten Bedarf in der Stadt Luzern abdecken? 
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nes der Schweiz aufgrund der direkten Demokratie oft vorgeworfenen Reformstaus. Herr Heinrich 
Dubacher vom Sozialamt in Luzern erwähnt denn auch, dass in der Schweiz im Vergleich zu Deutsch-
land gegenüber dem Staat eher ein grösseres Vertrauen herrsche.  
Eine weitere Problematik zeigt sich in der Angliederung eines solchen Projekts. Da es sich um Beglei-
tungen auf verschiedene Ämter und Institutionen handeln würde, wäre eine unabhängige Stelle wün-
schenswert, wenn nicht sogar unabdingbar, damit Interessen- und Zielkonflikte verhindert werden 
können. Eine Angliederung an das Sozialamt der Stadt Luzern wie zum Beispiel beim Sozial Info REX, 
würde deshalb keinen Sinn machen, da auch dorthin Amtsbegleitungen stattfinden würden. Ein neut-
raler Standpunkt seitens der Begleitenden wäre für die Begleiteten somit wohl kaum nachzuvollzie-
hen. Die Angliederung an eine Landeskirche wie bei den Ämterlotsen Hamburg wäre somit eher denk-
bar. In der Stadt Luzern nehmen kirchliche Organisationen aber keineswegs einen ähnlichen Stellen-
wert wie in Hamburg ein. Somit wäre auch hier eine Vermischung von Staat und Religion nicht unbe-
dingt wünschenswert. Auch verfügen die Kirchen nicht über eine derart grosse Anzahl von Einrichtun-
gen und Projekten wie in Hamburg, weshalb hier keine interne Wissensvermittlung und ein gegensei-
tige Austausch in dieser Form möglich wäre. Das Schaffen einer unabhängigen Stelle für Amtsbeglei-
tungen wäre demnach absolut wünschenswert. 
Positiv zu bewerten ist die Tatsache, dass allseits grosses Interesse für ein solches Vorhaben vorhan-
den zu sein scheint. Selbst solche Einrichtungen, welche die sozialen Leistungen erbringen, zu denen 
der Zugang für Anspruchsberechtigte erleichtert werden soll, unterstützen die Idee der Zugangser-
leichterung durch Begleitung, obwohl sie so indirekt Leistungsbezüge unterstützen und somit grund-
sätzlich einen Interessenkonflikt aufgrund ihres Auftrages haben könnten. Zudem heisst die Anwe-
senheit einer dritten Person auch immer eine Art Kontrolle und schafft mehr Transparenz, was von 
Behördenmitgliedern zuweilen als Eingriff wahrgenommen werden kann. 
7.2 Ausblick und weiterführende Fragen 
Amtsbegleitungen werden im Raum Luzern bereits durch diverse Organisationen angeboten und 
durchgeführt. Aufgrund der vermutlich beschränkten personellen und finanziellen Ressourcen ge-
schieht dies aber noch in einem eher kleinen Umfang. Ein Bedarf an Amtsbegleitungen konnte auf 
Seiten der Ämter und Organisationen klar eruiert werden. Grundsätzlich kann also festgehalten wer-
den, dass die angefragten Institutionen und Ämter der Stadt Luzern sehr wohl an einem Amtsbeglei-
tungsangebot interessiert sind. Dass dies jedoch im gleichen Stil wie der Hamburger Ämterlotsen um-
gesetzt werden kann, scheint aus obengenannten Gründen in den Kapiteln 7.1.1 bis 7.1.3 eher unrealis-
tisch resp. müsste durch weitere Abklärungen eruiert werden. Demnach gilt es, eine weitere Bedarfs-
ermittlung auf Seiten der Hilfesuchenden durchzuführen. Folgende Fragen könnten dafür leitend sein: 
Inwieweit besteht auf Seiten von Hilfesuchenden ein Bedarf an Amtsbegleitungen und in welcher 
Form müssten diese stattfinden? Könnten diese bereits als Zugangserleichterung auf diverse Ämter / 
Institutionen wie zum Beispiel dem Sozial Info REX dienen? Oder geht es hier vermehrt um eine Pro-
zessbegleitung und Deeskalationshilfe, wie sich dies Herr Heinrich Dubacher vorstellen würde? 
Ob sich die bisher eher geringe Anzahl von getätigten Amtsbegleitungen aufgrund eines kleinen Be-
darfs oder aufgrund zeitlicher und/oder finanzieller Ressourcenknappheit ergibt, lässt sich erst nach 
einer Bedarfsermittlung auf Seiten der Hilfesuchenden abschliessend sagen. 
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Aufgrund der Ergebnisse einer solchen Bedarfsabklärung auf der Anspruchsseite, könnte der Rahmen 
ermittelt werden, in welchem sich Amtsbegleitungen in Luzern bewegen sollen. Braucht es für diese 
Art von Begleitungen professionelle Fachpersonen oder ehrenamtlich Tätige? Und wieweit ist eine 
Umsetzung eines Empowermentansatzes in Bezug auf die Hilfesuchenden erwünscht? Um solche Ent-
scheidungen treffen zu können, müssen die Ansprüche und der Bedarf an Amtsbegleitungen von bei-
den Seiten klar ermittelt werden. 
Darüber hinaus muss ebenfalls die entsprechende Finanzierbarkeit gewährleistet sein. Die Deckung 
der Kosten hängt jedoch stark von der Trägerschaft respektive der Angliederung des allfälligen Projek-
tes ab. Dazu braucht es eine Abwägung zwischen den vorhandenen Ressourcen und der Unabhängig-
keit des Projekts gegenüber dritten Organisationen. Auch wie eine Zusammenarbeit mit dem Sozial 
Info REX aussehen sollte, müsste dabei beurteilt werden. Das Sozial Info REX übernimmt neben der 
Informationsvermittlung auch Aufgaben wie das Herstellen von ersten Kontakten an zuständige Stel-
len oder dem Treffen von notwendigen Abklärungen (sogenannte aktive Triage). Als weiteres Angebot 
steht ein Schreibdienst zur Verfügung, welcher beim Lesen und Schreiben von Korrespondenz Unter-
stützung bietet. Freiwillige helfen beim Formulieren von Anträgen, Einsprachen etc. und beim Ausfül-
len von Formularen. Zudem stehen Interessierten eine Datenbank der sozialen Institutionen sowie 
zwei Internetstationen zur Verfügung. Ein grosser Teil der Zugangserleichterung zu sozialen Leistun-
gen ist demnach bereits abgedeckt. 
Auslöser für die entstandene Diskussion über eine einzuführende Form von Amtsbegleitung und somit 
für diese Arbeit war das in Kapitel 1.1 dargestellte Problem, dass Hausärzte und Hausärztinnen häufig 
die erste Anlaufstelle für Fragen und Anliegen von Patienten über soziale Leistungen seien, obwohl sie 
dafür nicht zuständig seien. Daraus kann auf Zugangshindernisse geschlossen werden, welche vorwie-
gend auf fehlendem Wissen gründen. Es stellt sich also die Frage, ob dieses Zugangshindernis zu so-
zialen Leistungen nicht bereits über das Angebot des Sozial Info REX genügend abgedeckt ist. In die-
sem Falle wäre es angezeigt, das Angebot vermehrt in das Bewusstsein auch von Ärzten und Ärztin-
nen zu rufen, sowie allgemein dafür zu sorgen, dass die Öffentlichkeit das Angebot kennt, so dass Hil-
fesuchende entweder direkt davon profitieren oder aber als Klientinnen und Klienten bzw. Patientin-
nen und Patienten konsequent an die Anlaufstelle verwiesen werden können. 
Nach wie vor bleiben, gestützt auf Bachmann, Müller & Balthasar Zugangshindernisse wie die er-
schwerte Handlungsfähigkeit oder die Überschätzung der eigenen Handlungsressourcen personensei-
tig, als auch die problembezogenen Hindernisse wie die Mehrfachproblematiken und die Tabuisie-
rung, unbearbeitet. Dass Amtsbegleitungen, ausser bezüglich der Überschätzung der eigenen Hand-
lungsressourcen, hier ihren sinnvollen Beitrag leisten können, wurde aufgezeigt. In welcher Form und 
wie sich ein tatsächlicher Bedarf auf Seiten der Hilfesuchenden ausgestalten sollte, ist aber noch abzu-
klären. 
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IV. Anhang 
Anhang A Interviews 
Zusammenfassung des Interviews mit Herrn Jochen Küchle, 
Koordinator Ämterlotsen Hamburg 
Allgemeiner Eindruck und Setting 
Herr Jürgen Küchle ist ein junger Berufseinsteiger. Er hat die Koordination des Ämterlotsen-Projektes 
vor vier Monaten übernommen. Herr Küchle macht einen kompetenten und engagierten Eindruck und 
scheint gute, wenn auch noch keine fundierten Kenntnisse über die Rahmenbedingungen innerhalb als 
auch ausserhalb der Diakonie zu haben. Die Vorgaben und Vorgehensweisen in seinem Aufgabenbe-
reiches (die Koordination und fachliche Begleitung der Ämterlotsen) konnte Herr Küchle kompetent 
vermitteln. 
Das Interview fand zu drei Teilen in den Räumlichkeiten der Diakonie Hamburg im Stadtteil Altona 
statt. Wird wurden von allen Interviewpartnern herzlich in Empfang genommen. 
Erstes Interview  
Der grösste Bedarf an Begleitungen gibt es für das Arbeitslosenamt zur Thematik Hartz IV. Dazu gibt 
es innerhalb der Diakonie keine spezifischen Beratungsangebote. In diesem Bereich wäre laut Herr 
Küchle ein Ausbau sinnvoll. Die grösste Stadtteildiakonie ist in Altona. Die Diakoniehilfswerke sind 
reformistisch geprägt. Mitarbeiter müssen als Voraussetzung bei einer Kirche Mitglied sein. Ob katho-
lisch oder reformiert geprägt spielt hingegen keine Rolle. 
(Organisationsorganigramm wird vorgestellt) 
Herr Küchle skizzierte kurz die Arbeitslosenversicherung in Deutschland mit den Abstufungen Arbeits-
losengeld 1 (ALG 1). In der Regel gibt es für die Leistungsberechtigten keine Probleme zu ihren Leis-
tungen zu kommen, solange es um das Arbeitslosengeld 1 (ALG 1) geht. Bei Langzeitarbeitslosen, die 
oft schon von sich aus eine Mehrfachproblematik mit sich bringen und somit auch komplexere Fälle 
abgeben, kommt es hingegen je nach Sachbearbeiter auf dem Arbeitsamt zu sehr restriktiver Hand-
habung der Richtlinien bis zu nicht rechtmässigem Abwimmeln von Anspruchsberechtigten. Genau 
dort seien die Ämterlotsen eine grosse Hilfe, in dem sie behördliche Willkür alleine durch ihr zugegen 
sein vermindern helfen. Hinzu komme noch die grosse Unsicherheit auch auf den Ämtern in Bezug auf 
die umfassenden Reformen im Arbeitslosenrecht. 
Ausserdem wisse man von internen Anweisungen auf den Arbeitsämtern in bestimmten Monaten 
restriktivere Entscheide zu fällen, damit punktuell Gelder gespart werden oder über die rasche Zuwei-
sung von Langzeitarbeitslosen in Integrationsprogramme die Statistiken geschönt werden könnten. 
Zu den sogenannten 1-Euro-Jobs sagt Herr Küchle, dass diese keine Arbeitsplätze ersetzen dürften, 
aber dennoch oft Arbeitskräfte eingespart würden. Der Lohn über 1 Euro würde vom Staat gezahlt, da 
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es ja eigentlich zusätzliche Plätze sein sollten und die Leistung des Arbeitgebers die Bereitstellung der 
Infrastruktur und die Integration der Arbeitnehmer sei. 
Zweites Interview 
Vom Ablauf her würden die Begleitungen in der Regel ohne die Leute zu sehen am Telefon organisiert. 
Die telefonische Sprechstunde ist meist der Erstkontakt. Es müsse dann abgeklopft werden,  um was 
es genau gehe. Auch für die Ämterlotsen sei es wichtig zu wissen, wohin, zu welchem Amt und worum 
es gehe, ob es sich um einen Folge- oder Erstantrag handle. Es sei ausserdem wichtig, dass bereits ein 
Termin auf dem Amt bestehe, damit der Ämterlotse wisse, wann das Treffen stattzufinden habe und 
um zu verhindern, dass man stundenlang auf dem Amt für einen Termin warten müsse. Er schaue 
dann wer in der Nähe wohne und frage dann den entsprechenden Ämterlotsen an gäbe diesem die 
Nummer direkt weiter, damit die abmachen könnten. Meist sei dies eine Viertelstunde vorher, 
manchmal je nach Bedarf und Engagement des Ämterlotsen auch schon am Tag davor um vor zu be-
sprechen oder Unterlagen bereitzumachen. 
Viele Ämterlotsen wüssten sehr viel und würden die Abläufe auf den einzelnen Ämtern gut kennen 
und wüssten schon was es brauche. Aber auch die Projektbegleitung, bzw. -koordination brauche da-
für ein gutes Stück Erfahrung. Was er jeweils auch bereits beim Erstkontakt erwähne sei, dass die Be-
gleiteten keine eigentliche Beratung erwarten könnten, sondern dass es darum gehe da zu sein und 
den Rücken zu stärken. Nach der Begleitung gebe es oft zwischen ihm und dem Ämterlotsen noch-
mals eine kurze Rücksprache wie der Termin verlief. Bei Bedarf gäbe es dann nochmals eine Nachbe-
gleitung. 
Das spezifisch sozialarbeiterische an seiner Tätigkeit sieht Herr Küchle im Kontakt mit den Ratsuchen-
den und die Vermittlung von Hilfe. Jedoch würden sich die Grenzen schon verwischen, jeder mit Sozi-
alkompetenz könne ja helfen. 
Bei den Ämterlotsen seien die meisten sehr fit und könnten sich in der Regel auch gut abgrenzen. Ab-
hängigkeiten zwischen Begleiteten und Ämterlotsen gäbe es keine. Gerade letztens habe er ein Ge-
spräch mit einem Ämterlotsen gehabt, wo er das Gefühl gehabt habe, er könne sich nicht so gut ab-
grenzen. Es komme aber schon vor, dass ehemals Begleitete sich wieder bei den Ämterlotsen melden 
würden, manchmal auch in der Nacht. Die Menschen hätten manchmal halt einfach keine Ansprech-
personen. Er empfehle den Ämterlotsen deshalb, bei Anrufen die Nummer zu unterdrücken. Das tele-
fonieren sei aber wichtig, weil einzelne Begleitete auch unzuverlässig seien. 
Es gäbe auch Fälle, bei denen die Leute immer wieder kommen würden. Einzelne Ämterlotsen hätten 
auch einige kontinuierliche Fälle. Er müsse dort noch schauen, ob das gut oder schlecht sei und wel-
ches die Gründe dafür seien. 
Als einziger und eher aussenstehender Professioneller habe er vor allem über die Rücksprache nach 
den Begleitungen eine gewisse Kontrolle. Es gehe auch viel unter der Hand durch, ohne dass er das 
mitbekomme. Missstände kämen eher by the way zufällig zur Sprache. Es sei zwar seine Sache, die 
Dinge im Auge zu behalten, eine systematische Überprüfung der Ämterlotsen gäbe es aber nicht. Oft 
seien dies auch Selbstläufer – gerade bei Folgebegleitungen – wenn Ämterlotse und Begleiteter sich 
auch ohne Koordination treffen würden. Regelmässige Rückmeldungen seien aber schon erwünscht 
aber nicht systematisch. Er könne sich vorstellen, dass manche nicht kontrolliert werden wollten. Sie 
seien oft schon lange dabei und seien sehr fit. Da müsse man eben auch aufpassen. Aber vielleicht 
wäre das schon eine Idee das einzuführen. Freiwilligkeit sei ja allgemein auch etwas Schwieriges in 
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diesem Sinne, denn etwas verlangen ohne einen Lohn zu geben sei ja auch schwierig. Auch wenn 
schon einiges geleistet werde wie etwa ein Theaterbesuch, die Ausbildung oder die Erstattung der 
Spesen (in Zukunft sogar die Handykosten). Ausserdem könnten Freiwillige auch schnell wieder ge-
hen. Gleichzeitig sei dies auch eine Chance, in dem Sinne, dass die Leute ohne Anstellungsverhältnis 
nicht kaufbar seien und sich freier äussern könnten. 
Was Ämterlotsen mitbringen müssten sei die Grundvoraussetzung, dass die Leute bereit seien auf das 
Amt zu gehen und die Zeit hätten dies vorwiegend vormittags zu tun. Daher sei auch der grösste Teil 
Rentner und Arbeitslose zusammen mit zwei Studenten. Ausserdem sei ein gutes Kommunikations-
vermögen und die Fähigkeit Vertrauen aufzubauen, allgemein eine hohe Sozialkompetenz wichtig. 
Mit interessierten angehenden Ämterlotsen werde ein Aufnahmegespräch durchgeführt, wo es darum 
gehe zu schauen woher diese kämen und Informationen zur Tätigkeit zu geben. Ausserdem bestehe 
eine Vereinbarung, welche bei einem Antritt unterschrieben werden müsse. 
Was die Ausbildung der Ämterlotsen angeht, war es schwierig konkrete Informationen aus den Inter-
views zu bekommen.  
Was die Ausbildung betreffe – wenn man das so nennen könne – fänden regelmässige Schulungstref-
fen statt. Da gäbe es dann eben Informationen dazu, was die Leute erwartet, wenn sie auf das Amt 
gingen und auch rechtliche Inputs, in dem etwa die Anwältin einzelne Artikel erläutern würde. 
An diesem Punkt wurde das Interview vom Telefon unterbrochen, da die telefonische Sprechstunde 
bereits begonnen hatte. 
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Zusammenfassung des Interviews mit Herrn Peter Schröder-
Reineke, ehemaliger Fachbereichsleiter Soziale Integration 
und Beratung 
Allgemeiner Eindruck und Setting 
Herr Schröder-Reineke empfing uns zusammen mit Herrn Küchle in seinem Büro. Als langjähriger 
ehemaliger Fachbereichsleiter Soziale Integration und Beratung konnte er uns viele Informationen vor 
allem über die Entstehung des Projektes Ämterlotsen geben. Herr Peter Schröder-Reinecke arbeitet in 
Altersteilzeit, ein in diesen Jahren auslaufendes staatliches Programm, das Menschen den Übergang in 
die Altersrente erleichtern soll, in dem diese zu einem Pensum von 50% für einen etwas kleineren Lohn 
als zuvor für einige Zeit vor der Pensionierung beschäftigt werden. Herr Schröder-Reineke arbeitet 
momentan an verschiedenen Projekten der Diakonie. 
Interview 
Herr Schröder-Reineke orientiert uns nochmals kurz über die organisationale Struktur der Diakonie 
und die Einbettung des Projektes Ämterlotsen in den Fachbereich Soziale Integration und Beratung, in 
welchem Beratungsangebote für Schuldner/Innen, Schwangere, Sozialhilfebeziehende und Migran-
tinnen und Migranten als auch verschiedene soziale Projekte für die soziale Integration angeboten 
werden, wovon eines das Amtsbegleitungsprojekt Ämterlotsen ist. 
Bei der Beratungstätigkeit gab und gibt es immer wieder die Situation, dass Menschen auf zuständige 
Ämter geschickt wurden und es zu Konflikten kam aufgrund des Umstandes, dass die Ämter etwas zu 
vergeben hätten jedoch darauf bedacht seien, so wenig wie möglich an Leistungen auszuschütten. 
Auch wenn Bezüger solcher Leistungen auch einige Pflichten hätten wie Unterlagen mitzubringen etc. 
sei es doch ihr Recht, Unterstützung zu bekommen. 
Begleitungen auf Ämter wurden zwar vereinzelt von den professionell Beratenden gemacht, jedoch 
niemals in dem Umfang wie es nötig gewesen wäre. Ursache dafür war allgemein eine steigende Res-
sourcenknappheit unter anderem ausgelöst durch einen Anstieg der Anzahl an Klienten. Es mussten 
neu auch Wartelisten eingerichtet werden. 
Aufgrund dieser Knappheit an Ressourcen war es auch klar, dass Begleitungen nicht durch Profis ab-
zudecken wären. Und da die Diakonie ohnehin grosse Erfahrung in der Arbeit mit Ehrenamtlichen in-
nehatte (Beschäftigung von ca. 500 Ehrenamtlichen in verschiedenen Bereichen wie Telefonseelsorge 
etc.) kam die Idee auf, dass auch das Ämterlotsen-Projekt ein Bereich für Ehrenamtliche sein könne. 
Es wurde dann bald auf die Suche gegangen nach Leuten, denen eine solche Arbeit zusagen würde 
und fand innerhalb kurzer Zeit, unter anderem über eine jährlich stattfindende Freiwilligen-Börse, 
zehn bis fünfzehn Interessierte. Diese wurden dann auch kurz in Themen wie Kommunikation, Rollen-
konflikte und in rechtlichen Themen ausgebildet. Zusätzlich wurde zu 50% eine Sozialpädagogin für 
die professionelle Begleitung und Koordination mit Supervisorfunktion eingestellt. 
Hier verwies Herr Schröder-Reinecke auf die Diplomarbeit  von Susanne Krank, welche die Implemen-
tierung der Ämterlotsen begleitete und übergab uns diese leihweise. 
Es folgte die Suche nach laufenden Spenden für das Projekt. Im Haus wurde intern eine Namensaus-
schreibung gemacht, wobei ein Kollege den Begriff Ämterlotsen vorschlug. 
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Das Projekt war eine Eigenentwicklung der Diakonie (darum auch die Patentierung) jedoch war die 
Idee an sich nicht neu. Es wurden auch schon Zivildienstleistende für Amtsbegleitungen eingesetzt, 
jedoch war das nie etwas Verbindliches, das man hätte ausbauen können. 
Der Begriff wurde patentrechtlich geschützt, weil der Bedarf für dieses Projekt riesig und infolge des-
sen der Erfolg absehbar war. Es ging keineswegs um Eitelkeit, sondern darum, dass bei der Umsetzung 
ähnlicher Projekte mit dem gleichen Namen die gleichen Standards eingehalten würden, wie etwa die 
professionelle Begleitung oder die Ausbildung der Ämterlotsen. Interessierte (meist andere Diakonien 
im Land) haben das Projekt nicht abgekauft, sich aber an den Kosten des Logos beteiligt. Sie konnten 
die Unterlagen der Ämterlotsen Hamburg übernehmen. Die einzige offene Frage blieb dann noch die 
Frage nach der Verfügbarkeit von genügend Freiwilligen. 
Die Personalwechsel hielten sich hier in Hamburg bisher in Grenzen. Sowohl auf Seiten der Ämterlot-
sen als auch auf Seiten der Betreuung. Herr Küchle ist momentan die dritte Betreuung der Ämterlot-
sen, nachdem über Jahre seine Vorgängerin diese Arbeit übernommen hatte. Inhaltlich und personell 
zeuge das Projekt also von grosser Kontinuität. Unter anderem auch deswegen habe es einen Preis in 
Berlin bekommen. 
Es gehöre eben auch zu einem gesellschaftlichen Mainstream Ehrenamtliche einzubinden. Jedoch 
müsse die Bilanz stimmen, was hier einigermassen gegeben sei, weil das Projekt professionell beglei-
tet werde was dann aber auch Geld koste. Wenn dem gesellschaftlichen Bedürfnis nach ehrenamtli-
cher Tätigkeit  nachgekommen werden soll, dann müsse auch die professionelle Begleitung gewähr-
leistet werden. Manchmal stimme aber genau dieser professionelle Rahmen nicht. Die Ehrenamtlichen 
würden ja auch was wollen. 
Früher hätte die Soziale Arbeit ja oft so was wie Gemeinschafts- oder Nachbarschaftshilfe gemacht. 
Durch den zunehmenden Individualismus (sichtbar etwa am grossen Anteil von 40% an Singlehaushal-
ten) gäbe es diese Gemeinwesensarbeit immer weniger und auch Profis könnten in Zeiten auch des 
Multikulturalismus kein Gemeinwesen ersetzen. Auf Freiwilligenarbeit gestützte Projekte und im spe-
ziellen das der Ämterlotsen könnten diese Lücke einigermassen abdecken. Dies  sei sein Erfolg. Es 
lasse sich vieles besser durchsetzen. Alleine durch ein Vermitteln zwischen Parteien und weniger durch 
Parteilichkeit. Das persönliche Rechtsempfinden entspreche ja auch nicht immer der Rechtslage. Äm-
terlotsen müssten so viel auch übersetzen oder gar schlichten. 
Zu Beginn gestaltete sich die Zusammenarbeit mit den Behörden nicht immer einfach. Sie fühlten sich 
unter Druck gesetzt (manchmal zu recht) aber haben auch gesehen, dass Amtsbegleitungen auch et-
was bringen könnten. Es komme ja beiden Seiten etwas zu Gute. Es gehe ja nicht darum, die Behörden 
zu verunglimpfen. In vielen Fällen seien es ja auch wirtschaftliche Rahmenbedingungen, die Druck 
erzeugten. Gerade auch um einer vorschnellen Verurteilung der Behörden entgegenzuwirken brauche 
es die professionelle Begleitung. 
Nachdem Spendengelder aufgetrieben, interessierte Freiwillige akquiriert waren und die Sozialpäda-
gogenstelle besetzt war, wurde allen Ämtern mitgeteilt, dass es die Ämterlotsen gäbe. Zum Teil wur-
den Ämter auch besucht und das Projekt vorgestellt, damit es bekannt würde. 
Am Anfang bestand noch die Frage, ob Amtsbegleitungen rechtlich überhaupt erlaubt wären. Mittler-
weise sei aber klar, dass jeder und jede eine Vertrauensperson mitnehmen dürfe. Als die Ämter diese 
Tatsache geschluckt hätten war es dann auch für diese okay. Es mussten in der Folge verschiedene 
Kompromisse in verschiedenen Fragen gefunden und abgegrenzt werden, was genau gemacht werde 
und was nicht, wo ein Auftrag beginne und wo er aufhöre. Ein Auftrag höre da auf, wo es um die juris-
75 
 
tische Klärung von Fragen gehe. Da seien aber auch schon bei Sozialarbeitenden Grenzen gesetzt. Für 
Rechtsentscheide seien dann Juristen und Juristinnen zuständig. Ausserdem gebe es auch noch die 
öffentliche Rechtsauskunft (öRa). 
Einen Spezialfall gäbe es momentan bei den Ämterlotsen: eine Frau, die keine eigentlichen Amts-
begleitungen mache und als Juristin mit Spezialisierung auf Sozialrecht bei Kleinigkeiten Mailauskünf-
te erteile.  
Momentan seien 27 Ämterlotsen für das Projekt tätig. Durchschnittlich schwanke ihre Anzahl immer 
zwischen 25 und 30. 
Ein Vorteil sei es, dass die Leute immer auch unterschiedliche berufliche Hintergründe mitbrächten. 
So sei zum Beispiel von Beginn an ein Werbefachmann dabei, der etwa beim Bekanntmachen des Pro-
jektes gute fachliche Dienste habe leisten können. Ebenso jemand der aus seiner beruflichen Erfah-
rung heraus für die Ämterlotsen Datenbanken für die Statistik erstellt hätte. Oft seien es auch immer 
mal ältere Menschen, die sich für diese Tätigkeit interessierten und natürlicherweise unterschiedliche 
Erfahrungen mitbrächten, die sie einsetzen könnten. Berufstätige Ämterlotsen gäbe es aber eher 
nicht, da Begleitungen auch oft morgens gemacht werden müssten. 
Zu Beginn waren auch einige arbeitslose Sozialarbeitende als Amtsbegleitungen tätig. Jedoch habe 
dies einige Konkurrenz aufgebaut, weil diese natürlicherweise am Job der Begleitung und Koordinati-
on der Ämterlotsen Interesse gehabt hätten. Sie hätten alles besser gewusst, was Konflikte gegeben 
habe. Diese drei seien dann auch bald wieder weg gewesen. Profis könnten mit einem Ehrenamt ihr 
Potenzial nicht ausschöpfen. Dies sei am Anfang ebenfalls noch ein Lehrgebiet gewesen. 
Die politische Lage in Deutschland hat sich die soziale Lage in den letzten Jahren stark verschärft. Dies 
hat sich auch auf die Arbeit der Ämterlotsen und allgemein des gesamten Diakoniehilfswerks ausge-
wirkt. So seien beispielsweise mit der Einführung von Hartz IV eigens zwei Stellen in der Diakonie ge-
schaffen worden, die sich mit Fragen, wie mit dieser grossen Reform umzugehen sei, beschäftigt hät-
ten. 
Die verschärfte politische Lage zeige sich aber auch in der Zunahme von zeitlich auf ein halbes oder 
ganzes Jahr begrenzten Stellen in der Sozialen Arbeit, da eine Finanzierung von Projekten oft nicht auf 
Dauer gesichert sei. Eine solch befristete Stelle könne auf maximal zwei Jahre verlängert werden. Eine 
weitere Verlängerung befristeter Stellen sei aber nicht erlaubt und es erfolge dann auch manchmal 
eine Festanstellung.  
Diese Unsicherheiten kämen vor allem zustande, weil die Diakoniehilfswerke hauptsächlich über öf-
fentliche Gelder der Stadt, gefolgt von Kirchengeldern und Spenden finanziert würden. Infolge der 
schlechten Wirtschaftslage gingen Spenden und Kirchensteuern stark zurück und aufgrund der politi-
schen Lage auch die öffentlichen Gelder. Weil das Projekt der Ämterlotsen keine öffentlichen Gelder 
erhalte sondern von Spenden und Kirchengeldern lebe sie hier die finanzielle Lage noch schwieriger. 
Man wisse bei solchen Projekten allgemein nie, wie lange diese gingen. 
Ausserdem sei es manchmal ja auch nicht im Interesse der Stadt die Ämterlotsen zu unterstützen. 
Weil es Geld koste werde so etwas nicht gefördert. Auch Sachbearbeiter auf den Ämtern hätten 
manchmal solch eine Mentalität; als ob es ihr Geld wäre. Gerade wenn es Migranten seien, werde es 
schwierig. Bittsteller müssten zurückgewiesen werden, obwohl sie das Recht auf Hilfe hätten. Aber 
grundsätzlich hat es auch der Stadt etwas gebracht. Auch die Stadt sehe, dass da gesamthaft gute 
Arbeit geleistet werde vor allem auch langfristig gesehen. 
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Es sei wichtig immer wieder Projekte zu reflektieren und zu überprüfen und zu schauen ob der Bedarf 
so noch bestehe. Man könne nicht immer alles zum vornherein sehen. Da müsse man auch immer 
wieder schauen und anpassen. Dafür eigne sich etwa auch der Jahresbericht. Ausserdem gäbe es auch 
Rückmeldungen der Ämter direkt oder über die Ämterlotsen. 
Es komme auch vor, dass Ämter für eine Begleitung anfragen. Auch Sachbearbeiter würden ihren 
Klienten manchmal vorschlagen, sie sollten sich melden. Es gebe da Leute, die das Angebot sehr 
schätzen würden. Die Ämterlotsen hätten ja auch gar nicht die Macht etwas auszuhebeln. Für die 
Klienten sei es wichtig, dass die Sache im Sinne des Rechts geklärt sei. Das könne auch heissen, dass 
Leute etwas nicht bekommen. 
Innerhalb der Diakonie Hamburg mit gesamthaft 17000-19000 Mitarbeitenden und als Träger 
und/oder Verwaltungsstelle vieler Kindergärten, Schulen, Behindertenheime und Krankenhäuser und 
so als neben der Stadt dem grössten Arbeitgeber sei das Projekt der Ämterlotsen eigentlich nur ganz 
klein, habe in der Öffentlichkeit aber ein grosses Echo. 
Aus fachlicher Sicht sieht Herr Schröder-Reinecke keine Möglichkeiten den Bedarf an Amtsbegleitun-
gen abzudecken. Es wäre natürlich gut, wenn die professionelle Soziale Arbeit genug Ressourcen hät-
te, diese Arbeit zu machen. In Anbetracht dessen, was gemacht werden könne, sei dies aber die beste 
Lösung. Optimierungen sieht Herr Schröder-Reineke bei mehr Professionalität in der Evaluation und 
bei Verbesserungen von Feinheiten. 
Der Vorteil der Ehrenamtlichen sei die Kostenersparnis. Und: nicht jede/r Sozialarbeitende müsse die 
bessere Begleitung sein. Oft gingen gerade Freiwillige unvoreingenommener an die Arbeit. Die Mög-
lichkeit zu mehr Professionalität wäre aber wünschenswert, da wo es notwendig sei. Bei Professionel-
len sei ja oft auch mehr Distanz im Spiel. Die Begleitenden würden es aber gerade schätzen, wenn ein 
sogenanntes emotionales Band entstünde und auch mal mit der Begleitung ein Kaffee getrunken wer-
den könne. Es sei so einfacher auf gleicher Ebene miteinander zu kommunizieren. 
Auch was die Abgrenzung zur eigentlichen professionellen Beratung betrifft ist Herr Schröder-
Reinecke der Meinung, dass auf niederschwelligem Niveau auch Nichtprofis im Sinne der Lebensnähe 
zur Klientel und aufgrund des normalen Menschenverstands beraterisch tätig sein könnten. Dies sei 
auch eine Frage der Grenzziehung. Es sei wichtig, dass Ämterlotsen ihre Grenzen kennen würden. 
Für ihn wäre aber noch die Frage spannend, warum Ehrenamtliche was machten und das andere nicht. 
Der Mitternachtsbus (ein mobiles Angebot der aufsuchenden Sozialarbeit mit Freiwilligen für Obdach-
lose) habe beispielsweise sehr viele Anmeldungen. Die meisten Freiwilligen wüssten schon sehr genau, 
was sie machen wollen. 
So sei es nicht jedermann Sache zu zweit ein- bis zwei Stunden mit jemand fremden zusammen zu 
sein und durch die Stadt zu einem Amt zu fahren. Ausserdem seien Behördengänge für viele Men-
schen vergleichbar mit dem Gang zum Zahnarzt. 
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Zusammenfassung des Interviews mit Herrn Peter Ogon, 
Fachbereichsleiter Soziale Integration und Beratung 
Allgemeiner Eindruck und Setting 
Das Interview mit Herrn Peter Ogon, Fachbereichsleiter Soziale Integration und Beratung, dauerte 30 
Minuten und fand in seinem Büro in der Stadtteildiakonie Altona statt. Die kurze Dauer erklärt sich 
dadurch, weil mit den vorangegangenen Gesprächen mit Herrn Küchle und Herrn Schröder-Reinecke 
bereits viele Fragen beantwortet werden konnten. 
Interview 
Zu Beginn erklärte uns Herr Ogon nochmals die Einbettung seines Fachbereiches und im Speziellen 
die des Projektes der Ämterlotsen. Das Projekt Ämterlotsen ist im Diakonischen Werk angesiedelt. 
Überbegriff Diakonisches Werk Hamburg: 1. Landesverband (Kitas, Einrichtungen etc.) 2. Hilfswerk 
(Träger von Einrichtungen gleich direkte Zuständigkeit) darin 20 Projekte (drei Bereiche: Beratung und 
Seelsorge wie Suchtberatung etc.; Frauenbereich; Fachbereich Integration und Soziale Beratung (10 
Projekte darin auch Ämterlotsen als eigentlich übergreifend aber zugeordnet bei Wohnungshilfe). 
Herr Peter Ogon nannte uns auch die Vorteile, die in der räumlichen Nähe der einzelnen Fachbereich 
hausintern liegen und so einen engen Kontakt mit den verschiedenen Verantwortlichen ermögliche. 
Dies sei nicht anders beim Projekt Ämterlotsen, welches per se eine übergreifende Thematik habe in 
dem Leute mit versch. Problemstellungen auch zu Ämtern begleitet würden.  
Herr Ogon erwähnte auch, dass die Ämterlotsen in der ganzen Stadt bekannt seien und dass sich viele 
Ratsuchende aber auch Institutionen in der ganzen Stadt sich mit Anfragen für eine Begleitung mel-
den würden. Die Projektbegleitung müsse dann jeweils schnell entscheiden, ob eine Begleitung mög-
lich und angezeigt sei oder ob triagiert werden solle. Auch dabei sei die gute Vernetzung innerhalb der 
Diakonie von Vorteil. Auch Anfragen von intern für Begleitungen gäbe es. Es seien etwa 60% der An-
fragen, die von extern, also von anderen Institutionen oder Privaten, kämen. 
Ein weiterer Ausbau des Projektes sei vor allem eine Frage der Mittelressourcen. Auch hier habe man 
wegen der Finanzkrise zu kämpfen. Die Kirchensteuermittel und Spenden seien rückläufig. Zudem 
gäbe es keine Unterstützung von der Stadt. Es müsse geschaut werden, dass bestehende Projekte 
gehalten werden könnten. Als sinnvoll würde er einen Ausbau des Sprachangebots erachten. Die An-
fragen würden sich dadurch aber ebenfalls wieder erhöhen, wofür wiederum keine Kapazitäten beste-
hen würden. Das sei eine wechselseitige Wirkung. Momentan gäbe es in der Regel auch keine Zusam-
menarbeit mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern. Spanisch werde zur Zeit über einen Ämterlotsen 
abgedeckt, ebenso Arabisch; Russisch käme in nächster Zeit dazu. Das Sprachangebot sei also von 
den Fähigkeiten der Ämterlotsen abhängig. 
Es gehe aber vor allem auch darum, innerhalb der deutschen Sprache zu Übersetzungsarbeit zu leis-
ten, etwa wenn das „Amtsdeutsch“ von den Klienten nicht verstanden werde. Und ganz allgemein 
gehe es ja auch einfach nur darum, dass jemand da sei und alleine schon dadurch eine Unterstützung 
bestehe. Die Sprache sei zwar wichtig, aber das „vermittelnde Hiersein“ helfe schon den Umgang bes-
ser zu gestalten. 
Es sei sehr hilfreich gewesen für ein solch kleines Projekt in die Diakonischen Hilfswerke eingebettet 
zu sein. Es konnten viele Synergien genutzt werden, die Kontaktwege waren kurz, Netzwerke und 
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Know-how waren vorhanden. Auch was die Finanzierung anbelangt wäre eine dedizierte Durchfüh-
rung schwierig geworden; könne doch das Projekt nicht zu hundert Prozent über Spenden finanziert 
werden wie andere Projekte etwa mit Obdachlosen die einen grösseren öffentlichen Zuspruch erhiel-
ten. 
Amtsbegleitungen in Anspruch nehmen könnten grundsätzlich alle Menschen aus dem Grossraum 
Hamburg. Die geographische Verteilung der Ämterlotsen bestimme aber ebenfalls mit, ob ein Gebiet 
abgedeckt werde oder nicht. Es gäbe Ämterlotsen die nur in ihrem eigenen Stadtteil arbeiten wollten 
und etwa die Hälfte wolle nur in Fussdistanz von zu Hause Begleitungen machen. Bis jetzt stimme es 
mit den Anfragen überein aber schränke natürlich schon auch ein. Immerhin musste noch kein Fall 
deswegen abgewiesen werden. 
Die Ämterlotsen würden vor allem über die Quantifizierung von Begleitungen und Aussagen über die 
abgedeckten Themen öffentlich wirksam darzustellen versucht, wenn auch die Interpretationen dieser 
Daten unterschiedlich sein würden. Auf der einen Seite stehe vielleicht die „Schröpfung des Staates“ 
im Vordergrund, auf der anderen Seite dann vielleicht eher die Hilfe für das Individuum. Ämterlotsen 
seien ja auch Kulturvermittler in diesem Sinne. Durch die Anwesenheit der dritten Person, passiert 
auch etwas beim Behördenmitglied. 
Ausserdem werde regelmässig der Spenderreport herausgebracht in dem die Arbeit in verschiedenen 
Projekten dargestellt werde. Jedoch kämen hier eher andere Projekte zur Sprache, die grösstenteils 
auch über Spenden finanziert würden. Bei den Ämterlotsen sei dies nur zu zehn Prozent der Fall. 
Die Finanzierung der Ämterlotsen geschehe ansonsten über nicht zweckgebundene Mittel das Projekt 
dann berücksichtigt werde.  
Aufmerksamkeit bekomme man aber auch über Innovationspreise etc. Das funktioniere aber natürlich 
nur in der ersten Zeit eines Projektes, da man nach zehn Jahren Projektlaufzeit nur schwerlich noch 
von Innovation sprechen könne. Weiter sei auch die Umsetzung von sinnvollen Ideen aus der Praxis, 
das nach aussen hin werbewirksam sein könne. 
Es sei normal, dass verschiedene Dinge immer mal wieder versucht würden an Beratungsstellen ab-
zugeben – etwa das Schreiben von Anträgen; jedoch sei es nicht allgemein so, dass im speziellen Äm-
terlotsen Dinge machen müssten, die nicht zu ihrer Aufgabe gehörten wie etwa das Mitteilen eines 
Negativentscheids o.ä.. 
Von anderen Organisationen, die das Ämterlotsenprojekt umgesetzt hätten, gäbe es keine konkreten 
Rückmeldungen. Man höre aber immer mal wieder etwas über Zeitungsberichte o.ä. Da der Name des 
Projektes ja patentiert sei, könnten Standards verlangt werden. Allgemein gebe es schon einen Trans-
fer unter den Landesteildiakonien von Know-how und Projekten. Ein Beispiel sei hier etwa das Projekt 
der Stadtteilmütter aus Berlin, ein Projekt, in dem Migrantinnen Anlaufstelle für Fragen zu Gesundheit 
und Sozialem für andere Migrantinnen seien. Zu einem bestimmten Thema würden dann schon mal 
bundesweit Projekte angeschaut und versucht an Ort einzuführen. Man könne dann auch von den 
Erfahrungen der anderen profitieren. 
  
79 
 
Zusammenfassung des Interviews mit Herrn Heinrich Dubacher, 
Bereichsleiter Sozialhilfe, Sozialamt Luzern 
Allgemeiner Eindruck und Setting 
Das Interview mit Herrn Heinrich Dubacher, Bereichsleiter Sozialhilfe des Sozialamtes Luzern, wurde 
durchgeführt, da es wichtig erschien, eine dezidierte Meinung über eine Implementierung einer Form 
von Sozialbegleitung von Seiten einer Schlüsselperson zu erhalten. Die Sozialhilfe als subsidiäre Le-
benserhaltungssicherung und letztes Glied im System der Sozialen Sicherheit in der Schweiz hat viel-
seitigen Kontakt zu Anbietern von sozialen Leistungen; seien dies nun staatliche wie Arbeitslosenver-
sicherung, Alters-, Hinterbliebenen- und Invalidenversicherung, nicht staatliche Sozialversicherungen 
wie etwa die Krankenkassen oder seien dies Anbieter von nichtmonetären Leistungen wie private, 
kirchliche oder als Vereine organisierte Beratungsstellen mit verschiedenen spezifischen Beratungs-
angeboten. 
Ebenfalls war es uns ein Anliegen, im Sinne eines deduktiven Zuganges zum Forschungsfeld aufgrund 
der beschriebenen Schlüsselfunktion weitere Hinweise darauf zu bekommen, welche Erbringer von 
sozialen Leistungen in der Stadt Luzern bezüglich einer Bedarfsabklärung für Amtsbegleitungen kon-
taktiert werden müssten. 
Das Interview fand im Büro von Herrn Dubacher auf dem Sozialamt in Luzern statt und dauerte ca. 1.5 
Stunden. Zur Vorbereitung wurde ein Leitfaden erarbeitet, der sicherstellen sollte, dass die wichtigs-
ten Punkte zur Sprache kämen. Das Interview wurde direkt am Laptop protokolliert, da das Aufnah-
megerät vergessen wurde. 
Das Interview 
Herr Dubacher sprach zu Beginn kurz über die organisationale Struktur des Sozialamtes Luzern und 
der Abteilung Sozialhilfe. Dazu gab er uns verschiedenes Informationsmaterial wie Organigramme, 
Leitbilder und Antragsformulare. 
Herr Dubacher erklärte uns während des Interviews auch das Aufnahmeverfahren: Das Verfahren für 
eine Aufnahme beginne mit dem Erstgespräch bei den Sozialarbeitenden im Sozial Info REX, wo zu 
Beginn aufgrund einer provisorischen Rechnung berechnet werde, ob ein Anspruch auf Sozialhilfe 
bestehe oder nicht. Auf Wunsch gäbe es dazu auch eine beschwerdefähige Verfügung. Bei einer Wei-
terführung des Aufnahmeverfahrens werde dann eine Liste mitgegeben, welche Unterlagen zum Auf-
nahmegespräch mitgebracht werden müssten, aufgrund derer dann die genauen Berechnungen für 
den Anspruch gemacht würden. Dieses Aufnahmegespräch fände nach dem Vieraugenprinzip mit 
einer/einem anderen Sozialarbeitenden statt. 
Herr Dubacher kam dann auch auf das Angebot des Schreibdienstes des Sozial-Info Rex zu sprechen, 
welches im Sozialamt Luzern integriert ist und die Funktion der ersten Anlaufstelle inne hat und je 
nach Bedarf Hilfesuchende an spezialisierte Stellen aktiv (Kontakt wird direkt über das Sozial Info REX 
hergestellt) oder passiv (der oder die Hilfesuchende stellt den Erstkontakt selber her) weiterleitet und 
zusätzlich Informationsmaterial zu sozialen Angeboten und zwei Internetstationen bereithält. Der 
Schreibdienst als Teilaufgabe des Sozial Info REX ist ein niederschwelliges Angebot für Menschen, die 
Schwierigkeiten beim Lesen und Schreiben von Korrespondenz haben. Sie bekommen dabei von Frei-
willigen einmal die Woche während zwei Stunden ohne Voranmeldung Unterstützung. 
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Einen Bedarf für Amtsbegleitungen sieht Herr Dubacher auf beide Seiten: einerseits geschehe es im-
mer wieder, dass Klienten und Klientinnen von der Sozialhilfe an eine andere Institution verwiesen 
würden, dort aber „nie ankommen würden“. Auf der anderen Seite würde es aber auch Sinn machen, 
Leute auf das Sozialamt zu begleiten. Daher vertrat Herr Dubacher auch eher die Meinung, dass eine 
Implementierung eines Amtsbegleitungsangebotes innerhalb des Sozialamtes als Teilangebot des 
Sozial Info REX eher problembehaftet sein könnte, da dies Interessenkonflikte innerhalb des Sozial-
amtes aber auch Misstrauen auf Seiten der Klientschaft generieren könne, wenn auch die räumliche 
und strukturelle Nähe auch einen Vorteil darstellen könne. 
Konkrete Auswirkungen auf die Anspruchsabklärungen der Sozialhilfe durch Amtsbegleitungen ver-
neint Herr Dubacher. Die Berechnungen würden sich ja nicht verändern. In der Folge könne es bei 
Amtsbegleitungen auch nicht darum gehen leichter oder zu mehr Sozialhilfegeldern zu kommen. Aus-
serdem gäbe es schon so genügend Leute, die vor Ämtern Horror hätten, was die Inanspruchnahme 
einer Amtsbegleitung, wäre sie denn genügend bekannt, begründen würde. Von Seiten der Jugendbe-
ratungsstelle Contact gab es einmal die Frage nach einer erleichterten Aufnahme von Jugendlichen. 
Die Sozialhilfe gab einen Negativentscheid aufgrund der gleichen Argumentation: Gerechnet werde 
immer gleich. Was helfen würde, so die Empfehlung von Seiten der Sozialhilfe, wenn die Leute ver-
mehrt bei der Papierbeschaffung und zum Termin begleitet würden. Jedoch wäre laut Herr Dubacher 
die Schwelle zur Sozialhilfe nicht viel tiefer. Dennoch: auch in der Sozialhilfe gäbe es das Interesse, 
dass die Leute gute Kontakte zum Sozialamt und Ordnung in ihren Unterlagen hätten. Amtsbeglei-
tungen würden so aber auch ganz allgemein Sicherheit geben; auf Behörden- als auch Klientenseite. 
Noch einmal erwähnte Herr Dubacher, dass er Amtsbegleitungen allgemein begrüssen würde. Ein 
Bedarf wäre da, auch wenn die Möglichkeit jemanden an die Termine mitzubringen bereits jetzt schon 
bestehe. Man könne ja nicht sagen, dass es verboten sei, den Onkel mitzubringen. Jedoch müsse der 
Datenschutz gewährleistet werden. Private Begleitungen würden aber vor allem bei Sprachschwierig-
keiten zum dolmetschen mitgebracht, was für die Dolmetschenden (meist Kinder der Bezüger) auch 
schwierig sei. Nichtverwandte Personen werden laut Herrn Dubacher nie mitgebracht. 
Die Arbeit für die Sozialarbeitenden in der Sozialhilfe würde durch Amtsbegleitungen aber nicht einfa-
cher werden. Nur schon zeitlich würde eine Begleitung Mehraufwand bedeuten, denn ein Gespräch zu 
dritt dauere länger als ein Zweiergespräch. 
Das primäre Ziel für Amtsbegleitungen sieht Herr Dubacher denn auch im Senken der Zugangsschwel-
len. Vom Erstkontakt über das Zusammenstellen der nötigen Unterlagen und das Erscheinen zum 
ersten Termin bis zur Einhaltung der Auflagen. Auch in bereits laufenden Fällen könne es wichtig wer-
den, jemanden dabei zu haben. Immer wieder gäbe es Konflikte auf dem Sozialamt, weil sich Leute 
schlecht behandelt fühlten oder das Gefühl hätten, über den Tisch gezogen zu werden, ob das nun 
stimme oder nicht. Es sei auch nicht immer einfach, die Regelungen transparent zu machen. Ermes-
sensentscheide würden allgemein oft Schwierigkeiten generieren. 
Immerhin könne jeder und jede ins Sozialhandbuch von Luzern schauen. Die Ansprüche an den Bera-
ter würden sich durch eine Begleitung jedenfalls erhöhen. Eine Statistik über Einsprachen auf Verfü-
gungen gäbe es nicht; Herr Dubacher habe noch keine solche gesehen. 
Im Gegensatz zum Primärziel des Senkens der Zugangsschwelle wäre aber auch der Ämterlotse für 
sich eine Schwelle: Die Unterstützungsbedürftigkeit müsste einer zusätzlichen Person gegenüber zu-
gegeben werden. 
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Aus dem Bauch heraus würde sich Herr Dubacher wünschen, Amtsbegleitungen würden da eingesetzt, 
wo es kriseln würde. Die Amtsbegleitung würde dann weniger den Zugang sichern (wie es der Begriff 
„Lotse“ im engeren Sinne impliziert) sondern eher als Prozessbegleitung und Deeskalationshilfe auf-
treten. Dies aber sicher nicht mediatorisch und schon gar nicht auf professionelle Weise; das gäbe ein 
Durcheinander. Da wäre eine Ombudsstelle Soziales, die durch eine offizielle Funktion Ungerechtig-
keiten vermindern helfen könne, eher angebracht, wenn es schon eine professionell amtierende Funk-
tion sein müsste. Eine solche Machtposition bei Amtsbegleitungen würde aber die Fronten eher ver-
härten und die Situation zu stark beeinflussen. Ausserdem wäre es laut Herrn Dubacher vor allem für 
die Erstgespräche im Sozial Info REX sinnvoll, Amtsbegleitungen zu haben, damit die erste Hürde ge-
nommen werden könne. Jedoch bestehe auch schon vorher eine gewisse Hürde. Das Ziel von Amts-
begleitungen könne also auch sein, die Nichtbezugsquote (Anzahl der Berechtigten auf Sozialhilfe 
welche diese nicht beziehen) zu senken. Laut Caritas liege diese bei gegen 50%. Die Gründe für diese 
hohe Nichtbezugsquote könne laut Herrn Dubacher unterschiedlich sein: Grosse Hemmungen von 
staatlichen Leistungen abhängig zu sein, fehlender Wille oder andere Unterstützungsmöglichkeiten, 
die akute Notlagen verhindern würden. Im Vergleich zu Deutschland habe man aber in der Schweiz 
eher grösseres Vertrauen gegenüber dem Staat. 
Bezüglich der Frage, wo Herr Dubacher denn Amtsbegleitungen ähnlich gelagerte Angebote in der 
Stadt Luzern neben dem Schreibdienst des Sozial Info REX sehe, nennt er die Caritas, welche Beglei-
tungen von Migrantenkindern mache. Dies aber eher spezifisch im Sinne, dass es hier vor allem auch 
um die Hilfe bei Hausaufgaben gehe und das Angebot auf Migranten und Migrantinnen beschränkt sei. 
Die Anwerbung Freiwilliger für Amtsbegleitungen schätzt Herr Dubacher momentan als eher schwie-
rig ein. Es gäbe keine allgemeine Vermittlungsstelle für Freiwilligenarbeit mehr, seit Benevol Gelder 
gestrichen worden seien. Die Caritas übernehme hier zwar noch einen Teil, jedoch beschäftige sie die 
meisten Freiwilligen selber. Ebenso die kirchlichen Organisationen. Momentan bestehe kein zentraler 
Pool für Freiwilligenarbeit, was bedeute, dass eine Akquisition von Amtsbegleitern eher über Inserate 
in öffentlichen Blättern vonstattengehen müsse. 
Für die zukünftige Bedarfsabklärung bei sozialen Institutionen in Luzern gab uns Herr Dubacher den 
Hinweis, dass die grossen Sozialberatungen wie Caritas und die katholischen und evangelischen Sozi-
alberatungen aber vor allem auch gesetzliche Organisationen befragt werden müssten; namentlich 
RAV und die Stadtverwaltung mit Einwohnerkontrolle und Steueramt. Wobei er wisse, dass die Sozi-
alberatung der evangelischen Kirche lediglich 44 Sozialhilfebezüger auf gesamthaft 1200 Klienten 
hätten. Er wisse bei diesen zudem nicht, ob diese vor während oder nach einem Sozialhilfebezug dort 
in Beratung seien. 
Zum Abschluss des Interviews gab uns Herr Dubacher die Kontaktangaben der genannten Stellen und 
entliess uns mit der Zusatzfrage nach einer eventuellen zusätzlichen Bedarfsabklärung bei Institutio-
nen, bei denen direkter Klientenkontakt nicht zur Regel gehörten wie etwa Krankenkassen oder die 
SUVA. 
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Anhang B Text Begleitmail für die Befragung 
 
 
 
 
Von: Müller Raffael SA.BSCSW_TZSA.0501  
Gesendet: Donnerstag, 6. Mai 2010 20:15 
Cc: Müller Raffael SA.BSCSW_TZSA.0501; Forster Tanja SA.BSCSW_BBSA.0601 
Betreff: Umfrage Amtsbegleitungen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
Als Studierende an der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit führen wir im Rahmen unse-
rer Bachelorarbeit und im Auftrag von Rolf Kurath vom Luzerner Forum für Sozialversi-
cherungen und Soziale Sicherheit eine Kurzbefragung bei ausgewählten Beratungsstel-
len in der Stadt Luzern durch. 
Ziel ist es, den Bedarf an Amtsbegleitungen in Luzern abzuklären. Dazu bitten wir Sie, 
den angefügten Kurzfragebogen wenn nötig an die dafür geeignetste Person weiterzu-
leiten und bis zum 13.05. auszufüllen (Dauer ca. 5 Minuten). 
Mithilfe Ihrer Angaben wird es uns möglich sein, zu beurteilen, inwiefern es sinnvoll 
wäre, ein Amtsbegleitungsangebot für die Stadt Luzern zu implementieren. Eine kurze 
Definition von Amtsbegleitungen finden Sie in der Einleitung zum Fragebogen. 
Ihre Daten werden, was Personen- und Namensangaben betrifft, auf Wunsch anony-
misiert. Jedoch sind wir darauf angewiesen, Rückschlüsse auf die Institutionen und ihr 
Angebot machen zu können. 
Wir danken Ihnen für die investierte Zeit und stehen Ihnen für Fragen oder Anregun-
gen gerne zur Verfügung! 
Mit freundlichen Grüssen 
Raffael Müller 
Tanja Forster 
Studierende an der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit 
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Anhang C Fragebogen 
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Anhang D Liste der angefragten Institutionen 
Institution Bezeichnung Person (*anonym) 
AA Anonyme Alkoholiker info@anonyme-alkoholiker.ch 
Aids-Hilfe Luzern  * 
Ausgleichskasse Luzern  
Nussbaum Marcel 
[marcel.nussbaum@ahvluzern.ch] 
Beratungsstelle für Hör- und Sprachbehinderte 
Picenoni Carlo 
[Carlo.Picenoni@edulu.ch] 
Beratungsstelle für 
Hörsehbehinderte und 
Taubblinde 
SZB Schweizerischer 
Zentralverein für das 
Blindenwesen 
* 
Beratungsstelle Hohenrain (für Lern- und Geistigbehinderte) * 
Brückenangebote Kanton Luzern  Fischer Luzia [Luzia.Fischer@edulu.ch] 
Frauenzentrale Luzern Frauenzentrale Luzern 
Ursi Wildisen 
[ursi.wildisen@frauenzentraleluzern.ch
] 
Caritas Luzern Sozialberatung * 
Ehe-, Lebens- und 
Schwangerschaftsberatung 
elbe 
Claudia Wyrsch 
[claudia.wyrsch@elbeluzern.ch] 
FABIA-Fachstelle für die Beratung 
und Integration von 
Ausländerinnen und Ausländern 
Fachstelle für die Beratung 
und Integration 
von Ausländerinnen und 
Ausländern 
* 
Fachstelle für Freiwilligenarbeit Benevol Luzern 
Elisabeth Graf [info@benevol-
luzern.ch] 
Fachstelle für Schuldenfragen  Charly Gmür [luzern@schulden.ch] 
agredis.ch - Gewaltberatung 
Fachstelle gegen 
Männergewalt 
Markus Meili 
[markus.meili@agredis.ch] 
fachstelle sehbehinderung 
zentralschweiz fsz 
Beratungs- und 
Rehabilitationsstelle für 
Sehbehinderte 
Fischer Marco [Marco.Fischer@sbv-
fsa.ch] 
Frauenhaus Luzern  * 
IV-Stelle Luzern Eidg. Invalidenversicherung 
Hirter Brigitte 
[Brigitte.Hirter@ivstlu.ch] 
Jugend- und Elternberatung 
CONTACT 
 daniel.niederberger@contactluzern.ch 
Krebsliga Zentralschweiz  
Yasmina Petermann 
[yasmina.petermann@krebsliga.info] 
Lungenliga Luzern-Zug 
Fachstelle für (fast) alle 
Bereiche der Lunge 
info@lungenliga-lu-zg.ch' Elmiger 
Patrick [elmiger@lungenliga-lu.ch] 
Mütter- und Väterberatung  * 
Opferberatungsstelle des 
Kantons Luzern 
 
Knuesel Brigitte 
[Brigitte.Knuesel@lu.ch] 
Patientenstelle Zentralschweiz   
Pfarrei St. Anton Sozialberatung 
Huber Susanne 
[Susanne.Huber@kathluzern.ch] 
Pfarrei St. Johannes Sozialberatung  
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Pfarrei St. Josef Sozialberatung  
Pfarrei St. Paul Sozialberatung  
Pfarrei St. Leodegar im Hof Sozialberatung  
Pfarrei St. Maria zu Franziskanern Sozialberatung  
Pfarrei St. Michael Sozialberatung  
Pfarrei St. Karl Sozialberatung 
Häseli Bernhard 
[Bernhard.Haeseli@kathluzern.ch] 
Pro Infirmis Luzern, Ob- und 
Nidwalden 
Ansprechpartnerin für alle 
Fragen für Menschen mit 
einer Behinderung 
Arnold Bruno 
[Bruno.Arnold@proinfirmis.ch] 
pro juventute Luzern Bezirkssekretariat 
Maria Monegat [info@projuventute-
luzern.ch] 
Pro Senectute Kanton Luzern Geschäftsstelle * 
Procap 
Sozialversicherungsberatung 
Zentralschweiz 
für Menschen mit Handicap * 
RAV Regionales 
Arbeitsvermittlungszentrum 
Luzern 
Wirtschaft & Arbeit Sandmann Isa [Isa.Sandmann@lu.ch] 
Rheumaliga Luzern u. 
Unterwalden 
 rheuma.luuw@bluewin.ch 
Sozial-BeratungsZentrum (SoBZ) 
Amt Luzern 
für Alkohol- und andere 
Suchtfragen 
Beat Waldis [beat.waldis@sobz.ch] 
Sozialberatung DFI 
DROGEN FORUM 
INNERSCHWEIZ (DFI)  
* 
Sozialberatung Reformierte 
Kirche Luzern 
 
Doris Krummenacher 
[doris.krummenacher@lu.ref.ch] 
Sozialdienst für Patienten Kantonsspital Luzern * 
Stadt Luzern Sozial Info REX brigitte.vonwil@stadtluzern.ch 
 
*  auf Wunsch anonymisiert 
